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KontrASt ist die Zeitung der Verfassten Studieren-

denschaft der Universität Hannover. Die Artikel ge-

ben die Meinung des/der AutorIn wieder und ent-

sprechen nicht der Meinung des AStA-Kollektivs.

Sie dienen auf Grundlage der verfassungsmäßigen 

Ordnung der Förderung der politischen Bildung, 

des staatsbürgerlichen Verantwortungsbewusst-

seins und der Bereitschaft zur Toleranz. (HRG § 4� 

(�) Satz 4.)

Manuskripte bitte digital (auf Diskette/CD oder 

per mail) an die Redaktion im AStA der Univer-

sität Hannover einreichen. Es werden nur Texte 

berücksichtigt die namentlich gekennzeichnet 

sind. Artikel unter Pseudonym werden nicht ver-

öffentlicht. In begründeten Ausnahmen können  

AutorInnen aber ungenannt bleiben.

Die Redaktion behält sich vor, Beiträge zu kürzen.

Vorwort zur Ok...äh... Nov Dezember-Ausgabe

Liebe Kommilitonninen und Kommilitonen

Endlich ist es soweit: Die Dezemberausgabe der KontrASt ist da. Nach 
langer Verzögerung und viel Verspätung ist eine vollständig überarbeitet 
KontrASt Realität. Ursprünglich als ErstsemesterInnenausgabe für den 
Oktober geplant und vorbereitet, dann in den November verschoben und 
jetzt schließlich fertig, hat sich zwischendurch so ziemlich alles verän-

dert. Alte Artikel mussten der Aktualität hal-
ber ersetzt werden oder fielen ganz weg, neue 
Artikel kamen hinzu, das neue Layout wurde 
immer ausgereifter. Das Ergebnis ist eine Kon-
trASt mit völlig neuer Optik und einer etwas 
seltsamen Mixtur an Artikeln.

Also was ist diesmal Thema? Zum einen liegt 
der schwerpunkt dieser Ausgabe ganz eindeu-
tig auf dem Studiengebührenboykott und dem 
Protest gegen Studiengebühren im Ganzen. 
Zum anderen gibts auch einen Bericht über 
die entzwischen schon ein paar Monate zu-
rückliegenden Ereignisse in Rostock,  sowie 
die aktuelle Thematik der nun verschärften 
Überwachung von Bürgerinnen und Bürgern 
durch Sicherheitsorgane des Staates. Außer-

dem nehmen wir uns wie immer einigen sozialen Themen an und stellen 
die studentischen Cafés an unsere Uni vor. 

Viel Spaß beim Lesen.

Liebe Grüße aus dem AStA

Euer Ben
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++ Vollversammlung ++

Am ��. November fand mit 700 Studierenden die 
bestbesuchte studentische  Vollversammlung an 
der Uni Hannover seit Jahren statt. Die Anwe-
senden sprachen sich für einen Boykott der Studi-
engebühren zum Sommersemester �008 aus und 
setzten das Quorum auf 5.000 Studierende fest. 
Weiterhin wurde das Präsidium aufgefordert, den 
Studierenden in den „alten“ Studiengängen mehr 
Zeit zum Erlangen ihres Abschlusses zu geben.

++Boykott 2.0++

Die Vorbereitungen für den Studiengebührenboy-
kott sind abgeschlossen. Die Teilnahmeerklärung 
ist auf der AstA-Homepage einzusehen und auszu-
drucken. Alle Fragen zum Boykott können auf der 
Anwaltsveranstaltung am �8. Dezember gestellt 
werden. Auch haben sich Studierende gefunden, 
die ab dem ��. Dezember an den Universitäts-
standorten dezentral zum Boykott informieren. 
Überwiesen werden kann bis zum �6. Januar. Alle 
Informationen gibt es zusätzlich auf www.wirzah-
lennicht.de

++auslaufende Studiengänge++

Das Präsidium der Uni hat verlauten lassen, dass 
es eine Verlängerung des Prüfungszeitraums 
um weitere 4 Semester für sinnvoll erachtet. Ur-
sprünglich waren für die auslaufenden Studiengän-
ge lediglich die Regelstudienzeit plus � Semester 
vorgesehen. Inwieweit dies in den Fakultäten An-
wendung findet, stand bei Drucklegung noch nicht 
fest. Informationen hierzu erhaltet Ihr bei Euren 
Fachschaften oder im AStA.

++Demo++

Am �5. Januar �008 wird es eine landesweite De-
monstration gegen Studiengebühren sowie Bil-
dungs- und Sozialabbau in Hannover geben. Zwei 
Tage vor der Landtagswahl ruft die Landesasten-
konferenz (LAK) alle auf, sich zu solidarisieren und 
gemeinsam für ihre Interessen auf die Straße zu 
gehen. Forderungen sind Abschaffung sämtlicher 
Gebühren im Bildungsbereich, ausreichende Fi-
nanzierung von selbigem sowie die Schaffung von 

Chancengleichheit auf jeder Ebene. 

++Protest-Camp++

Vom 03. bis 07. Dezember schlugen 30 Studie-
rende ihre Zelte vor dem Welfenschloss auf und 
campten „EISKALT gegen Studiengebühren“. Die 
Studierenden, die sich zum Großteil aus dem B-
TEAM rekrutierten, informierten die vorbeikom-
menden KommilitonInnen über den Boykott �.0 
und das Camp. Jeden Tag wurde im 50m² großen 
Veranstaltungszelt Workshops und Seminare zum 
Thema Bildungspolitik und Studiengebühren an-
geboten. Während der Woche haben sich spontan 
etliche Studierende dazu entschieden, mitzuzelten 
und das B-TEAM in seiner Arbeit zu unterstützen.

++Pressekonferenz++

Am 07. Dezember hielt die Landesastenkonferenz 
(LAK) eine Pressekonferenz in Hannover ab. Dort 
nahmen Sie vor PressevertreterInnen Stellung zur 
derzeitigen Bildungspolitik in Niedersachsen. Die 
niedersächsischen ASten waren sich in ihrer Be-
wertung einig, dass durch die Studiengebühren 
keine Verbesserungen in der Lehre zu erwirken 
seien. Die „soziale Abfederung“, die durch Studi-
enbeitragskredite erreicht werden sollte, sei ge-
scheitert, so die LAK.

++Darlehen++

Ein Stopp der Auszahlung seiner zinsfreien Not-
Darlehen musste der AStA im November veran-
lassen. Grund hierfür war die Höhe der bereits 
ausgezahlten Darlehen. Bereits zur Hälfte seiner 
Amtszeit wurden die hierfür vorgesehenen Mittel 
in Höhe von 30.000€ ausgegeben. Hier zeigen sich 
die Auswirkungen von Studiengebühren. Der AStA 
hat einen Nachtragshaushalt dem Studentischen 
Rat vorgelegt, in dem weitere 26.000€ für neue 
Darlehen vorgesehen sind.

BASTA - Neues aus dem AStA

BASTA
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Neu im AStA

Sachbearbeiterin für Frauen- 
und Geschlechterpolitik

Liebe Studierende,

im Laufe meines mittlerweile 
5jährigen hochschulpolitischen 
Engagements habe ich viele Er-
fahrungen sammeln können, die 
mir die Dringlichkeit des Um-
gangs mit dem Thema Frauen- 
und Geschlechterpolitik vor 
Augen geführt haben. In den ver-
gangenen Jahren konnte ich beo-
bachten, wie besonders die hoch-
schulpolitische Landschaft leider 
immer noch von zugeschrie-

benen Rollenverhalten geprägt 
ist. Überwiegend sind Männer 
in gehobenen Positionen, domi-
nieren redeanteilig die Diskussi-
onsrunden und bestimmen meist 
darüber hinaus mit ihrem Auf-
treten die Gesprächsatmosphä-
re. Ein Schlüsselerlebnis war im 
Studentischen Rat �005/�006 
meine Einberufung des ersten 
Frauenplenums seit Jahren. Bei-
nahe die Hälfte der damals an-
wesenden StuRa-Delegierten 
waren Studentinnen. Diese hohe 
Anzahl überraschte nicht nur 
mich, sondern die meisten Stu-
dentinnen des Frauenplenums, 
da die Zahl in keinerlei Verhält-
nis zu ihrer Präsenz in Redean-
teilen oder Ämterbekleidungen 
stand. Nach diesem Erlebnis fing 
ich an mich mit frauen- und ge-
schlechterpolitischen Fragen zu 
beschäftigen und das Wechsel-
spiel der zugeschriebenen Rol-
len in der politischen Landschaft 
genauer zu beobachten. Die Stel-
le der Sachbearbeiterin im AStA 
ermöglicht mir nun seit Novem-
ber diese inhaltliche Arbeit fort-
zusetzen und zu veröffentlichen. 
Daher wird mein Hauptaugen-
merk auf der Erstellung eines 

Readers zum Thema „Partizipa-
tion von Studentinnen an hoch-
schulpolitischen Gremien“ lie-
gen. Darüber hinaus werden in 
den folgenden Monaten Artikel 
zu frauen- und geschlechterpoli-
tischen Themen in der KontrASt 
erscheinen (z.B. zur „Geschichte 
und Bedeutung des Frauenraums 
im AStA“ in der nächsten Ausga-
be). Neben der Öffentlichkeitsar-
beit gibt es noch weitere interes-
sante Gebiete, die ich gerne zu 
meinem Aufgabenbereich zäh-
len würde. Darunter fallen die 
Vernetzung themennaher schon 
bestehender Einrichtungen und 
auch Neugründungen von Grup-
pen sowie die Ausrichtung von 
Veranstaltungen. Gerade zu letz-
terem Punkt seid ihr gefragt. Ihr 
habt Lust einen Workshop nur 
für Frauen zu organisieren (DIY 
rund um Rad, Rechner, …) eine 
Veranstaltung zu geschlechter-
politischen Fragen auf die Beine 
zustellen oder Filme mit diesen 
Inhalten zu zeigen? Ihr könnt 
euch jederzeit mit Ideen und Fra-
gen an mich wenden.

Beste Grüße,

Myriam Schotzki

Sprechzeiten: Montag 10 
bis 13 Uhr, Mittwoch 14 bis 
17 Uhr

Kontakt: fgp@asta-hanno-
ver.de

AusländerInnen
Vollversammlung

1. Neuwahl
2. Studiumfinanzierung
3. Studiengebührenboykott

Für die Wahl: Pass & I-Bescheinigung 
nicht vergessen !

Anzeige
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Auch in Hannover zeigt der basisdemokra-
tische Kompaß wieder eindeutig in Richtung 
Boykott der Studiengebühren. Das Votum ei-
ner Vollversammlung ist aber in der Regel 
das Votum derjenigen, die sowieso schon in-
teressiert sind. Sollen die unentschlossenen 
erreicht werden, so ist nichts weniger gefragt 
als schlechte Argumente.

Schon aus egoistischem Interesse fällt es vielen 
Studierenden ausgesprochen leicht, sich gegen 
das neue Eintrittsgeld an der Uni auszusprechen, 
so sie denn zufällig gefragt werden. Tausend Euro 
im Jahr haben oder nicht haben – da fällt die Ant-
wort nicht schwer. Obwohl mindestens dieses In-
teresse allen Studierenden gemeinsam ist, führte 
es bisher nicht zu spontanen Massenprotesten, 
und auch die organisierten GebührengegnerInnen 
nutzten das Argument nicht zu einer entpolitisier-
ten Kampagne für die entpolitisierten Studieren-
den von heute. Das Scheitern des letzten Boykotts 
attestiert letzteren allemal zureichend ein man-
gelndes Interesse an ihren eigenen Interessen. 
Um sie zur Aktion oder zum Boykott zu überreden, 
scheint der Verzicht auf „schlecht vermittelbare“ 
Argumente also das Mittel der Wahl zu sein.

So schön einfach sich das darstellt, so wenig 
könnte es überzeugen. Stellen wir uns einen stu-
dentischen Massenprotest vor, der völlig politik-
frei nur um der Ersparnis willen stattfände – ein 
absurdes Bild. Die Einführung der Gebühren 
selbst war ein politischer Akt, der sich dem Willen 
von Leuten verdankt, die bestimmte Zwecke da-
mit verfolgen. Die Kritik daran muß daher eben-
falls eine politische sein. Eine Reduktion auf das 
bloße Nicht-bezahlen-wollen ist schon deshalb 
nicht drin, weil die argumentlos daherkommende 
Forderung impliziert, alles andere solle ebenfalls 
nicht bezahlt werden, die Brötchen beim Bäcker 
zum Beispiel. Die damit in der Konsequenz ver-
bundene Abschaffung des Eigentums dürfte den 
meisten Studierenden dann doch zu weit gehen.

Auf das politische Moment kann im Kampf gegen 
Studiengebühren also gar nicht verzichtet wer-
den. Ob bewußt oder unbewußt, die meisten Ge-
bührengegnerInnen merken das irgendwie. Doch 
die wenigsten von ihnen sind auf dem Gebiet der 
Politik Profis; viele verlieren sogar erst hier ihre 

Davon sind die GebührengegnerInnen derzeit je-
doch weit entfernt. Halbherzig wird zu „irgend-
wie politisch“ anmutenden Versatzstücken von Ar-
gumenten gegriffen, so sie denn „konsensfähig“ 
scheinen. Dieser Konsens entsteht nicht durch 
einen konstruktiven Streit um die besten Argu-
mente, sondern durch die Ausklammerung al-
les dessen, was die falsche Eintracht gefährden 
könnte.

Allgemein durchgesetzt haben sich hier die Plati-
tüden „Bildung ist keine Ware“ und „Studienge-
bühren sind unsozial“. Beides ist richtig und beides 

Wie zu argumentieren 
gegen Studiengebühren

politische Jungfräulichkeit. Die Anfälligkeit für 
das Stolpern über die Fallstricke der Gegenseite 
ist hoch und das Begreifen der wirklichen Zusam-
menhänge nicht einmal geplant.

Sie trauen sich nicht so richtig, und das in dop-
pelter Hinsicht: Sie trauen sich nicht, ihre Forde-
rungen mit einer Entschiedenheit zu artikulieren, 
wie sie so gerne den vergangenen studentischen 
Generationen der 70er und 80er nicht ganz zu un-
recht nachgesagt wird. Und sie trauen sich nicht, 
in dem Sinne, daß sie ihrer eigenen Position nicht 
wirklich vertrauen. Denn die Ablehnung der Stu-
diengebühren kommt nicht selten nur so von un-
gefähr, als praktische Reaktion auf ihre plötzliche 
Einführung. Sofern bildungspolitische Ideale eine 
Rolle spielen, tun sie das erst seit und nur wegen 
der Gebühren, nicht weil mensch sowieso schon 
immer Kritiker der Hochschullandschaft war. So 
lange sich diese Meinung nur einem Bauchgefühl 
verdankt, ist die resultierende Zurückhaltung so-
gar angemessen. Richtig wäre es dagegen, das 
Unbehagen endlich auch gedanklich aufzuarbei-
ten. Nur wer theoretisch darlegen kann, wieso 
kein Teil der Universität von den Studierenden fi-
nanziert werden soll, kann sich selbst und andere 
überzeugen.

Geld – vielseitig verwendbar wie sonst nix, und 
dennoch für viele Leute ein Problem.

Studibühren
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lockt keinen begossenen Pudel mehr hinterm Ofen 
hervor (oder wie man sagt). Auch mit der Zahlung 
von Studiengebühren kann kein Mensch sich Stu-
dienabschlüsse – und schon gar nicht das dazuge-
hörende Wissen – kaufen. Von Bildung als Ware 
kann keine Rede sein, denn zum Ware-sein ge-
hört mehr als nur ein Preis. Die intendierte Kritik 
geht ins Leere. Selbst wenn sie etwas träfe, fehlte 
doch die Begründung dafür, daß ausgerechnet die 
„Ware Bildung“ kostenlos bleiben soll, die Bröt-
chen aber nach wie vor bezahlt werden müssen. 
Daß Studiengebühren unsozial sind, trifft dage-
gen tatsächlich etwas, aber nur am Rande. Denn 
es ist ausdrücklich nicht der Zweck der Gebühren, 
finanziell schlechter gestellte Menschen von der 
Universität fern zu halten. Mal angenommen es 
wäre so: es müsste gesellschaftliche Gruppen ge-
ben, die ein „Studium nur für Reiche“ forderten 
und es geschafft hätten, daraus Gesetze werden 
zu lassen. Nun ist die Existenz von Eliten, die sich 
auch dank eines mangelhaft sozial durchlässigen 
Bildungssystems erhalten können, nicht völlig von 
der Hand zu weisen. Aber warum, müßte mensch 
sich fragen, binden sie zuerst die Möglichkeit zu 
studieren an die Zahlungsfähigkeit, wenn sie zu-
gleich den schönen Ausgrenzungsmechanismus 
mit Ausnahmeregelungen und Stipendien in seiner 
Wirksamkeit einschränken? Ist es möglich, Studi-
engebühren aus dem asozialen Interesse einzel-
ner Gruppen zu erklären? Hätten die nicht besse-
re Methoden, sich „die Armen“ dumm zu halten? 
– Der Schritt zu einer absurden Verschwörungs-
theorie ist kein besonders großer. Wer in Zeiten 
der etablierten apersonalen Herrschaft bestimmte 
Individuen für das Elend der Welt verantwortlich 
machen will, macht es sich zu einfach. Es reicht 
jedenfalls nicht für eine Kritik, sich primär auf die 
sozialen Folgen zu fixieren. Diese sind zwar die 
unschönste Nebenwirkung der Gebühren, aber 
eben nicht ihr Existenzgrund. Aus der Feststel-
lung, daß Studiengebühren unsozial sind, folgt 
nicht notwendig die Forderung ihrer Abschaffung. 
Es kann auch folgen: „Studiengebühren nur für 
Reiche!“ – Und angenommen, das würde Realität, 
ginge das dann in Ordnung?

Zu dem sozialen Argument paart sich neuerdings 
immer häufiger eines, das erst durch die faktisch 
zunehmende Etablierung der Gebühren möglich 
wurde: Die GebührengegnerInnen empören sich 
über den ganzen „Unsinn“, für den das Geld ausge-
geben wird. Damit tun sie nicht weniger, als brav 
den Wunsch des MWK-Ministers Stratmann zu er-
füllen, der sich eine rege Beteiligung der Studis 
an der Verteilungsdiskussion wünscht. Der Fehler 
ist eigentlich banal: Sie versuchen, den jeweils 

durch die „Beiträge“ realisierten Gebrauchswert 
zu kritisieren. Doch Studiengebühren sind Geld 
und als solches haben sie der Möglichkeit nach 
jeden Gebrauchswert. Die einzige Grenze – und 
auch die ist veränderbar – ist der im NHG (Nieder-
sächsisches Hochschulgesetz) festgeschriebene 
Verwendungszweck, also die Verbesserung der 
Lehre, etc. Wenn nun jemand behauptet, dieser 
oder jener gebührenfinanzierte Gebrauchswert 
nütze den Studierenden gar nichts, so richtet sich 
das nicht gegen Studiengebühren an sich, son-
dern nur gegen die jeweilige Verwendung. Damit 
ist impliziert, daß es eine sinnvolle Verwendungs-
möglichkeit für anderes, Nützliches nämlich, gibt. 
Was Kritik an Gebühren werden sollte, verkehrt 
sich so in ihre Legitimation. Und genau das ist sei-
tens des Wissenschaftsministers und des Uni-Prä-
sidenten beabsichtigt, wenn sie jedes Semester 
aufzählen, was für tolle Geschenke sie uns wieder 
einmal von unserem Geld gekauft haben. Entwe-
der finden wir sie toll, folglich leuchtet uns nach 
und nach auch der Sinn der Gebühren ein – oder 
wir finden sie blöd und sagen damit, daß die Ge-
bühren für anderes gut – also immerhin gut – sind. 
Dieses Dilemma kann nur vermeiden, wer sich 
gar nicht erst auf das Spielchen einläßt. Nichts 
gegen die Geschenke – längere Öffnungszeiten in 
den Bibliotheken sind eine feine Sache. Nur die 
Frage, ob mensch Studiengebühren in politischer 
Hinsicht akzeptiert oder ablehnt, läßt sich in kei-
nen vernünftigen Zusammenhang mit deren Ge-
brauchswert bringen.

Will mensch es wirklich wissen, was es mit dem 
neuen Eintrittsgeld auf sich hat, so führt kein 
Weg an der Frage nach dessen Zweck vorbei. Mit 
oberflächlichen Antworten, wie dem Verweis auf 
den gesetzlichen Verwendungszweck ist ebenso 
wenig geholfen, wie mit der Annahme, es ginge 
um die Finanzierung der Hochschulen. Der Anteil 
der Gebühren am Gesamthaushalt ist verschwin-
dend gering und so lange der Staat bestimmen 
will, was an seinen Hochschulen passiert, wird er 
auch nach wie vor den Großteil der Kosten tragen. 
Warum also Studiengebühren? Wer oder was ist 
warum auf die seltsame Idee gekommen, den Stu-
dis fürs Studieren jetzt semesterweise so viel Geld 
abzuknöpfen, daß es weh tut?

Es sei die These genannt, daß sich die Erklärung 
dafür nicht finden läßt, so lange die Gebühren nur 
als isoliertes Phänomen betrachtet werden. Eine 
fundierte Kritik käme nicht drum herum, diese in 
den Kontext der seit �999 laufenden Hochschul-
reform einzuordnen. Und hier ließe sich einiges 
über den Zweck des Eintrittsgeldes in Erfahrung 

Studibühren
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bringen, was sogar unverblümt in den Zeitungen 
steht. Dort äußerten sich die Bildungspolitiker 
über die Auswüchse der alten Universität, der sie 
zu viel Freiheit gelassen hatten. Zu viele Fach-
wechsel, zu viele Studienabbrecher und viel zu 
lange „Ausbildungszeiten“. Für die neuen Studi-
engänge erfüllt das Eintrittsgeld die Funktion ei-
ner mehrfachen Nötigung: Die Studis sollen gefäl-
ligst gleich beim ersten Versuch das richtige Fach 
wählen und bei Nichtgefallen dennoch wenigstens 
6 Semester dabei bleiben. Alles andere wäre eine 

Dicke Bücher – vor der Hochschulreform ge-
hörten sie zum Alltag in den Seminaren.

Fehlinvestition. Und sie sollen nicht so lange an 
der Uni rumhängen, wofür sich zu entscheiden 
ihnen durch den negativen finanziellen Anreiz 
einfach gemacht wird. Ob die verkürzte Zeit für 
die angemessene „Berufsqualifikation“ (denn nur 
darum geht es noch) ausreicht, kann nur die Er-
fahrung der nächsten Jahre zeigen. Und auch hier 
bietet sich wieder die Gelegenheit zu verfehlter 
Kritik: den Bildungspolitikern vorzuhalten, sie hät-
ten die Universitäten kaputt reformiert, weil sich 
der Output (qualifizierte Köpfe) auf dem Arbeits-
markt nicht bewähre. Das ist fast immer der Fall, 
wenn der Verlust der international hoch angese-
henen deutschen Diplomstudiengänge lamentiert 
wird. Daß die Universitäten zur Stärkung der Kon-
kurrenzfähigkeit da zu sein haben, wird von einer 
solchen Kritik gar nicht mehr in Frage gestellt. 
Damit macht mensch sich ohne Not zum Problem, 
was die Bildungspolitiker mit der Reform zu lö-
sen beabsichtigten, nämlich die Hochschule im 
Hinblick auf die Ökonomie zu „optimieren“. Das 
„Durchregieren“ wird für sie zum Spaziergang, 
wenn über den eigentlichen Zweck der Universi-
täten nicht einmal mehr gestritten wird.

Peter eisner

Germany‘s Next Topuni

Mit der neuen Elite die 
Welt erobern

Es ist kein Geheimnis, dass der bundesdeutsche 
Staat seinen Hochschulen eine prinzipielle Re-
form verordnet hat. Es ist auch kein Geheimnis, 
dass eine solche Reform Ausdruck einer ganz 
schön grundsätzlichen Unzufriedenheit ist. Die 
Politik ist von den Ergebnissen ihres Bildungs-
systems nicht begeistert und propagiert daher 
als Gegenmaßnahme etwas, das noch vor weni-
gen Jahren einen Sturm der Entrüstung unter 
Studierenden, deren Vertretungen und der po-
litischen Opposition ausgelöst hätte: Elite. Es 
fehlt offensichtlich an richtig guten Leuten, die 
an richtig guten Universitäten ihr Können unter 
Beweis stellen dürfen. Die Situation an bundes-
deutschen Hochschulen spiegelte bislang nach 
Meinung der Politik den Zustand in der BRD 
nur allzu getreu wider. Arbeitslose und Sozial-
hilfeempfängerInnen hingen in der Hängematte 
rum, ProfessorInnen und StudentInnen machten 
es ihnen an dafür viel zu teuren Institutionen 
nach. Eine Lektion, die jeder Mensch, der in die-
ser Wirtschaft lebt, zur Genüge kennt, soll jetzt 
auch den Hochschulen Beine machen. Gegen zu 
wenig Eigenleistung hilft der Anreiz zu mehr 
Leistung, den die Politik – ganz wie im echten 
Geschäftsleben - durch Konkurrenz um die Geld-
töpfe installieren möchte. Universitäten und mit 
ihnen ihre Angestellten und StudentInnen sol-
len gegeneinander konkurrieren. Mit der Glei-
chung mehr Konkurrenz = mehr Leistung will 
die Politik das deutsche Hochschulwesen dahin 
katapultieren, wo es eigentlich eh schon immer 
hingehörte: an die internationale Spitze. Die 
Hoffnung auf Harvard in Deutschland und viele 
zukünftige Nobelpreisträger deutscher Prove-
nienz verdankt sich keineswegs dem Wunsch, 
die Menschheit mit hilfreichem Wissen zu ver-
sorgen, sondern handfesten wirtschaftlichen 
Interessen. Die Reformen der vergangenen Jah-
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re – von der Steuer bis Hartz IV – waren alle 
motiviert dadurch, dass man glaubte, Deutsch-
land einen besseren Platz in der internationalen 
Konkurrenz der Wirtschaftsmächte sichern zu 
müssen. Die Hochschulreform macht da keine 
Ausnahme. Auch sie soll dem deutschen Wirt-
schaftswachstum dienen. Wie das funktionieren 
soll und welche Folgen Maßnahmen wie die Ein-
führung von Exzellenzinitiativen haben, kommt 
jetzt.

1. Akt: Drittmittel

Lange Zeit galt das Prinzip, dass die Wissenspro-
duktion möglichst unbehelligt von Geldsorgen 
stattzufinden habe, da nur so gewährleistet sei, 
dass sich Wissenschaftler auf ihre Forschungen 
konzentrieren könnten. Dieses Prinzip, der Staat 
stellt seinen Hochschulen Geldmittel zur Verfü-
gung, die sie dann relativ frei nach Fakultäten 
und Instituten aufgeteilt ausgeben können, wur-
de zunächst mit der Einführung von Drittmitteln 
aufgeweicht. Zusätzliche Mittel aus der freien 
Wirtschaft sollten die relativ teure Wissens-
produktion in Forschungsbereichen garantie-
ren, deren Finanzierung über Haushaltsgelder 
sonst nicht zustande gekommen wäre. Wer sich 
dann Gelder für seine Forschung außerhalb der 
obligatorischen Haushaltstöpfe organisieren 
konnte, galt ziemlich schnell als erfolgreicherer 
Wissenschaftler. Immerhin konnte dieser Wis-
senschaftler seinem außeruniversitären Geldge-
ber klarmachen, dass seine Forschungen mehr 
Praxisnähe aufwiesen oder wie auch immer ir-
gendwie relevant seien. Schon die Einführung 
von Drittmitteln hat die Hochschulen bereits or-
dentlich umgekrempelt. Hochschulstandorte mit 
millionenschweren Sonderforschungsbereichen, 
die von der Deutschen Forschungsgesellschaft 
finanziert werden oder mit Graduiertenkollegs, 
die so klangvolle Namen tragen wie „Kulturher-
meneutik im Zeichen von Differenz und Trans-
differenz“ zogen den Neid anderer Hochschulen 
auf sich. Für das Renommee von Wissenschaft-
lerInnen wurde es plötzlich wichtig, an solchen 
Projekten mitzuarbeiten oder noch besser, sie 
überhaupt einzuwerben. Die Teilnahme an der-
artigen Projekten wurde zur Notwendigkeit bei 
Berufungen auf andere begehrte Stellen. Der 
Politik jedoch reichten die Bemühungen ihrer 
vereinzelten WissenschaftlerInnen nicht aus, 
sondern sie wollte ganz nach amerikanischem 
Vorbild „Leuchttürme der Bildung“ einführen; 
Zentren, die es mit Princeton oder Oxbridge auf-
nehmen können. Dafür steht die Idee der Eliteu-
ni. Das soll so gehen:

Exzellente Kröten

Der Staat stellt zusätzliche Mittel in Form eines 
Geldtopfes zur Verfügung. Doch anstatt diese 
Gelder breit zu streuen, lässt er die Universi-
täten, die auch vorher schon um Fördermit-
tel und Studierende stritten, um diese neuen 
Gelder konkurrieren. Drei neue Förderlinien 
(Graduiertenschule, Exzellenzcluster, Zukunfts-
konzepte) sollen den Kampf um die Eliteplätze 
unter den Universitäten Deutschlands einleiten. 
Die Graduiertenschulen dienen der Ausbildung 
von DoktorandInnen, Exzellenzcluster stellen 
die wissenschaftliche Forschung von �5 ge-
meinsam arbeitenden WissenschaftlerInnen zu 
einem Themenkomplex gesellschaftlicher oder 
wirtschaftlicher Relevanz dar. Bei den Zukunfts-
konzepten dagegen handelt es sich um die lang-
fristige Planung der Forschung einer Universi-
tät. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass eine 
Universität mindestens einmal in beiden erstge-
nannten Kategorien erfolgreich war. Zusätzlich 
zu diesen neuen Förderlinien werden noch ei-
nige Sonderregeln wie beispielsweise die leis-
tungsbezogene ProfessorInnenbezahlung einge-
führt. Die Hochschulen nehmen diese Angebote 
ernst und eröffnen bereitwillig den Kampf um 
den Status der Eliteuniversität. Die neue staat-
liche Hochschuleoffensive glaubt schwer an die 
Gleichung mehr Konkurrenz = mehr Leistung. 
Indem sie den Wettbewerb unter den Hochschu-
len an dasjenige knüpft, wovon die Forschung 
immer zu wenig hat, nämlich an Geld, hofft sie, 
die gewünschten Ergebnisse herbei zu regieren. 
Der Leistungsdruck, der dabei entsteht, aber ja 
auch von allen Beteiligten gewollt ist, bleibt je-
doch nicht auf die Forschung beschränkt. Auch 
Studierende müssen sich zukünftig fragen las-
sen, was sie für ihre Hochschulen zu leisten be-
reit sind: materiell und im Sinne der Aufwen-
dung von Lebenszeit.

Vorbei mit dem schönen Leben

Neben und mit der Förderung von Eliteuniversi-
täten und der Einführung von Studiengebühren 
forciert der Staat mit dem auf europäischer 
Ebene beschlossenen Bologna-Prozess einige 
zusätzliche Härten für Studierende. Zunächst 
müssen die dem Anspruch nach international 
anerkannten neuen Abschlüsse Bachelor und 
Master her. Deutschland will genauso schnell 
und kostengünstig wie der Rest der Welt den 
Arbeitsmarkt mit BachelorabsolventInnen be-
dienen. Nicht mehr neun oder zehn Semester 
sollen StudentInnen „bummeln“, sondern nach 

junge linke



8

sechs Semestern ihren akademischen Grad er-
halten und damit genauso schnell wie Briten 
und Amerikaner ihren zukünftigen Arbeitgebern 
dienstbar sein. Die Universitäten wiederum, 
nicht nur weil sie von Staats wegen verpflichtet 
werden, sondern auch weil sie die Zielvorgaben 
durchaus teilen, machen sich bereitwillig an die 
Umsetzung eines kurzen Studiums und straffen 
die Lehre. Den BachelorstudentInnen wird in 
kürzerer Zeit nur bestimmtes Wissen, das als 
ausreichend definiert wird, vermittelt. Die Fä-
higkeit zukünftig eigenständig weiter zu denken 
oder zu forschen, bleibt dabei ein wenig auf der 
Strecke. Das wird bewusst in Kauf genommen. 
Alles andere wäre Verschwendung von Ressour-
cen. Nur �0% der AbsolventInnen sollen dann 
überhaupt noch den Zugang zur nächsten Stufe 
der Hochschulausbildung, dem in der Regel vier 
Semester dauernden Master, und somit zur Be-
rufstätigkeit als Wissenschaftler oder Führungs-
kraft in der Wirtschaft gewährt werden.

Durch die Schaffung von Eliteuniversitäten und 
der Einführung internationaler Vergleichbar-
keit der akademischen Abschlüsse bezweckt der 
Staat mehrere Ziele. Mit der Vergleichbarkeit der 
Abschlüsse will er gemeinsam mit den anderen 
EU-Staaten einen gemeinsamen europäischen 
Bildungsmarkt schaffen, der seinen nationalen 
Kapitalien als größere Zugriffsmöglichkeit auf 
Wissen und Personal dienen soll. Weiterhin ver-
sucht er damit führende WissenschaftlerInnen 
aus aller Welt anzulocken, um nicht zuletzt 
– gerade in Verbindung mit der Ermöglichung 
der Erhebung von Studiengebühren – zahlungs-
kräftige und -willige StudentInnen den Vorteil 
des Studiums an einem Harvard in Sachsen 
schmackhaft zu machen.

Die verstärkte Selektion durch Leistungsdruck, 
Verkürzung der Studienzeit und achtstündiger 
Arbeitstage an der und für die Uni (workload) 
soll die Elite unter den besten Studenten her-
ausfiltern. Das dann diejenigen Studierenden, 
die zur Elite gehören wollen auch an eine Eli-
teuniversität wollen, wird zur logischen Konse-
quenz. Für die bessere Ausbildung und höhere 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt wird man dann 
aber natürlich auch verstärkt zur Kasse gebe-
ten, was durch die Einführung von Studienge-
bühren möglich gemacht wird. Angestrebt ist 
also ein Hochschulsystem, bei dem man den 
Platz der jeweiligen Hochschule im Ranking, 
an den Preisen für das Studium ablesen kann. 
Dieses Verfahren kann man durchaus elitär fin-
den. Man sollte aber nicht vergessen, dass auch 

jetzt schon diejenigen, die es überhaupt an die 
Hochschulen geschafft haben, einen Selektions-
prozess durchlaufen haben, der es in sich hatte. 
Selektiert wurde da mindestens seit der ersten 
Klasse. Die Klage über zu wenige Arbeiterkinder 
bleibt uns also auch im neuen Elitewesen erhal-
ten. Mit manchen Studierenden ist eben kein 
Staat zu machen, mit anderen hingegen – so die 
Hoffnung – eine durchaus noch potentere Wirt-
schaftsnation.

Wo Bildung draufsteht, ist Deutschland 
drin

Bei Bildungspolitik geht es nicht um Wissen, 
sondern um für die Nation verwertbares Wissen 
in bestimmter Zeit. Wissen ist kein Selbstzweck, 
sondern dient dem handfesten Interesse des 
Geldverdienens. Der Staat braucht eine Wissen-
schaft als Grundlage wirtschaftlicher und natür-
lich auch militärischer Macht in der internati-
onalen Konkurrenz um den Reichtum der Welt. 
Jetzt könnte mensch glauben, so schlecht steht 
es doch gar nicht um diese Nation. Das Problem 
ist nur, dass das erstens ein komischer Stand-
punkt wäre, weil: was hat mensch davon, dass 
es Deutschland gut geht? In der Regel nichts. 
Ein Leben, dass sich in den Stationen Schule, 
Arbeit, Rente, Kiste erschöpft, ist nichts wo-
für mensch dankbar sein sollte. Zweitens: Dass 
Deutschland so schlecht in der internationalen 
Konkurrenz nicht dasteht, ist nichts, womit sich 
PolitikerInnen zufrieden geben, deren Arbeit ja 
genau darin besteht, Deutschland den bestmög-
lichen Platz in der Konkurrenz herbeizuregie-
ren. Da soll Deutschland nämlich nicht nur eine 
der führenden Exportnationen und Nummer eins 
in der EU sein, sondern die Position dauerhaft 
behalten und ausbauen. Spitzenforschung, die 
Deutschland in angeblich zukunftsträchtigen 
Bereichen wie der Gentechnologie nach vorne 
bringt, ist dann ebenso fester Bestandteil der 
Politik fürs Volk wie das beständige Lohnsenken. 
Die auf ihre Neutralität pochende Wissenschaft 
spielt in diesem Prozess auch so ihre Rollen.

Die Eliteuniversität soll im besonderen Maße 
dem Zweck nachkommen, exklusives Wissen zu 
produzieren, also Wissen, das sich vom durch-
schnittlichen Universitätsbetrieb abhebt. Wissen 
steht natürlich in Widerspruch zur Exklusivität. 
Wird ein neues Produkt exportiert, können Wis-
senschaftlerInnen anderer Nationen ziemlich 
schnell herausfinden, was für ein Wissen hinter 
dem Produkt steht. Damit aus neuem Wissen ein 
Kassenschlager für die Nation wird, muss das 
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internationale Patent dazwischen geschoben 
werden. Das exklusive Recht auf ein Produkt 
hat natürlich seinen Grund nicht im Wissen, 
sondern in der staatlichen Macht gegenüber an-
deren Nationen. Aber die Bedingungen für di-
ese internationalen Konkurrenzmanöver sollen 
die Eliteunis liefern, und deshalb sind sie ein 
einziger Widerspruch zum Ideal, mehr Wissen 
mache allen Menschen in der Welt das Leben 
einfacher. Da kann die Wissenschaft sich noch 
so viel Neutralität einbilden.

Unterhalb des Patents sind Innovationen in den 
Werkstoffwissenschaften und im Maschinenbau 
erwünscht. Der technische Fortschritt senkt die 
Produktionskosten, indem mehr, günstiger oder 
mit weniger ArbeiterInnen hergestellt werden 
kann. Wissen ist immer dann besonders nütz-
lich, wenn es wirklich nützt – und zwar Deutsch-
land und seinem Wachstum. Zeitlich begrenzte 
Konkurrenzvorteile in bestimmten Produktions-
sphären durch einen technischen Fortschritt, 
den andere Nationen noch nicht haben, sind be-
zweckt, wenn der Staat sich Bildung leistet.

Sollten sich diese Konkurrenzvorteile jedoch 
nicht einstellen und müssen Staaten um ihr 
Wachstum bangen, dann werden der Reihe nach 
alle gesellschaftlichen Bereiche durchgenom-
men – jeder kriegt da sein Fett ab. Und wenn El-
fenbeintürme zu Leuchttürmen werden sollen, 
könnte vielleicht noch dem letzten Zweifler klar 
werden, dass die viel beschworene Autonomie 
der Wissenschaft eben jenen praktischen Nut-
zen zeitigen sollte: Geldverdienen für Deutsch-
land. Und das, so glaubt man heute, geht am 
besten mit einer Elite, die sich endlich auch so 
fühlt, nachdem sie sich an den Universitäten 
durchgeboxt hat und die erworbenen Schlüssel-
qualifikation von allzeit ausgefahrenem Ellbo-
gen jederzeit anzuwenden bereit ist. Wen solche 
Konkurrenzveranstaltungen nicht anmachen, ist 
herzlich eingeladen, mal bei unseren Seminaren 
vorbeizuschauen, die sich von denen an der Uni 
grundlegend unterscheiden. Deutschland ist da 
jedenfalls nicht drin.

Dieser Text wurde im Sommer 2007 im Zusam-
menhang mit der Unibroschüre „Texte gegen 
den Wissenschaftsbetrieb“ von der Gruppe jim-
my boyle veröffentlicht. Du kannst die Broschü-
re unter www.junge-linke.de/files/texte.pdf als 
pdf[195kb] herunterladen.

Quelle: WWW.Junge-linke.de
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�e�einsa��eiten ü�e�all:

�ationalsozialisten und die ��esse�en �euts��en“

Deutscher Antikapitalismus

„Sie besitzen unsere Wirtschaft und kaufen unsere Seelen [...] Es sind nicht  

mehr Politiker, die unsere Länder führen [...] Das Schicksal aller Völker,  

unterjocht  von  ihrem  Geld.  Die  Macht  des  Kapitals,  so  verschlagen  

raffiniert [...] Die Völker dieser Erde erfüllen für sie nur einen Zweck: Sie  

schamlos auszubeuten. Unser Blut ist ihr Profit [...] Die ältesten Kulturen,  

die  die  Menschheit  hervorgebracht,  werden durch Macht-  und Geldgier  

langsam dahingerafft.“

Dieses Glaubensbekenntnis des deutschen Antikapitalismus kommt 

nicht  etwa  von  Attac  oder  Linksruck,  nicht  von  einer  linken 

Punkband oder antiimperialistischen Antifaschisten,  obwohl es so 

klingt und „Die Macht des Kapitals“ heißt und die CD, auf der es 

erstmals  erschien  „Klassenkampf“  tituliert  war.  Es  ist  von  der 

Naziband  „Faustrecht“  und  ist  zum  Bundestagswahlkampf  2005 

wiederveröffentlicht worden auf der kostenlosen „Schulhof-CD“ der 

NPD. Dies mag allen, die Antisemitismus erst immer dann erkennen 

wollen, wenn explizit Juden genannt werden und ein Gewaltaufruf 

erfolgt,  verwunderlich erscheinen, gibt das Lied doch in geraffter 

Form  in etwa das wieder, was sich in Deutschland fast alle unter 

„Kapitalismus“ und „Globalisierung“ vorzustellen vermögen: Eine 

geplante  Verschwörung  einer  bösartigen  Elite,  die  „uns  alle“ 

bedrohe. Und genau dies ist Antisemitismus, es ist die Projektion 

aller vermeintlichen Übel, die aus der apersonalen und durch alle 

reproduzierten  Totalität  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse 

hervorgehen, auf ein konkretes Objekt, durch dessen Bekämpfung 

sich  die  Antisemiten  Erlösung  versprechen.  Von  der 

„Verschwörung  der  Kapitalisten“  abgesetzt  wird  dann  gerne  der 

Staat,  der  das  schlimmste  verhüten  möge,  und  eine  „soziale 

Marktwirtschaft“,  die  ein  Gegenmodell  zum  „amerikanischen 

Raubtierkapitalismus“  darstelle.  Doch  was  sind  dies  anderes  als 

alternative  Begriffe  zur  nationalsozialistischen  Aufspaltung  in 

„schaffendes und raffendes Kapital“? Was ist der Staat anderes als 

die Instanz,  welche die Geschäftgrundlage und den reibungslosen 

Ablauf des kapitalistischen Betriebes erst garantiert? Wie kommt es, 

dass Deutschland in der Ablehnung der Neonazis zwar regelmäßig 

so  geschlossen  ist,  wie  sonst  nur  in  der  nationalsozialistischen 

Volksgemeinschaft, ebenso regelmäßig aber das, was die Deutschen 

in ihrer Mehrheit von sich geben, sich von den Auffassungen der 

Nazis so gar nicht unterscheiden lässt, wenn also zum Beispiel die 

USA und Israel als die größten Bedrohungen in der Welt angesehen 

werden? 

Geteilte Ressentiments

Die  Nazis  applaudieren  immer  wieder,  wenn  quer  durch  alle 

Parteien  und  Organisationen  die  Deutschen  sich  mal  kritisch 

wähnen  und  gegen  „Heuschrecken“,  „Fremdarbeiter“, 

„Amerikanismus“, „Spekulanten“ und „Parasiten“ zu Felde ziehen. 

Personen, die sich dabei besonders hervortun, wie Oskar Lafontaine 

und  Franz  Müntefering,  bekommen  von  den  Nazis 

Solidaritätsadressen. Doch nicht, wie es die einhellige Meinung von 

Linken und Verfassungsschützern ist, um auf sich aufmerksam zu 

machen  oder  zu  provozieren,  sondern  weil  diese  Auslassungen 

authentische  Positionen  des  Nationalsozialismus  markieren.  Auch 

klauen  die  Nazis  den  Linken  nicht  einfach  ihre  Themen  und 

Symbole,  wenn  sie  sich  beispielsweise  das  Palästinensertuch 

umhängen  und  gegen  „Imperialismus,  Amerikanismus  und 

Zionismus“ auf die Straße gehen. Vielmehr haben große Teile der 

Linken schon seit langer Zeit diese nationalsozialistischen Themen 

von sich aus bedient und dürfen sich deshalb als Kampfgefährten 

und Wegbereiter  der Nazis  betrachten.  Das alles  hat  es schon in 

Weimarer Zeit gegeben, als Kommunisten den Agitationswert von 

Nationalismus, Antiimperialismus und Antisemitismus entdeckten, 

und  deshalb  gemeinsame  Veranstaltungen  mit  der  NSDAP 

durchführten, bei der sie zu der Losung gelangten: „Erhängt ihr die 

Juden!  Wir  hängen  die  anderen  Kapitalisten  auf!“  Man wundere 

sich nicht, dass die Nazis das Rennen machten und spiele sich nicht 

als  größter  Gegner  des  Nationalsozialismus  auf,  wenn  man 

„Faschismus“  als  die  „offene  Herrschaft  des  Finanzkapitals“ 

(Dimitroff)  fantasiert,  hinter  den  „Hakenkreuzlern“  die 

„Hakennäsler“  stehend  verortet  (ein  beliebter  Witz  in 

sozialdemokratischen und kommunistischen Kreisen der Weimarer 

Zeit), und den Antisemitismus, den man selber bedient, als bloßes 

Täuschungsmanöver  bezeichnet  und  als  wahres  Opfer  nicht  die 

Juden,  sondern  sich  selbst  imaginiert.  Mit  anderen  Worten:  die 

Linken  haben  vom  Nationalsozialismus  immer  ein  ähnlich 

antisemitisches Bild gezeichnet, wie die Nazis vom Kommunismus.

 

„Was soll’n die Nazis raus aus Deutschland? [...]  – denn hier 

gehör’n sie hin!“ (Goldene Zitronen)

Einig  ist  man  sich  im  Kampf  gegen  das,  was  man  sich  als 

Kapitalismus,  Imperialismus,  Amerikanismus,  Zionismus  und 

Globalisierung so vorstellt,  nur  will  man diese  Gemeinsamkeiten 

heute nicht mehr wahrhaben, weshalb einem nicht mehr als „Nazis 

raus!“ einfällt. Mit denen, die einem insgeheim gleichen, will man 

nichts zu tun haben, sonst könnte man noch erkennen, wie sehr ihr 

Antisemitismus mit den eigenen, etwas subtileren Formen verwandt 

ist. Scheinbar antagonistische Ansichten werden in einer einhelligen 

Geschlossenheit ausgetragen: So wurde der Sozialabbau legitimiert 

mit dem Hinweis, dadurch „amerikanische Verhältnisse“ abwehren 

zu  wollen,  während  die  Gegner  sich  nicht  etwa  auf  ihr  eigenes 

Interesse  beriefen,  sondern  den  Einzug  „amerikanischer 

Verhältnisse“ beklagten, und sich dann wunderten, dass Nazis sich 

an ihren Aufzügen beteiligten.  Man ist  sich in Deutschland ganz 

einig,  dass „Amerika“ alles Schlechte repräsentiert  und man jede 

Politik mit dem Hinweis auf es legitimieren oder auch bekämpfen 

kann. Dabei nehmen die USA heute in vielen Punkten die Rolle ein, 

welche die  Nationalsozialisten  den Juden zuschrieben.  Schon die 

NSDAP sahen in den USA die Geldherrschaft der Juden verkörpert 

und  führten  einen  Kampf  gegen  „Völkertyrannei“,  „Dollar-  und 

Zinsknechtschaft“ und „US-Imperialismus“. Auch die Parole „Kein 

Blut für  Öl“ ist  originär  nationalsozialistisch,  sie stammt aus der 

Feder des Nazis Anton Zischka. 

Der Kampf gegen die Nazis, den die deutsche Öffentlichkeit in ihrer 

absoluten Mehrheit veranstaltet, ist also folgendes: Es wird ganz der 

Auffassung  von  der  nationalsozialistischen  Volksgemeinschaft 

entsprechend so getan, als hätten die Nazis mit Deutschland nichts 

zu  tun,  es  geht  also  um das  bessere  Deutschland im Kampf  mit 

seiner eigenen Abkunft vom Nationalsozialismus, es soll also das 

Fortleben  des  Nationalsozialismus  in  der  deutschen  Demokratie, 

kurz Postnazismus, einfach geleugnet und am abgespaltenen Objekt 

der Nazis bekämpft werden, so dass das Herrenmenschentum der 

geläuterten Deutschen sich in der Welt als authentischen Vertreter 

von Frieden und Antifaschismus darstellen kann, und gerade darin 

seinen  Nationalsozialismus  reproduziert:  im  Kampf  gegen  den 

„Militarismus  und  Unilateralismus“  der  USA  und  Israel,  im 

„kritischen  Dialog“  mit  den  eliminatorischen  Antisemiten   von 

Teheran bis Gaza. 

„Getrennt marschieren, vereint schlagen“

Doch  auch  da  konkurriert  man:  Während  die  Friedrich-Ebert-

Stiftung  mit  der  Hisbollah  in  Damaskus  konferiert,  Attac  und 

Linksruck  sich  mit  Muslimbrüdern  und  Hamas  in  Kairo  treffen, 

fährt die NPD nach Teheran, weil sie dort kritisch den Holocaust 

besprechen  kann,  besucht  Veranstaltungen  von  Islamisten  in 

Deutschland  wie  der  Hizb-ut-Tahrir  und  rufen  „Nationale 

Sozialisten“ Muslime auf,  an ihren Demonstrationen teilzunehmen. 

Die  islamistische  Seite  „Muslim  Markt“  interviewt  regelmäßig 

Nazis,  bspw.  den  NPD-Spitzenkandidaten  für  die 

Niedersachsenwahl 2008 Andreas Molau, der Gemeinsamkeiten mit 

dem Islam darstellte. Dies tat auch Oskar Lafontaine, der meinte, 

Linke und Muslime vereine ihr Hass gegen Zins, Individualismus 

und  Ungerechtigkeit.  Doch  diese  Gemeinsamkeitssuche  haben 

andere  zuvor  schon  ausführlicher  formuliert:  so  fanden  der 

Reichsführer-SS  Heinrich  Himmler  und  der  Großmufti  von 

Jerusalem Amin-El-Husseini,  dass  Nationalsozialismus  und  Islam 

auf folgender gemeinsamer Grundlage ihre Kooperation begründen 

konnten:  Führerprinzip,  Ordnung,  Gemeinschaft  /  Gemeinnutz, 

Kampfesgeist,  Familiensinn,  Verherrlichung  der  Arbeit  und  des 

Schaffens,  sowie  ihrem  gemeinsamen  Kampf  gegen  Juden,  den 

Westen,  Liberalismus  und  Kommunismus.  Lafontaines 

beabsichtigter  Reise  nach  Teheran  sind  die  Nazis  auch  zuvor 

gekommen.  Der  Annahme  einer  von  der  NPD  geforderten 

Querfront1 steht der Lafontaine-Linken doch nur die Unpopularität 

der  Nazis  entgegen,  die  sich  auf den Wählerzulauf,  den sich die 

Populisten  erhoffen,  negativ  auswirken  könnte.  Eine  manifeste 

Kooperation braucht es gar nicht, wo die inhaltliche schon gegeben 

ist, nach dem Motto „Getrennt marschieren, vereint schlagen“.

Hannoversche Initiative gegen Antisemitismus, September 2007

gegen-antisemitismus.de.vu  |  gegen-antisemitismus@gmx.net

1
 „Deutschland wird politisch immer stärker durch eine neue Querfront geprägt, in 

der der alte Rechts-Links-Gegensatz zunehmend seine Bedeutung verliert. (...) 

Lafontaine vertritt außenpolitisch lupenreine und völlig authentische NPD-Positionen 

(...) Wer weiß, vielleicht sieht Deutschland schon in ein paar Jahren gemeinsame 

Aktionen der NPD mit dem antiimperialistischen Flügel der Linken.“ NPD-

Generalsekretär Peter Marx: „Solidarität mit Oskar Lafontaine!“, 21.06.07 (npd.de) 

Initiative gegen Antisemitismus
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30 Jahre 

mundtot
Ein Interview mit Robin Gom-
mel aus dem UStA Freiburg 
über die Abschaffung der Ver-
fassten Studierendenschaften 
im Baden-Württemberg vor 
30 Jahren und die Situation 
der so genannten „SüdASten“.

In Baden-Württemberg gibt es seit 
30 Jahren keine verfasste Studie-
rendenschaft mehr. Mit welcher 
Argumentation wurde die VS ab-
geschafft?
Mit dem �977 verabschiedeten 
Hochschulrahmengesetz durften 
die Länder die Verfassten Studie-
rendenschaften beibehalten wer-
den, mussten es aber nicht. Die 
damalige Landesregierung Baden-
Württembergs unter Ministerprä-
sident und Ex-Nazi-Marinerichter 
Filbinger sah darin ihre Chance 
gekommen, „den terroristischen 
Sumpf an den Universitäten aus-
zurotten“ (Filbinger). Ein wei-
teres Zitat Filbingers: „Wenn es 
uns gelänge, mit dem RCDS, der 
Jungen Union oder der Schüler-
Union die ASten zu besetzen, 
wäre die Lage anders.“ Tatsäch-
lich war auch der RCDS gegen 
eine Abschaffung, weil es ihm in 
den Jahren zuvor gelungen war, 
einige Studierendenvertretungen 
zu übernehmen. Neben den Vor-
würfen des Linksradikalismus 
und der verfassungsfeindlichen 
Einstellung der Studierenden 
waren auch die Mitgliedschaft 
in einer Zwangskörperschaft, die 
geringe Wahlbeteiligung und an-
gebliche Veruntreuung und/oder 
Verschwendung von Mitteln die 
von der Landesregierung vorge-
schobenen Argumente (vgl. hier-
zu: www.verfasste-studierenden-
schaft.de).
Die Studierendenschaften wur-

den aufgehoben, ihr Vermögen 
wurde von den Hochschullei-
tungen eingezogen und die meis-
ten Beschäftigten entlassen. Seit-
dem ist ein Süd-AStA nur mehr 
ein Ausschuss des Senates ohne 
Finanz- und Satzungshoheit und 
darf sich nur mit kulturellen, mu-
sischen und sportlichen Themen 
beschäftigen.

Was bedeutet das für die Selbst-
verwaltung der Studierenden? 
Wie organisiert ihr euch?
An vielen Universitäten und 
Hochschulen wurden nach �977 
unabhängige ASten gegründet. 
Je nach Hochschulart und Größe 
gibt es unterschiedlichste Orga-
nisationsformen. Drei grundle-
gende Organisationsformen (U-
Modelle) sind jedoch zu erkennen: 
ein fachschaftsbasiertes Modell 
(z.B. Freiburg und Heidelberg), 
ein StuPa-Modell (z.B. Karlsru-
he) und ein Kollektiv-Modell (z.B. 
Konstanz). Unabhängige ASten 
besitzen oft einen Trägerverein, 
um die politisch Aktiven finanziell 
zu decken. Weil ein das U-Modell 
tragender Verein im Gegensatz 
zum offiziellen AStA nicht von der 

Hochschulverwaltung abhängig 
ist kann er sich durchaus mit po-
litischen Themen beschäftigen. 
Salopp gesagt treten in Freiburg 
die U-Modell-(oder UStA, etc.) 
tragenden Listen zu den offizi-
ellen AStA-Wahlen an, gewinnen 
die Wahl und üben dann AStA und 
U-AStA-Mandat in Personalunion 
aus. Dadurch werden Infrastruk-
tur und Finanzmittel des AStA für 
den A-AStA zumindest teilweise 
nutzbar. Im Freiburger Modell 
kann sich jedeR Studierende in 
den unabhängigen Fachschaften, 
Referaten und Arbeitskreisen ein-
bringen.

Wie finanziert ihr eure politische 
Arbeit? Und welche Probleme 
bringt das mit sich?
Die Finanzierung politischer 
Kampagnen ist für uns oft proble-
matisch. Im Freiburger U-AStA 
erhalten nur die vier Büro-Ser-
vicekräfte ein HiWi-Gehalt. Der 
AStA hat 30.000 Euro pro Jahr zur 
Verfügung. Davon werden neun 
ReferentInnen eingestellt. Die 
übrigen ca. 8.000 Euro können 
für Projekte im Rahmen der „mu-
sischen und kulturellen“ Kompe-

Robin Gommel im Interview mit Rike Beier (Szene nachgestellt).

Interview
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tenzen des AStA und für Büroma-
terial ausgegeben werden. Jedoch 
muss jede Ausgabe einzeln beim 
Rektorat beantragt werden. Neun 
der dreizehn eingestellten Refe-
rentInnen spenden ihr komplettes 
Gehalt weiter an den U-AStA. Wei-
tere „Einnahmen“ gibt es z.B. aus 
dem Schwimmbadmarkenverkauf 
und aus Spenden von „Nord-As-
ten“, also euch. Die Probleme 
dabei liegen auf der Hand. Auf 
der einen Seite müssen wir jeden 
Bleistift bei der Univerwaltung 
beantragen, die diese Anträge 
dann nach Gutdünken ablehnen 
kann, auf der anderen Seite sind 
wir für politische Kampagnen auf 
das Wohlwollen von Nord-Asten 
angewiesen, denn die „regulären“ 
Spendeneinnahmen decken zwar 
die laufenden Ausgaben wie zum 
Beispiel die Druckkosten für un-
sere Zeitung, aber sehr viel mehr 
bleibt nicht übrig.

Was plant ihr genau, damit die 
Verfasste Studierendenschaft in 
Baden-Württemberg wieder ein-
geführt wird?
Für Semesterbeginn plant die 
LAK BaWü eine Kampagne zum 
30 jährigen Verbot der Verfassten 
Studierendenschaft. Dabei soll es 
an den teilnehmenden Hochschu-
len Aktionswochen geben. Es sol-
len Briefe und Postkarten an die 
Hochschulleitungen und MdLs 
verschickt werden, ausserdem 
sind wir dabei einen Gesetzesent-
wurf zur Wiedereinführung der 
VS zu formulieren. Es gibt viele 
weitere Ideen für Aktionen, wie 
eine Unterschriftensammlung, 
Plakate und Flyer, Mahnwachen 
und Infostände etc. In den Stel-
lungnahmen der Hochschulsenate 
zum neuen Landeshochschulge-
setz (Erste Gesetz zur Umsetzung 
der Föderalismusreform im Hoch-
schulbereich – EHFRUG) forder-
ten schon vier Hochschulen (auch 
die der Uni Freiburg) die Wieder-
einführung der VS. Auch auf die-
sen ersten kleinen Schritt wollen 
wir aufbauen.

Was erhofft ihr euch von der Kam-
pagne?
An sich sind in Baden-Württem-
berg alle Parteien außer der CDU 
für eine Wiedereinführung der 
Verfassten Studierendenschaft. 
Leider vergisst dass die FDP dann 
regelmäßig bei den Koalitions-
verhandlungen. Wir wollen mit 
unserer „Mundtot-Kampagne“ 
diesen Herbst das Thema wieder 
in die öffentliche Diskussion ein-
bringen.

Manche Studiengebührenbefür-
worterInnen argumentieren, dass 
Studierende durch die Einfüh-
rung der Gebühren wieder mehr 
Mitbestimmungsrecht haben, vor 
allem was die Verteilung der Stu-
diengebühren angeht. Wie steht 
ihr zu dieser Argumentation?
Die Forderung nach der Wieder-
einführung der VS an die Studi-
engebühren zu koppeln, wie dies 
einige Studierendenvertretungen 
tun kann auf den ersten Blick na-
türlich eine verlockend einfache 
Argumentationslinie sein. Ich per-
sönlich halte sie jedoch für sehr 
gefährlich. Nicht nur, weil man 
damit Studierendenvertretungen 
in Bundesländern, die bisher von 
Studiengebühren verschont ge-
blieben sind in den Rücken fällt. 
Nimmt man einmal an die Landes-
regierung ließe sich mit dieser Ar-
gumentation von der Wiederein-
führung der VS überzeugen. Und 
nimmt man dann noch (rein hypo-
thetisch natürlich) an, es würde 
bei der nächsten Landtagswahl 
völlig überraschend eine rot-grü-
ne Koalition gewählt, die die Stu-
diengebühren wieder abschafft. 
Müssten dann nicht konsequen-
terweise auch die ASten wieder 
abgeschafft werden?
Man demontiert doch vielmehr 
den eigenen Demokratiebegriff, 
wenn man demokratische Mit-
spracherechte auf Grund einer 
nun vorhandenen Zahlungspflicht 
einfordert. Abgesehen davon 
möchte ich, dass die Studieren-
den als Mitglieder der Hochschu-

len an deren demokratischer 
Selbstverwaltung teilhaben, und 
nicht als Kunden einen diffusen 
Anspruch auf die Qualität des Bil-
dungsproduktes versuchen gel-
tend zu machen.
Grundsätzlich spricht natürlich 
auch der schon erwähnte Effekt 
der Legitimation der Gebühren da-
gegen. Wir haben hier in Freiburg 
leider die Erfahrung gemacht, 
dass die durchaus konstruktiven 
Vorschläge der Studierenden 
komplett übergangen wurden 
und die Hochschulverwaltung 
nun dennoch in der Öffentlich-
keit behaupten kann, die Mittel 
würden in Zusammenarbeit mit 
dem AStA und den Fachschaften 
verteilt. Unter diesen Umständen 
bin ich persönlich gegen jegliche 
Kooperation mit den Hochschulen 
bei der Mittelverteilung.
Wir konnten jedoch sehr anschau-
lich machen (weil es in der Pra-
xis so gelaufen ist und nicht nur 
eine Befürchtung war), dass die 
Studierenden keine besseren 
Mitsprachemöglichkeiten hatten. 
Außerdem führte die intensive 
Beschäftigung mit dem Thema 
natürlich dazu, dass wir viele 
„Missbräuche“ von Studienge-
bühren aufdecken konnten und 
diese öffentlich angeprangert ha-
ben (z.B. die Postkarte „Anleitung 
zur Veruntreuung von Studienge-
bühren“).
Baden-Württemberg und Bayern 
besitzen die sozial selektivsten 
Bildungssysteme der Welt – das 
galt schon vor der Einführung 
von Studiengebühren.
Daraus ergibt sich für uns meiner 
Ansicht nach eine besondere Ver-
antwortung auf dieses Grundübel 
stets aufmerksam zu machen und 
dagegen vorzugehen – was ein 
Hinnehmen oder eine Teil-Legiti-
mation absolut ausschließt.
Jede Studierendenschaft sollte 
Mitbestimmungsrechte im Sinne 
der Gruppenuniversität haben, 
ob es nun die Gebühren gibt oder 
nicht.

von Friederike Beier

Interview
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Das ist in Deutschland noch immer – und schon 
wieder – alles andere als selbstverständlich. 
Gespräche mit schwarzen Deutschen – von 
John A. Kantara.

Der alte Mann wirkt in den Kulissen von Deutsch-
lands berühmtestem Fernsehcafé etwas verlo-
ren. Im „Fasan“ auf dem Ufa-Studiogelände in 
Babelsberg drehen sie gerade eine neue Folge 
von „Gute Zeiten, schlechte Zeiten“. Sechs Mil-
lionen Zuschauer täglich wollen bedient sein. 
Hektische Unruhe, wohin man schaut, auch die 
Produktion von Seifenoperträumen ist harte Ar-
beit.

Theodor Wonja Michael kennt die Studioat-
mosphäre in Babelsberg. In den Kriegsjahren 
hat der heute 73jährige hier als Komparse ge-
arbeitet. „Drüben in der Marlene-Dietrich-Halle 
war das“, erzählt er. Doch damals hieß die Hal-
le noch nicht so. Denn die Dietrich „war ja out 
bei den Nazis“. Überhaupt war hier früher alles 
anders. Doch als ein „Achtung, Stellprobe!“ aus 
dem Lautsprecher ertönt, huscht ein wissendes 
Lächeln über Theodor Michaels schwarzes Ge-
sicht. Da ist es wieder, das „Babelsberg-Gefühl“. 
Die fast sechzig Jahre, die vergangen sind, seit-
dem er zum letzten Mal hier war, scheinen wie 
weggewischt.

Plötzlich ist es fast wie gestern, als ein deutscher 
Beamter unter „Besondere Kennzeichen“ in sei-
nem Paß „Neger“ notierte. „Neger“ brauchten 
sie in den Studios. Als Statisten für Goebbels´ 
Propagandastreifen genauso wie für bunte Kos-
tümfilme. In „Münchhausen“ mit Hans Albers in 
der Titelrolle hat Theodor Michael mitgespielt. 
„Wir waren die Mohren, die man da brauchte. 
Für uns war das eine Existenzfrage.“ Babels-
berg hat ihm damals das Leben gerettet.

Szenenwechsel. Heldenstadt Leipzig. Der Chor 
des weltberühmten Gewandhausorchesters ver-
sammelt sich zur Probe. Händels Dettinger „Te-
deum“ steht auf dem Programm. In der ersten 
Reihe singt Aminata Schleicher. Ihre Stimmla-
ge ist Alt. Die 33jährige Germanistikstudentin 
liebt diesen Chor. Leipzig ist ihre Heimatstadt. 

Sie wurde hier, in der DDR, geboren. Hier wohnt 
ihre Familie, hier sind ihre Freunde. Schon aus 
diesem Grund bleibt sie in Leipzig. Obwohl 
Freunde ihr geraten haben, den Osten zu ver-
lassen, seitdem sie dort „Neger klatschen“. Ami-
nata ist, wie Theodor Wonja Michael, schwarz.

Eine Afrodeutsche.

Schwarz sein und deutsch dazu? In Deutschland 
ist das alles andere als selbstverständlich. Nie-
mand weiß genau, wie viele schwarze Deutsche 
in der Bundesrepublik leben. Gesicherte Zahlen 

gibt es nicht. Denn in Deutschland ist es nicht 
erlaubt, Menschen nur aufgrund ihrer Haut-
farbe statistisch zu erfassen. So verwundert es 
nicht, in dem von der Ausländerbeauftragten 
des Bundes herausgegebenen Lexikon der eth-
nischen Minderheiten in Deutschland unter dem 
Stichwort „Schwarze Deutsche“ zu lesen:

„Schwarze Deutsche werden auch in der Bun-
desrepublik der 90er Jahre gewöhnlich als Aus-
länder und Ausländerinnen betrachtet. Ihr Auf-
enthalt in Deutschland wird als vorübergehend 
begriffen und ihre gesellschaftliche Verwurze-
lung häufig und ausschließlich mit der Besat-
zungszeit nach dem Zweiten Weltkrieg in Ver-
bindung gebracht.“

Im Westen sind schwarze Deutsche nichts Neu-
es. Auch wenn man sie hier meist „Besatzungs-
kinder“ nannte, weil ihre Väter US-amerika-
nische Soldaten waren. Der Deutsche Bundestag 
befaßte sich �95� mit den „3093 Negermischlin-
gen“, die bis dahin in der Bundesrepublik gebo-

Schwarz sein und deutsch dazu

Die Zeit
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ren wurden, und debattierte deren Verbringung 
in die Heimatländer der Väter, weil den Kindern 
„schon allein die klimatischen Bedingungen in 
unserem Lande nicht gemäß sind“.

Theodor Michael ist älter als die Bundesrepub-
lik, Aminata Schleicher wurde in der DDR gebo-
ren. Und doch verbindet sie eine gemeinsame 
Erfahrung: Beide haben die Babelsberger Stu-
dios als Komparsen kennengelernt. Theodor bei 
der alten Ufa, Aminata bei der Defa der DDR. 
Als Zwölfjährige spielte sie in dem Kinderfilm 
„Ein Schneemann für Afrika“ mit. Ein kläglich 
internationalistischer Versuch, über den Sta-
cheldraht hinwegzuschauen.

„Meine Familie ist seit mehr als hundert Jahren 
in Deutschland“, sagt Theodor zu Aminata, als 
sie gemeinsam durch die Kulissen von „Gute 
Zeiten, schlechte Zeiten“ gehen. Theodor Mi-
chaels Großvater war es, der �884 den Vertrag 
mit Gustav Nachtigal über den Anschluß Kamer-
uns an das Deutsche Reich unterschrieben hat. 
„Seitdem sind wir Deutsche“, sagt er, nicht ohne 
Stolz.

Als Theodors Vater am Ende des vergangenen 
Jahrhunderts aus Kamerun nach Berlin kam, war 
Deutschland auf dem Höhepunkt seiner impe-
rialen Macht. Männer wie Gustav Nachtigal und 
Carl Peters hatten dem Kaiser Kolonien erobert. 
In Kamerun, Togo, Tansania und Namibia finden 
sich noch heute die Spuren der deutschen kolo-
nialen Vergangenheit. Gräber zumeist. Gefalle-
ne Helden des Kaiserreichs.

Theodor Wonja Michael wurde �9�5 in Berlin ge-
boren, im Bezirk Prenzlauer Berg, Mühlhauser 
Straße �. Er war das jüngste von vier Kindern. 
Die Familie war Teil einer kleinen Gruppe von 
deutschen Afrikanern aus den ehemaligen Kolo-
nien, die mit weißen Frauen verheiratet waren.

Die Zeiten waren alles andere als gut. Depres-
sion, hohe Arbeitslosigkeit und die Nazis in 
Deutschland auf dem Vormarsch. Die Franzosen 
hatten schwarze Kolonialtruppen im Rheinland 
stationiert. „Rheinlandbastarde“ wurden die 
Kinder schwarzer französischer Soldaten und 
weißer deutscher Frauen genannt, die zwischen 
�9�9 und �9�9 im Rheinland geboren wurden. 
Auch Theodor wurde als Kind häufig gefragt: 
„Kommst du aus dem Rheinland?“ Wie viele die-
ser Kinder den Holocaust überlebten, ist nicht 
bekannt. Aktenkundig wurden �85 Zwangssteri-
lisierungen von schwarzen Deutschen seit �937. 

In diesem Jahr wurde Theodor zwölf Jahre alt.

„Die größte Angst, die wir hatten“, sagt er im 
Gespräch mit Aminata, „war neben der Angst 
vor der physischen Vernichtung - die Angst vor 
der Sterilisation. Wir jungen Afrodeutschen hat-
ten entsetzliche Angst davor.“

Angst vor weißen Deutschen kennt auch Amina-
ta. Ihr Vater kam nach Leipzig, als die Mauer 
gerade gebaut war. Im Herder-Institut an der 
Lumumba-Straße sollte der Kader aus der so-
zialistischen Republik Guinea Deutsch lernen. 
„Institut der Freundschaft“ nannte sich die so-
zialistische Bildungsanstalt. Was die staatlich 
verordneten Freundschaftsbekundungen wert 
waren, bekam die Tochter schon zu spüren, als 
die Mauer noch stand, aber schon wackelte.  
Bei den Leipziger Montagsdemonstrationen vor 
der Michaelis-Kirche war auch Aminata dabei. 
Die Menge skandierte: „Wir sind das Volk!“ Ami-
nata berichtet: „Eines Tages tippte mir dann je-
mand auf die Schulter und sagte mir, daß dies 
nur für die Deutschen, nur für die Weißen, gelte 
und daß ich damit nicht gemeint sei. Da habe 
ich mir gedacht, jetzt ist es höchste Zeit zu ge-
hen.“

Das vereinigte Deutschland bedeutet für schwar-
ze Deutsche Unsicherheit. Eine Serie von rassis-
tischen Übergriffen verbreitet bis heute Angst. 
„Also ich hab´ ein, zwei Jahre nach der Wende 
hier sehr große Angst gehabt“, erzählt Amina-
ta, „aber dann habe ich es einfach satt gehabt, 
Angst zu haben, satt gehabt, mir von anderen 
Leuten, die ich nicht einmal sehe, weil ich auch 
zusehe, daß ich sie nicht zu Gesicht bekomme 
und sie mich nicht, mir von diesen Leuten mein 
Leben bestimmen zu lassen.“

Theodor Michaels Familie lebt seit über einhun-
dert Jahren in Deutschland. Von der Zeit des 
Kaiserreichs über die Weimarer Republik zu den 
Herrenmenschen des „Dritten Reiches“, von 
der Bundesrepublik Deutschland West über die 
Deutsche Demokratische Republik Ost bis zum 
wiedervereinigten Deutschland. Er fragt sich: 
Wann endlich wird man meine Enkel in Deutsch-
land nach ihrem Charakter beurteilen und nicht 
nach ihrer Hautfarbe?

Quelle: die zeit (18/1998)

Die Zeit
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Alle LiebhaberInnen von saftigen 
Burgern und fettigen Pommes 
haben derzeit einen besonderen 
Grund sich zu freuen: Die Uni tes-
tet ihre Managementfähigkeiten 
auf einem ganz neuen Gebiet, 
den allseits bekannten Pseudo-
nahrungsmitteln.

Zum einen muss die durch ein-
brechende Studierendenzahlen 
verschuldete Beitragslücke ge-
füllt werden. Zum anderen ist 
durch die längeren Bibliotheks-
öffnungszeiten eine Nachfrage an 
abendlichen Imbissen geschaffen 
worden. Diese Marktlücke will 
die Universität Hannover nun in 
Zusammenarbeit mit einer be-
kannten Franchise-Kette füllen: 
McDonalds.

Mit dem Fast-Food-Riesen soll 
dem Studentenwerk gezeigt wer-
den, dass Wissenschaft und Wirt-
schaft  keine Gegensätze sind. 
Hatte doch das Studentenwerk 
mit der Eröffnung einer Sparkas-
senfiliale in der Hauptmensa zum 
Wettbewerb der Wirtschaftlich-
keit aufgerufen. Doch während 
die Sparkasse in direkter Nach-
barschaft zur Mensa und zum Rei-
sebüro einen guten Standort in 
der Geldkreislaufkette errungen 
hat, ist die neue McDonalds-Filia-
le nicht so gut aufgestellt. Bisher 
hat sie jedenfalls noch niemand 
gefunden.

Um diesen Wettbewerbsnach-
teil auszugleichen, hat sich die 
Universität die „KUH“ einfallen 
lassen. Das soll aber die infor-
mierten Studierenden nicht ab-
schrecken. Auch in dieser Filiale 

wird kein wirkliches Fleisch in 
den Hamburgern enthalten sein. 
Vielmehr handelt es sich bei der 
„KUH“ um die Kinder-Uni-Han-
nover. Jungen Heranwachsenden 
soll die Wissenschaft und beson-
ders die Leibniz-Uni-Hannover 
nahe gebracht werden. Was an 
dieser Stelle allerdings verwirrt, 
ist, dass die MacherInnen sich 
nicht an die vorgegebene Cor-
porate Identitiy gehalten haben. 
So müsste es eigentlich „Kinder-
Leibniz-Uni-Hannover“ (KLUH) 
heißen. Möglicherweise wird der 
nächste Präsidiumsbeschluss 
hier mehr Klarheit bringen. Denn 
wie es im Leitbild der Universität 
heißt, soll „durch enge Zusam-
menarbeit mit der Wirtschaft zur 
Entwicklung der Region und des 
Landes“ beigetragen werden. 

Wie diese enge Zusammenar-
beit aussehen soll, wird deutlich, 
wenn z.B. die Deutsche Bank 
oder die Versicherungsgruppe 
Hannover (VGH) im Lichthof des 
Welfenschlosses ihre Unterneh-
mensjubiläen feiern. Hier werden 
die Studierenden schon einmal 
am Betreten ihrer eigenen Uni 
gehindert. Und als im Oktober 
auf studentische Initiative hin die 

Wanderausstellung  „Kein Mensch 
ist illegal“ anfragte, ob Sie im 
Lichthof auf die Abschiebepraxis 
und das Leben von „Illegalen“ 
aufmerksam machen darf, war 
dies nicht im Sinne einer „exemp-
larischen Selbstdarstelung“. Der 
Antrag wurde abgelehnt und die 
Ausstellung konnte nur auf Drän-
gen des AStA realisiert werden.

Hier wurde deutlich, dass die Uni-
versität nach einem Gleichheits-
prinzip handelt, in dem so man-
cher Akteur gleicher ist als der 
andere. Auf der einen Seite befin-
den sich Unternehmen, die sich 
einer privilegierten Partnerschaft 
erfreuen dürfen. Auf der anderen 
Seite die Studierenden, die arg-
wöhnisch geduldet werden.  Der 
bloße Verdacht, eine Filmvorfüh-
rung könnte die dinierenden Pri-
vilegierten stören, veranlasste 
die Uni, die Studierenden vorab 
auf eine angemessene Lautstärke 
hinzuweisen.

Es scheint wohl nur noch eine 
Frage der Zeit zu sein, bis Ronald 
die Pferdestatue vor der Hauptu-
ni reitet.

sören Creutzig

NA ENDLICH!
Neuigkeiten, 
auf die wir weder gewartet 
noch gehofft haben

Träum ich oder lach ich? – Mäckes und Pommes posen als Türsteher 
vorm Audimax. Studierende bald nur noch Ketchup?

Na Endlich
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Daten. Einfach nur Daten.

Mehr als einen Monat ist es 
her: Die Abgeordneten der 
große Koalition haben mit 
großer Mehrheit, bis auf 11 
Ausnahmen, für die Vorrats-
datenspeicherung gestimmt. 
Ab dem 1. Januar kann der 
Staat anfragen, wer mit wem, 
wann kommuniziert hat – über 
Email, Telefon und Handy. 
Kommunikationsinhalte wer-
den (noch) nicht gespeichert; 
die IP-Adresse wird nur da-
tiert, aber nicht welche Web-
seite besucht wurde. Sechs 
Monate müssen Kommuni-
kationsanbieter die Verbin-
dungsdaten speichern – um 
so für geheimen staatlichen 
Zugriff abrufbar zu sein.

Begleitet wurde dieses Gesetzes-
vorhaben von zahlreichen Pro-
testen, Demos und Petitionen. 
Vorallendingen in der digitalen 
Sphäre wurde gekontert. Nun 
ruft die Internetseite Vorrats-

datenspeicherung.de dazu auf, 
eine Verfassungsklage einzule-
gen. Die Betreiber plädieren des 
Weiteren in einem Brief an den 
Bundespräsidenten gegen seine 
Unterzeichnung des Gesetzes. 
Das wären die letzten Möglich-
keiten, das Gesetz zu stoppen.

Ein lächerlich-subtiler Wider-
stand kam von �6 Parlamen-
tariern: Sie stimmten für das 
Gesetz, nicht aber ohne eine 
Sondererklärung abzugeben. 
In dieser teilen sie mit, „trotz 
schwerwiegender politischer 
und verfassungsrechtlicher Be-
denken“ für dieses Gesetz ge-
stimmt zu haben. Notfalls könne 
ja auch noch das Verfassungs-
gericht Elemente des Gesetzes 
entschärfen, sagen die Abgeord-
neten. Niemandem nützt das, 
außer vielleicht dem Abgeord-
neten, um ein schwaches und 
verblendendes Argument im 
Rhetorik-Ärmel zu haben, etwa 

wenn er sich im Wahlkreis dafür 
rechtfertigen muss.

Unsere Volksvertreter haben 
wohl keine Ahnung, dass die di-
gitale Kommunikation genauso 
privat ist wie die eigene Woh-
nung. Ein peinliches Beispiel 
lieferte Justizministerin Brigitte 
Zypries. In der ARD durfte man 
sie Mitte dieses Jahres in „Kin-
der fragen Politiker nach dem 
Internet“ sagen sehen: „Brow-
ser? Was sind denn nochma’ 
Brauser?“(O-Ton). Darf man dar-
über lachen?

Man darf es nicht. Das Gesetz 
wird nur ein erster Schritt blei-
ben - es ist ein Dammbruch, 
der zu weiteren pseudo-sicher-
heitsschaffenden Gesetzen füh-
ren wird. So war das bei den 
Mautdaten: Erst sollten sie nur 
zweckgebunden eingesetzt wer-
den. Aber weil ein LKW-Fahrer 
einen Parkplatzwächter über-
fahren hat, könne man den Täter 
via Mautdaten dingfest machen. 
Klar, die Welt ist am sichersten 
wenn alle Menschen im Gefäng-
nis sind. Sinngemäß meinte 
Günter Beckstein, nun der Bay-
erische Ministerpräsident, zu 
diesem Fall: Wenn die Daten eh 
vorhanden sind, könne man sie 
ja auch nutzen. Eine altbekann-
te Argumentation, die man auch 
bei der Vorratsdatenspeiche-
rung kommen sieht.

Sicherheit auf 
Vorrat

Vorratsdatenspeicherung
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Wenn Daten nicht reichen – noch mehr Daten!

Überwachen und spitzeln, das 
ist schon jetzt möglich. Dazu 
braucht es keinen Gesetzesent-
wurf, um den Sicherheitsstaat 
aufzurüsten.

Uberwach.de stellt anhand der 
IP-Adressen von Ministerien und 
der Regierung fest, welche Web-
seiten dort aufgerufen werden. 
Laut der TOP-�0 scheinen viele 
Mitarbeiter am Wochenende zu 
flüchten (Mitfahrzentrale.de auf 
Platz �), sind Singles (Planet-
Liebe.de auf Platz 7) und hören 
Goatrance (Goatrance.de auf 
Platz 8). Und was interpretiert 
man nur darin, dass angstforum.
info auch in den TOP-�0 ist?

Auch freiwillig stellen Internet-
nutzer viele Daten bereit. Durch 
Plattformen wie StudiVZ, Foren 
und „User-Generated-Content“ 
entsteht eine Generation, die 
immer freizügiger mit persön-
lichen Daten umgeht. Urlaubsfo-
tos, das letzte Besäufnis, derbe 
Kommentare – alles womit sich 
Fremde vielerlei Daten über In-

ternetnutzer einholen können. 
Zusammen mit dem googlen 
nach Namen lässt sich schon 
so etwas wie ein „Dossier“ über 
eine Person anlegen. Der Ca-
che von Google speichert Da-
ten von mittlerweile geänderten 
Homepages auch nach ihrer Lö-
schung. Nicht nur Personalchefs 
wissen das.

Das Plädoyer, das man spar-
samer mit seinen Daten und sei-
ner Selbstdarstellung im Inter-
net umgehen sollte, muss nicht 
als Einschüchterung gegenüber 
Datensammlern verstanden wer-

den. Bestimmte Inhalte haben 
einfach nichts im Internet zu su-
chen. Dass Menschen vorschnell 
interpretieren, dass man plötz-
lich seine politische Meinung 
geändert hat, oder sich verspro-
chen hat, die Äußerung aber 
noch gegoogelt werden kann; 
das sind Probleme die trotz ver-
meintlicher „informationeller 
Selbstbestimmung“ auftreten. 
Außerdem: Ist es nicht auch 
heuchlerisch, gegen das Spei-
chern von Verbindungsdaten 
vorzugehen, wenn man sonst 
vieles von sich preisgibt?

Vielleicht muss man den bewuss-
ten Datenexhibitionismus von 
der staatlichen Kontrolle tren-
nen. Dennoch wäre es an der 
Zeit für einen Paradigmenwech-
sel, der zeigen könnte, dass der 
Internetnutzer doch lieber ano-
nym bleibt. Es ist einfach glaub-
würdiger, Datenenthaltsamkeit 
zu praktizieren, und gleichzeitig 
dem Staat zu verbitten, die Fin-
ger von Persönlichem zu lassen.

Leider ist das bald nur noch ein-
geschränkt möglich. Der Ent-
schluss der jetzigen Regierung 
ist ein irreversibler Schritt in 
den Überwachungsstaat. Die 
Freiheit stirbt. Schrittweise.

Jannes riemann

Wer denkt beim Surfen noch an Datenschutz? Jeden Tag füttern wir 
das Netz mit personenbezogenen Daten von uns selbst und von 
anderen. Meistens ohne sie vorher zu fragen.

Vorratsdatenspeicherung
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Seit über zwei Jahren, nämlich genau seit der Einführung von Studiengebühren am 8. Dezember, 
gab es in Niedersachsen keine Bildungsdemo mehr. Das soll sich jetzt ändern: Am 25.01. wird ab 
14 Uhr demonstriert und zwar gegen Studiengebühren und für eine bessere Bildungspolitik. Diese 
Demo soll zwei Tage vor der Landtagswahl ein Zeichen an die alte und zukünftige Landesregierung 
setzen und unseren bildungspolitischen Forderungen nach der Abschaffung von Studiengebühren, 
einer gemeinsamen Schule und der bedarfsgerechten Finanzierung des Bildungssystems Nach-
druck verleihen!

Sei auch du dabei, wenn Studiengebühren kalt gemacht werden!

>>> Freitag, 25.1.2008, 14 Uhr vor der Hauptuni/Welfenschloss <<<

Aufruf zur landesweiten Demonstration gegen 
Studiengebühren, Bildungs- und Sozialabbau 
am 25. Januar 2008 in Hannover

Vor drei Jahren hat das Bundes-
verfassungsgericht den Ländern 
die Kompetenz zugewiesen, Stu-
diengebühren einzuführen, vor 
über zwei Jahren wurden die 
allgemeinen Studiengebühren in 
Niedersachsen eingeführt und 
seit einem Jahr müssen alle Stu-
dierenden Niedersachsens 500 
Euro mehr pro Semester bezah-
len. Die Verbesserung an den 
Hochschulen ist gleich Null.

Trotz gegenteiliger Behaup-
tungen sind Studiengebühren 
bis heute alles andere als von 
den Studierenden akzeptiert. 
Das belegen nicht nur zahlreiche 
Umfragen und Studien, sondern 
auch die erneuten Boykottanläu-
fe an den Hochschulen selbst.

Der kontinuierliche Rückgang 
der Studierendenzahlen wäh-
rend der letzten drei Jahre zeigt, 
dass die soziale Ungerechtigkeit 
innerhalb des Bildungssystems 
mit der Einführung von Studien-
gebühren weiter geschürt wird. 
Dabei sind Studiengebühren nur 
ein Teil des Problems in einem 
ohnehin schon sehr selektiven 
Bildungssystem. Das deutsche 
(Hoch-)Schulsystem ist, laut 

– Studiengebühren kalt machen –
– die bildungspolitische Talfahrt beenden –

OECD, eines der selektivsten im 
Vergleich zu den anderen Indus-
trieländern. Die soziale Undurch-
lässigkeit des Bildungssystems 
würde durch eine von der CDU 
geplante Erhöhung der Studi-
engebühren noch drastisch ver-
schärft werden. Im Bereich der 
vorschulischen und beruflichen 
Bildung haben sich Gebühren 
bereits durchgesetzt. Diese Ent-
wicklung geht in die komplett 
falsche Richtung.

Es bleibt dabei: Studiengebühren 
– egal in welcher Form und 
Höhe – sind komplett abzuleh-
nen. Sie lösen kein einziges Pro-
blem, sondern sie verschärfen die 
Krise des Bildungssystems. Statt 
einer Verbesserung der Lehre 
bedeuten sie die Privatisierung 
der Kosten und Risiken des indi-
viduellen Bildungsweges.

Studiengebühren sind im schon 
lange chronisch vernachlässigten 
Bildungssektor nur das Symptom 
einer unsozialen, auf Ausgren-
zung setzenden Politik. Sie reihen 
sich ein in die zunehmende Pri-
vatisierung öffentlicher Einrich-
tungen und Aufgaben – sei es die 
soziale Absicherung, Gesundheit 

oder eben Bildung. Die Landesre-
gierung darf sich durch die jahre-
lang forcierte Unterfinanzierung 
der Bildung und gleichzeitige 
Einführung von Studiengebühren 
nicht aus der Verantwortung zie-
hen! Bildung ist und muss eine 
öffentliche Aufgabe sein und 
bleiben und darf nicht der allge-
meinen Privatisierung zum Opfer 
fallen! Mit dem Bildungs- und So-
zialabbau in Niedersachsen muss 
jetzt Schluss sein!

Wir fordern die aktuelle und 
die zukünftige Landesregierung 
dazu auf:

– jegliche Gebühren von der KiTa 
bis zur Hochschule abzuschaf-
fen!

– Bildungseinrichtungen bedarfs-
gerecht und ausreichend zu fi-
nanzieren!

– Die Selektivität des Bildungs-
systems abzuschaffen!

Die LandesAStenKonferenz Nie-
dersachsen ruft dazu auf, am 
�5. Januar gegen die unsoziale 
Politik der Landesregierung zu 
demonstrieren und somit vor der 
Landtagswahl am �7. Januar ein 
deutliches Zeichen zu setzen - für 
eine (gebühren)freie Bildung von 
der KiTa bis zur Hochschule!

Aufruf zur Demo



�9

Vom 3.12. bis 8.12. veranstal-
tete das B-Team ein Boykott-
Camp gegen Studiengebühren 
vor dem Welfenschloss. Das 
ganze stand unter dem Mot-
to „Eiskalt gegen Studienge-
bühren“ (was  durch die Wit-
terungsverhältnisse auch gut 
zur Geltung kam) und bildete 
den Auftakt für eine Aktions-
reihe, die ihren Höhepunkt 
in der Durchführung des Stu-
diengebührenboykotts 2.0 
finden soll. Den detaillierten 
Bericht mit nichts als der eis-
kalten Wahrheit bekommt ihr 
auf den folgenden Seiten.

Die Idee, aus Protest vor der Uni 
zu zelten, entstand bereits Wo-
chen vorher aus dem Gedanken 
heraus, dass die allgemeinen 
Studiengebühren für die meisten 
von uns zwei Monatsmieten ent-
sprechen und dies durch den Um-
zug ins Zelt verdeutlicht 
werden sollte. Daraus ent-
stand im Laufe der nächs-
ten B-Team-Sitzungen der 
Entwurf eines groß ange-
legten Boykott-Camps, 
mit dem Aufmerksam-
keit erzeugt, die Stu-
dierenden informiert 
und Entschlos-
senheit im 
Kampf gegen 
Studienge-
bühren ge-
zeigt wer-
den könne. 
Beflügelt wurde das 
ganze durch den wahren An-
sturm neuer B-Team-Mitglieder, 
die sich seit der Vollversamm-
lung vom ��.��. aktiv bei uns 
einsetzen. Nur so war die AG 
Aktion in der Lage, binnen einer 
Woche mitsamt anstrengendem 
Wochenende alle Vorbereitungen 
durchzuführen, damit es am Mon-
tagmorgen losgehen konnte.

te die erste Welle Studenten um 
8 Uhr mit Kaffe, Info-Flyern und 
„Ich zahle nicht“-Buttons be-
grüßt werden. Die Resonanz war 
positiv – jedoch von Ungläubig-
keit geprägt, denn die meisten 
konnten nicht glauben, das wir 
bei diesem Sauwetter eine ganze 
Woche Boykott-Camping durch-
führen wollen.

Um die Mittagszeit herum ver-
schlechterte sich die Witterung 
dann auch zusehends und es gab 
erste kräftige Sturmböen, die 
uns auf einen gravierenden Man-
gel an Zelt-Heringen aufmerk-
sam machten. Mit einer Hand an 
der Zeltstange und der Anderen 
am Telefon musste schnell Nach-
schub organisiert werden. Drau-
ßen wurden derweil mehrere der 
kleinen Zelte wieder abgebaut 
und unser zuvor mühsam im 
Baum vertäutes Transpi „www.
wir-zahlen-nicht.de“ riss es rings-
um aus seinen Halteschnüren.

Nachdem sich die Lage wieder 
etwas beruhigt hatte, das Camp 
aber dennoch etwas derrangiert 

aussah, trafen die vorher infor-
mierten Medienvertreter ein. 

Für weitere Aktionen wis-
sen wir nun: Sie kommen 

gegen �4:30, immer 
alle auf einmal und 

nur dann wenn ge-
rade alles ziem-

lich chaotisch 
ist! Das ge-

meinsam 
geteilte 

Wet-
ter-
leid 

hatte 
jedoch auch seine guten Seiten, 
denn in der ungezwungenen 
Atmosphäre fühlten sich eini-
ge noch unerfahrene B-Teamer 
ermutigt, erste Erfahrungen in 
Sachen Interview und Pressear-
beit zu machen. Der weitere Tag 
wurde mit Diskussionen am In-
fotisch, Reparaturarbeiten und 

Am Montag traf sich dann um 
5 Uhr!!! morgens eine entschlos-
sene wie müde Gruppe B-Teame-
rInnen, um die in den Räumen 
des AStA vorbereiteten Transpa-
rente und Zelte vor dem Welfen-
schloss aufzubauen. Bei Sturm 
und Regen wurde zunächst das 
Küchen- und Informationszelt 
errichtet, sowie erste Transpa-
rente aufgehängt. Sehr geholfen 
haben uns schon im Vorfeld die 
BewohnerInnen des Bauwagen-
platzes Lindener Damm, die uns 
ihre VoKü-Ausstattung, Gasko-
cher und ein zwei Meter langes 
Ungetüm von Suppenkelle zur 
Verfügung stellten. Unterstützt 
haben uns außerdem die Fach-
schaften SoWi und WiWi; 
nicht zu vergessen die 
MaschbauerInnen, 
die uns zwei Kaffee-
maschinen liehen.
Von 

Be-
ginn an bestand 
auch ein gutes Verhältnis zu Mit-
arbeiterInnen und Hausmeiste-
rInnenteam der Uni, die im Lau-
fe des Vormittags über Planung 
und Zielsetzung unserer Aktion 
informiert wurden. Nachdem die 
grobe Infrastruktur stand, konn-

Eiskalt gegen Studiengebühren

B-Team
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dem ersten Workshop verbracht. 
Nach einer gemütlichen Runde 
Glühwein krochen die meisten in 
ihre Zelte. Es geht das Gerücht 
herum, dass ein frierender B-
Teamer die halbe Nacht über sei-
nen plötzlichen Wachstumsschub 
nachgrübelte, bis ihm am nächs-
ten Morgen klar wurde, dass er 
die Größenangaben auf den zu-
vor organisierten Schlafsäcken 
nicht beachtet hatte.

Die nächsten Tage bedeuteten 
für alle frühes Aufstehen, da ab 
der ersten StudentInnenwellen 
kurz vor acht mit Kaffee und Fly-
ern auf die Studierenden losge-
gegangen wurde. Insbesondere 
die grünen „Ich-zahle-nicht“-
Buttons entwickelten sich zu 
einem modischen Must-Have der 
Wintersaison und mussten jeden 
Abend nachproduziert werden. 
Motiviert vom einzigen Son-
nenstrahl der Woche folgten ab 
Dienstag ein paar Leute der Auf-
forderung „Cämpf mit“ und ka-
men mitsamt Zelten vorbei. Vom 
selben Tag an wurde das Camp 
durch ein großes Veranstaltungs-
zelt erweitert, in dem zahlreiche 
Workshops auf Strohballen und 
von der Hannomacke geliehenen 
Sofas stattfanden. Dabei ergaben 
sich Szenarien wie sie sich (fast) 
auch im Mittelalter zugetragen 
haben könnten: Unter wehender 
Zeltplane, auf Strohballen, bei 
spärlichem Kerzenlicht, wartet 
eine Gruppe ausgemergelter 
Menschen darauf, dass endlich 
der Generator anspringt um Bea-
mer, Laptop und Heizung den nö-
tigen Saft zu liefern. An besagtem 
Abend wurde übrigens der Film 
„Kick it like Frankreich“ gezeigt, 
der von den sommerlichen Pro-
testen in Hessen erzählt und bei 
uns ein großes interessiertes Pu-
blikum fand.

Am Donnerstag zeichnete sich 
bereits ab, dass sich durch das 
Boykott-Camp viele Leute mit 
dem Thema auseinandergesetzt 

hatten. Es kam zu zahlreichen 
Gesprächen in denen auch die 
Frage gestellt wurde, ob man 
denn das Geld jetzt schon auf ein 
Treuhandkonto überweisen kön-
ne. Diesbezüglich musste aber 
leider auf die Zeit der Infostände 
vertröstet werden, an denen in 
den folgenden Wochen detailliert 
informiert und motiviert wird. 
Am Abend gab es eine vorher an-
gekündigte Party auf der Gäste, 
B-Team und vorbeiströmendes 
Partyvolk gegen eine freiwillige 
Spende mit Glühwein, Brat- und 
Tofuwurst versorgt wurden. Ein 
Reporter vom Deutschlandfunk 
kam mehrmals vorbei um Stim-
mung und Meinungen aufzuzei-
chnen.

Der Freitagmorgen war noch ein-
mal etwas härter als die vorigen, 
aber der Demo-Workshop am 
späten Nachmittag holte auch die 
letzten Lebensgeister zurück, als 
in einem Rollenspiel und unter 
Anfeuerungsrufen aus den obe-
ren Etagen des Welfenschlosses 
„VerfassungschützerInnen“ und 
„DemonstrantInnen“ aufeinan-
der los gingen. Den meisten hat 
der Rollentausch dabei solchen 
Spaß gemacht, dass befürchtet 

werden muss, eine empfindliche 
Anzahl B-TeamerInnen an die Po-
lizeischule Hannoversch-Münden 
zu verlieren. Kurz nachdem sich 
sämtliche B-Teamer wieder in 
politisch motivierte Studierende 
zurückverwandelt hatten begann 
der Abbau, der noch einmal die 
halbe Nacht dauerte.

Das einhellige Fazit lautet, dass 
der große positive Zuspruch von 
Studierenden und Öffentlichkeit 
(Hupen gegen Studiengebühren!) 
eine vielversprechende Perspek-
tive für den Boykott bietet. Es 
wurden viele Leute erreicht und 
eine tolle Grundlage für weitere 
Aktionen sowie einen gemein-
sam durchgeführten, starken 
Studiengebührenboykott an der 
Uni-Hannover geschaffen.

Wenn ihr nun Lust habt bei den 
nächsten Aktionen dabei zu sein: 
Ihr könnt jeden Dienstag um 
18.00 Uhr in den Räumen des 
AStA zum B-Team Treffen vorbei-
schauen, oder euch per e-mail an 
uns wenden (über www.wir-zah-
len-nicht.de).

Miete sparen – Gebühren zahlen! Ein Studium kann sich leisten, 
wer zwei Monate pro Semster nur im Zelt lebt.

B-Team
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Dienstags 18h 

im AStA

B-Team
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Patrick, Historiker (genauer ge-
sagt Geschichtslehrer in Bre-
men) und selbst Afro-Deutscher, 
fragt sich in einem Artikel über 
Schwarze Geschichte einleitend 
„[w]as ich im Geschichtsunter-
richt und im Geschichtsstudium 
über die Geschichte Schwarzer 
Deutscher bzw. schwarzer Euro-
päer gelernt habe […]. Ich frage 
mich nun selbst, was hast du in je-
nen �8 Jahren über die Geschich-
te von Schwarzen in Deutschland 
bzw. schwarzer Deutscher ge-
lernt? Nichts. Wie, nichts? […]. 
Die Deutsche Geschichtswissen-
schaft (die ja für die Aufarbei-
tung dieser Wissenslücken in der 
Bevölkerung zuständig wäre) 
kennt eine Menge Unterdiszipli-
nen, so z.B. Politikgeschichte, 
Kulturgeschichte, Frauenge-
schichte, Geschlechtergeschich-
te, Militärgeschichte, Medizin-
geschichte, Technikgeschichte, 
Wissenschaftsgeschichte, Sozial-
geschichte, Wirtschaftsgeschich-
te, Alltagsgeschichte, Mentali-
tätsgeschichte u.a.m. – „Schwarze 
Geschichte“ bzw. „Afro-Deutsche 
Geschichte“ als Unterdisziplin 
der Geschichtswissenschaft 
kennt sie nicht.“[�]

Diese Frage gilt nicht nur für 
Deutschland sondern für ganz 
Europa. Für die Mehrheit der 
Öffentlichkeit in Europa datiert 
sich der Anfang der Migration 
auf die Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen und während des 
Kolonialismus (d.h. im Laufe des 
�0. Jahrhunderts). Viele betrach-
ten sogar diese Migration immer 
noch als ein neues Phänomen. 
Europa ist nämlich seit Jahr-

In dem Artikel „Frankreich – die Globalisierung und das Erbe des Sklavenhandels“ (siehe Kontrast-
Ausgabe Juni 2007) ging es um die Folgen, die der Sklavenhandel (die erste Globalisierung) auf 
unsere heutige Gesellschaft hat. Im folgenden Artikel geht es um einen weiteren Beitrag zur mig-
rationspolitischen Bildung: die Geschichte der Einwanderung bzw. Migration (und die Integration 
von afrikanischen Minderheiten) in Europa.

Zur Geschichte der farbigen Europäer
zehnten und war bereits vor dem 
�0. Jahrhundert eine Einwande-
rungsgesellschaft.

Patrick betont auch: „Schwarzer 
Geschichte kann es aber nicht in 
erster Linie um die Opferrolle der 
Schwarzen in der Geschichte ge-
hen. Sicher, schwarze Europäer 
waren und sind als Minderheit in 
Europa Opfer von Ausgrenzung 
und Verfolgung und dies soll auch 
wissenschaftlich aufgearbeitet 
werden. Aber das ist doch nicht 
alles! Was ist mit den Kulturleis-
tungen von Afro-Europäern bzw. 
Afro-Deutschen? Was mit ihren 
Beiträgen zu unserer gemein-
samen europäischen Kultur? Wie 
war bzw. ist ihr Alltag? Haben sie 
eine eigene, ihnen gemeinsame 
Identität und Mentalität oder 
sind sie in puncto Mentalität und 
Identität der europäischen Mehr-
heitsbevölkerung gleich? Sind sie 
vielleicht einfach typische Ver-
treter europäischer bzw. deut-
scher Kultur oder sind sie viel-
mehr ein zunehmend wichtiger 
Bestandteil einer europäischen 
Gesamtkultur? Gab es Schwarze 
in Europa bzw. Deutschland vor 
dem �. Weltkrieg und falls ja, wie 
sind sie hierher gekommen und 
wie haben sie gelebt? […] Seit 
wann leben afrikanisch-stäm-
mige Menschen in Europa, d.h. 
seit wann gibt es Afro-Europäer? 
Diese und viele andere Fragen 
muss sich Schwarze Geschichte 
vorrangig stellen.“[�]

AfrikanerInnen in Europa vor 
dem 20. Jahrhundert – Antike 
und Mittelalter

HistorikerInnen war es bis jetzt 
unmöglich, den Beginn der Mig-
ration von AfrikanerInnen nach 
Europa zu datieren. Aber nach 
Aussage von Akteuren aus der 
Antike und dem Mittelalter gab 
es bereits zu jenen Zeiten Afrika-
nerInnen in Europa. 

Dieudonné Gnammankou (His-
toriker mit Schwerpunkt Afrika-
nische Geschichte und Schrift-
steller aus Benin) schrieb in 
einem Artikel „The Encyclopedia 
of Diasporas“: „Sogar vor der 
Zeit der Griechen und Römer 
haben kommerzielle Routen Eur-
opa und Afrika schon verbunden 
[…]. Die Ägypter sind die ersten 
AfrikanerInnen, die mit den Grie-
chen verkehrt haben. Texte von 
griechischen Schriftstellern und 
Wissenschaftlern dieser Zeit, wie 
Homer, Herodot, Aristoteles, Di-
odore von Sizilien oder Strabon 
bestätigen den kulturellen und 
wissenschaflichen Einfluß der 
Ägypter auf die Griechische Ge-
sellschaft.“[3]

Hierzu sagt Patrick: „In der Anti-
ke fand nicht nur ein personeller 
und kultureller Austausch zwi-
schen Afrika und Europa statt. 
Nein, vielmehr waren Teile Afri-
kas ein Teil Europas – und zwar 
kulturell und staatlich. Das Rö-
mische Reich (der erste gesamt-
europäische Staat) hatte mehrere 
afrikanische Provinzen: Aegyp-
tus (heutiges Ägypten und Teile 
des nördlichen Sudans), Cyrenai-
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ca (in etwa das heutige Libyen), 
Africa (in etwa das heutige Tune-
sien und Teile des heutigen Alge-
riens) und Mauretania (in etwa 
das heutige Marokko und Teile 
des heutigen Algeriens). Es gab 
also schwarze Römer (!), Afrika-
ner, die römische Bürger  waren 
und sich als solche als Geschäfts-
leute, als Beamte und als Solda-
ten auch im gesamten Imperium 
bewegten.“[4]

In dieser Zeit entstand der Name 
„Maure“ oder „Mohr“ (abgeleitet 
von der römischen Provinz Mau-
retanien bzw. dem Königreich 
Mauretanien). Dieses Wort wird 
in andere europäische Sprachen 
Eingang finden: Auf Französisch 
„More“, auf Englisch „Moor“, in 
normannischen Sprachen „Mo-
rel“, auf Spanisch und Italienisch 
„Moro“.

Yvonne Clark erklärt in dem 
Buch „The Moors in Antiquity“, 
woher das Wort „Maure” kommt: 
„Als die Römer  im Jahr 46 vor 
Christus West Afrika erreichten, 
trafen sie AfrikanerInnen und 
nannten sie „Mauros“, abgelei-

Darstellung des heiligen. 
Mauritius als “Mohr” im Dom 
St. Mauritius, Magdeburg

tet vom Lateinischen Wort „mau-
rus“ (dunkelhäutig) […] kein Zu-
fall ist es auch, dass die Länder 
Mauretanien und Marokko so 
benannt wurden, dass sie „Land 
der Schwarzen“ bedeuteten.“[5]. 
Als „Mohrenland“ waren auch in 
der Antike und im Mittelalter Ge-
biete Nordostafrikas bezeichnet 
worden: Äthiopien, Eritrea, So-
malia, Süd Ägypten und Sudan 
– das ehemalige Abessinien, Aks-
um, Nubien, Kusch…

Und: „Im Militär des römischen 
Imperiums waren schwarze Sol-
daten eine feste Größe.“[6]

Einer der Berühmtesten dieser 
Soldaten ist Mauritius (deutsch: 
Moritz, französisch  Maurice; ge-
boren bei Theben in Ägypten, ge-
storben um �90 in Agaunum im 
Wallis). Er war der Legende nach 
der Anführer der Thebäischen 
Legion und wird in der Römisch-
Katholischen Kirche seit dem 
4. Jahrhundert als Heiliger ver-
ehrt. Der Heilige Mauritius galt 
schließlich als Schutzpatron aller 
Kaiser des Heiligen Römischen 
Reichs und auch des Reichs 
selbst. Zahlreiche Kirchen und 
Klöster stehen unter dem Patro-
nat des Heiligen Mauritius (Mo-
ritzkirche). Mauritius gilt auch 
als Patron der Städte Coburg, 
Fröndenberg/Ruhr, Wiesbaden 
und Zwickau (Deutschland).

Weiterhin führt Patrick zu die-
sem Thema aus: „Die Legio III 
Cyrenaica, die um 36 v. Chr. von 
Marcus Antonius aufgestellt wur-
de, als er Statthalter in der Pro-
vinz Cyrenaica war und auch die 
vom römischen Kaiser Septimi-
us Severus aufgestellte Legio II 
Parthica bestand u.a. nachweis-
lich aus afrikanischen Soldaten. 
Eben jene II. Legion wurde auch 
in Britannien zur Bekämpfung 
einheimischer Stämme einge-
setzt […]. Eben jener Kaiser Sep-
timius Severus (�93–���), der di-
ese Legion ausgehoben hat und 

die militärischen Operationen 
in Britannien geleitet hat, war 
selbst ein Schwarzer (aus Leptis 
Magna in der Provinz Africa). Ein 
schwarzer Kaiser! […] Die seve-
rische Dynastie umfasste noch 
weitere Kaiser, die direkt von 
Septimius Severus abstammten, 
nämlich Caracalla (���–��7) und 
Geta (���), Elagabal (��8–���) 
und Severus Alexander (���–
�35).“[7]

David MacRitchie, schottischer 
Anthropologe und Historiker, 
schrieb �884 ein Buch über die 
alten BewohnerInnen Schott-
land, Irland und England [8]. Er 
betont darin, dass die britische 
Insel in der Antike und im Mit-
telalter Schwarze (farbige) Herr-
scherInnen hatte und dass viele 
englische KönigInnen Afrika-
nerInnen als Vorfahren hätten. 
Bewiesen wäre es unter ande-
ren durch archäologische Funde 
(z.B. Skelette und Darstellung 
von dunkelhäutigen Rittern in 
altüberlieferten Wappen und 
Gravuren von Königlichen Fami-
lien). Dunkelhäutige Ritter oder 
AkteurInnen sind auch in Wap-
pen und Gravuren in Frankreich, 
Deutschland, Italien und Spanien 
(aus der Zeit des Mittelalters) zu 
sehen.

Ein anderer Beweis für das kultu-
relle Erbe und die Anwesenheit 
von AfrikanerInnen im damaligen 
Europa sind nach MacRitchie die 
Familiennamen, die sie hinterlas-
sen haben. Die englischen Namen 
wie Moore, Murray, Morrison, 
Murdoch, Morland, Murdhow, 
Murdubh, Morrow, Brown, Mor-
ris, Fitz-Morices, Mountmorrices 
(jeweils abgeleitet von dem eng-
lischen Wort „Moor“) seien von 
AfrikanerInnen geerbt worden. 
Ebenso die französische Namen 
Maurice (aus Mauritius bzw.Mo-
ritz), Moreau, Moraux, Morand 
(jeweils abgeleitet von den fran-
zösischen und normannischen 
Wörtern „More“ und „Morel“). 
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Noch einmal Patrick: „Auch 
die christliche Kirche des Rö-
mischen Reiches hatte viele 
AfrikanerInnen in ihren Reihen. 
Unter ihnen finden wir einige 
der bekanntesten Namen des 
frühen Christentums, darunter 
die drei Kirchenväter Tertullian, 
St. Cyprian und St. Augustinus 
von Hippo, die alle drei aus der 
Provinz Africa stammten. Es gab 
auch schwarze Päpste, darunter 
der dritte afrikanische Papst Ge-

Wappen aus dem Mittelalter

Jungfrau Maria und  Jesus
Göttin Isis und ihr Sohn Ho-
rus aus Ägypten

lasius I. (Papst von ca. 49� bis 
ca. 496), der die für das Verhält-
nis von Papsttum und Kaisertum 
wichtige Zweischwertertheorie 
formulierte.“[9]

Bezogen auf die Religion ist als 
anderer Beweis die Existenz 
von schwarzen Marienstatuen 
(„Schwarze Madonna“) zu nen-
nen, die in viele Kirchen in ganz 
Europa( von Großbritannien bis 
Russland und Serbien) in der An-
tike und Mittelalter aufgetaucht 
sind und bis heute zu sehen sind. 
Ihr Kult soll älter als die Ent-
stehung des Christentums und 
Judentums sein und aus Afrika 
(genauer aus Alt-Ägypten bzw. 
Nubien) kommen. Sie sollen eine 
Vererbung bzw. Ableitung der 
Göttin Isis (aus der afrikanischen 
Mythologie) sein. Nach Europa 
und Asien wurden sie während 
der Besetzung Afrikas durch die 
Römer verbreitet. Trotz der Zer-
störung aller Isis-Tempel bzw. 
Statuen in Europa nach dem 
Durchbruch des Christentums 
wurde dieser Kult erhalten und 
durch das Christentum assimi-
liert [�0]. Die „Schwarze Madon-
na“ ist bis heute ein umstritte-
nes Thema für die Religion. Ihre 
afrikanische Herkunft wurde im-
mer von der katholischen Kirche 
verleugnet. Die Alterung dieser 

Statuen wäre die Ursache ihrer 
schwarzen Farbe, so die offizielle 
Erklärung bzw. Stellungnahme 
der Kirche. Man muss auch die 
Tatsache betrachten, dass das 
Wort mōr (Mohr) bzw. hellemōr 
(Höllenmohr) auch als Synonym 
für den Teufel verwendet wur-
de, den man sich damals mit 
schwarzer Hautfarbe vorstellte 
(„schwarzer Teufel“).
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Nach dem Sturz des Römischen 
Reichs ist Europa in einem Zeit-
alter der Dekadenz gelandet.

Von dem 8. bis zum �6. Jahr-
hundert, mit der Eroberung 
(aus Afrika und dem Nahen Os-
ten) von Süd Europa (ganz Por-

König Marsilie im Kampf 
gegen Hruotland (Gravur aus 
dem Mittelalter)

buktu (im heutigen Mali), Afrikas 
Hochburg der Wissenschaft und 
des Schönen Geistes im Mittel-
alter.  Diese Reiche verfügten 
damals über hochentwickelte 
Armeen (insbesondere die Ka-
vallerie und die Beherrschung 
des Schmiedens des Eisens und 

Innen und MonarchInnen.

So haben wir z.B. in Frankreich 
und Spanien zwei berühmte 
maurische Könige, Yusuf Ibn 
Tashifin (erscheint in dem Buch 
„Roudh el kartos“ von dem His-
toriker Ali Ibn Abdallah) und Kö-
nig Marsilie. König Marsilie ist 
besonders berühmt durch das 
Rolandslied bzw. die Rolandssa-
ge (das populärste Lied des Mit-
telalters) geworden. In diesem 
Lied geht es um die Schlacht von 
Roncesvalles (Südfrankreich) 
am �5. August 778, wo Hruot-
land (französisiert Roland), der 
als Markgraf der bretonischen 
Mark des Frankenreichs Karls 
des Großen fungierte, Marsi-
lies Truppe besiegte, aber dabei 
starb.

In Italien des �3. Jahrhunderts 
war Johannes „der Schwarze“ 
Schützling von Friedrich dem �. 
(König von Sizilien) und Wesir 
des Königreichs Sizilien.

Außerdem gab es auch den Hei-
ligen Benedikt (�5�6-�589: ge-
nannt Benedikt der Maure, „il 
Moro“), schwarzer Mönch aus 
Palermo, der zum Ordensoberen 
ernannt wurde. Benedikt wurde 
�743 von Benedikt XIV. selig- und 
�807 von Pius VII. heilig gespro-

tugal und Spanien, Südfrank-
reich und Süditalien) werden 
die afrikanischen Minderheiten 
größer und sichtbarer. Es ist 
nämlich die Blütezeit Zeit der 
afrikanischen Königreiche (wie 
z.B. das Ghanareich, Malireich, 
Songhaireich, Reich der  Almora-
viden, Reich von Moro Naba im 
heutigen Nord- und Westafrika, 
das Reich von Bornou in heutigen 
zentral Afrika, usw…). Der spa-
nische Reisende und Geograph 
Johannes Leo Africanus (auch ge-
nannt Al-Hasan Ibn Mohammed 
al-Wassan, geboren um �490 in 
Granada, gestorben nach �550 
in Tunis) durchquerte Afrika von 
Marokko bis in den Sudan im �6. 
Jahrhundert. Er veröffentliche 
seine Erkenntnisse in seinem 
Werk „Descrittione dell´Afrika“ 
(Beschreibung von Afrika). Das 
Werk schilderte vor allem den 
Reichtum und Prunk des Song-
hai-Reiches und den Wohlstand 
der Karawanenmetropole Tim-

Stahls, mit dem sie Waffen und 
Brustpanzer produzierten) und 
griffen vom Norden des afrika-
nischen Kontinents aus Europa 
an. 

Sie (Mauren bzw. Afrikaner-
Innen) werden auch in dieser 
Zeit (insbesondere seit der Zeit 
der Kreuzzüge) als „Sarazene“ 
benannt, weil viele von ihnen im 
Laufe des 8. Jahrhunderts Mus-
lime geworden sind und als bzw. 
mit AraberInnen assimiliert bzw. 
verbunden waren. Tarik Ibn Ziad, 
berberischer Kriegsherr, der 
Spanien im Jahr 7�� eroberte, 
hatte eine vereinigte Armee von 
7000 SoldatInnen, mit Afrika-
nerInnen (6700 insgesamt) und 
AraberInnen (300 insgesamt) zur 
Verfügung [��].

Sie (die AfrikanerInnen) sind 
SöldnerInnen bzw. SoldatInnen, 
KriegsherrInnen aber auch 
KünstlerInnen, Wissenschaftler-

Afrikanische Ritter im Mittelalter
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Ludovico il Moro

chen. Ihm werden mehrere Wun-
der zugeschrieben. Benedikt war 
einer der wenigen Schwarzen, die 
heilig gesprochen wurden. Er ist 
Schutzpatron seines Sterbeortes 
Palermo. Sein (katholischer) Ge-
denktag ist der 4. April [��].

Ludovico Sforza (geboren am 
�7. Juli �45� in Vigevano; ge-
storben am �7. Mai �508 in 
Loches), genannt il Moro, „der 
Dunkle“, aus der Familie Sforza, 
war der fünfte Sohn des Herzogs 
Francesco I. Sforza von Mailand. 
Er wurde selbst Herzog und be-
rühmt als Förderer Leonardo da 

Alessandro de‘ Medici

für viele Zeitgenossen sicherlich 
auch verwunderlich. Was war 
denn mit dem Rassismus? Hat 
es die Florentiner, gerade die 
einflussreichen Florentiner nicht 
gestört, dass ein Schwarzer die 
Stadt beherrschte?“[�3] 

In der Tat herrschte in dieser 
Zeit noch sehr viel Toleranz in 
der europäischen Gesellschaft. 
Dieses Zusammenleben führ-
te auch zu einem großen inter-
kulturellen, interreligiösen und 
wissenschaftlichen Austausch. 
Diese kulturellen Begegnungen 
ermöglichten Europa verschie-
dene Erkenntnisse aus Afrika, 
dem Orient und Asien zu bekom-
men. Besonders Spanien und 
Portugal sind bekannt für die ge-
genseitige Toleranz und Akzep-
tanz, die ChristInnen, JüdInnen 
und MuslimInnen einander unter 
sarazenischer und maurischer 
Besetzung entgegenbrachten. 
Die ersten Universitäten  Euro-
pas wurden dort (u.a. in Anda-
lusien: Sevilla, Granada, Cordo-
ba…) in diesem Zeitraum nach 
dem Modell (bzw. Vorbild) von 
Timbuktu, Cairo oder Bagdad 
gegründet. Die Manuskripte von 
griechischen Wissenschaftlern 
aus der Antike, die nicht mehr in 
Europa zu finden waren und auf 
Arabisch existierten, konnten so 
zurück übersetzt werden. In der 
Zeit der „Renaissance“ (Wieder-
geburt in Europa, vom �4. bis 
�6. Jahrhundert) führten diese 
Entwicklungen zu neuen Ent-
deckungen in der Wissenschaft 
(Kompass, Schneiderei, Drucke-
rei, Schießpulver und Kanonen, 
Neuerungen im Schiffahrtswe-
sen, im Bauwesen,… ), neuen 
Formen der Kunst, der Architek-
tur und neuen ökonomischen, 
sozialen und politischen Struktu-
ren in der europäischen Gesell-
schaft.

Kurz nach Ende der saraze-
nischen und  maurischen Beset-
zung stiegen Spanien und Por-

tugal unmittelbar zur See- bzw. 
Weltmacht auf. Das Ende des 
�5. Jahrhunderts ist nämlich der 
Beginn des Endes der goldenen 
Zeit der Mauren (AfrikanerInnen) 
in Europa und für Spanien der Be-
ginn des goldenen Jahrhunderts. 
�49� wurde die letzte maurische 
Hochburg von den vereinigten 
christlichen Spaniern erobert. 
In demselben Jahr entdeckte 
Christof Colombus Amerika und 
schuf damit die wesentliche Vor-
raussetzung für den transatlan-
tischen Sklavenhandel.

Fortsetzung folgt…

steve kommogne

Anmerkungen:
[�, �, 4, 5, 7, 9, �3] Siehe Webseite des “black 
history month” e.V. http://jewelsnthejungle.
blogspot.com/�007/0�/black-history-month-in-
germany-african.html
[3] Dieudonnée Gnammankou:  The African Dias-
pora in Europe, in: Encyclopedia of Diasporas, 
hrsg. von M. Ember, C. Ember, I. Skoggard, �004, 
Kluwer Academic / Plenum Publishers, New York. 
Zitat übersetzt vom Autor dieses Artikels.
[6] Runoko Rashidi: The Moors in Antiquity – gol-
den age of the Moor. Verlag Ivan von Sertima.
[8] David MacRitchie: Ancient and Modern Bri-
tons, �884
[�0] Siehe “The Cult of the Black Virgin“, by Ian 
Begg „Black Women in Antiquity, edited by Ivan 
Van Sertima
[��] Ibn Husayn, Ibn Hayyans: „Dhikr Bilad al An-
dalus“ und Ibn Al-Athir: „Akbar Majmu’a“. Die 
drei Autoren waren arabische Historiker, die Bü-
cher erschienen bereits im Mittelalter. Franzose 
Fabre d’Olivet (�767-�8�5): „Histoire du genre 
humain“
[��] Biographie der St. Benedict the Moor Church, 
Pittsburgh.

Vincis und anderer Künstler.

Alessandro de‘ Medici (geboren 
��. Juli �5�0; gestorben 6. Janu-
ar �537, auch genannt „il Moro“, 
der Maure) war von �530 bis 
�537 Stadtherr von Florenz und 
damit Herrscher einer der kul-
turell und politisch wichtigsten 
Städte im mittelalterlichen bzw. 
frühneuzeitlichen Europa. Seine 
Eltern waren Anna de‘ Medici 
(Afrikanerin und genannt Kle-
opatra, wegen ihre Schönheit) 
und Giulio de’ Medici (der spä-
tere Papst Clemens VII).

Dazu schrieb Patrick: „Offen-
bar war seine Hautfarbe kein 
Hinderungsgrund – und das ist 
nicht nur interessant, sondern 
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Weiterführende Literatur:

Zum Thema:

• Ancient and Modern Britons von David MacRit-
chie Verlag
• African presence in early Europe von  Ivan von 
Sertima
•  Septimius Severus the african Emperor - Anth-
ony Birley
• The History of Spain by Louis Bertrand and Sir 
Charles Petrie - published by Eyre & Spottiswood, 
London, �945
• Cheikh Anta Diop, L’Afrique Noire précoloniale, 
Éditions Présence Africaine, �960
• Ivan Van Sertima, They Came Before Columbus, 
The African presence in Ancient America, New 
York, Random House, �976
• Chancellor Williams, The Destruction of Black 
Civilization, Third World Press, �974
• Runoko Rashidi, Histoire millénaire des Afri-
cains en Asie, Éditions Monde Global, �005
• Martin Bernal, Black Athéna, Les racines afro-
asiatiques de la civilisation classique, Éditions 
Presses Universitaires de France, Volume I, �987 
et Volume II, �99�
• Dominique Arnauld, Histoire du christianisme 
en Afrique, Éditions Karthala, �00�
• Bernard Lewis, ‘Race and slavery in the Middle 
Age’ (�990).

Zur schwarzen Madonna:

•  The Cult of the Black Virgin, by Ian Begg
•  Black Women in Antiquity, edited by Ivan Van 
Sertima
• S.Cassagnes-Brouquet, Vierges noires, Éditions 
du Rouerge
• J. Huynen, L’ Enigme des vierges noires, Édi-
tions J.M.Garnier
• Jacques Bonvin, Vierges Noires : la réponse 
vient de la terre , Éditions Dervy
• Lucia Chiavola Birnbaum, dark mother, Authors 
Choice Press, �00�
• Jean-Pierre Bayard, Déesses mères et Vierges 
noires, Éditions du Rocher, �00�
• Roland Bermann, La vierge noire, vierge initia-
tique, Éditions Dervy, �993

Zur Darstellung von Afrikaner-
Innen auf Wappen aus dem Mit-
telalter:

• Schlamp, M.F.: Der Mohrenkopf im Wappen der 
Bischöfe von Freising �930
• Adolf Wilhelm Ziegler: Der Freisinger Mohr. 
Eine heimatgeschichtliche Untersuchung zum 
Freisinger Bischofswappen. München �975; 
�976
• Dione Flühler: Die Darstellung des Mohren in 
Mittelalter �980
• Peter Schütt: „Der Mohr hat seine Schuldigkeit 
getan ...“ Gibt es Rassismus in der Bundesrepub-
lik? �98�
• Peter Martin: Schwarze Teufel, edle Mohren. 

Afrikaner in Geschichte und Bewußtsein der 
Deutschen �00�
• Sylvia Hahn (Red.): Der Mohr kann gehen. „Der 
Mohr von Freising“. Ausstellungskatalog zur Aus-
stellung im Diözesanmuseum Freising �3. No-
vember �00� bis �. März �003, �00�
• Mira Alexandra Schnoor: Der Mohr im Wappen. 
Afrikaner als Schildfiguren bayerischer Gemein-
den �003
• Susan Arndt und Antje Hornscheidt (Hg.): Afri-
ka und die deutsche Sprache. Ein kritisches 
Nachschlagewerk �004 ISBN 38977�4�48
• Das Wappen Coburgs. Der Coburger Mohr 
�004
• Rita Gudermann: Der Sarotti-Mohr. Die bewegte 
Geschichte einer Werbefigur �004
• Eva Verma: Hofmohren in: „...wo du auch her-
kommst“ Bi-nationale Paare durch die Jahrtau-
sende Dipa, Frankfurt �993 ISBN 376380�960 (S. 
73 - 80)

SudokuKontrASt
Auch diesmal wieder: Für langweilige Vorlesungen, zur 
Ablenkung bei Hausarbeiten, zum Überleben überlanger 
Sturasitzungen... und in vielen anderen Situationen sehr 
hilfreich.

GRUNDREGELN DES SUDOKU

Nur die Zahlen 1 bis 9 dürfen verwendet werden
In jeder Reihe darf jede Zahl nur einmal vorkommen
In jeder Spalte darf jede Zahl nur einmal vorkommen
In jedem 3x3-Feld darf jede Zahl nur einmal vorkommen
In jedes Feld darf nur eine Zahl (Lösung) eingetragen wer-

den

Viel Spaß

•
•
•
•
•
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Es war alles so schön gedacht, 
der Einführung von den Studien-
gebühren sollte eine Änderung 
des BAföG-Gesetzes folgen, die 
es BAföG-Empfängern leichter 
machen sollte die Stu-
diengebühren und ih-
ren Lebensunterhalt 
aufzubringen. Sollte. 
Leider ist die ab Okto-
ber geltende ��. Än-
derung des Gesetzes 
durch die anstehende 
Haushaltskonsolidie-
rung vom Bundestag 
erstmal verschoben 
worden. Leider. 
Die Änderungen die 
zum 0�.�0.07 in 
Kraft treten sollten, 
werden (abhängig von dem Aus-
gang der Beratungen des Bun-
destags im Spätherbst) erst zum 
Wintersemester �008/09 gültig. 
Dies ist, vor dem Hintergrund der 
fast bundesweiten Einführung 
von Studiengebühren und der 
damit verbundenen Verschärfung 
der finanziellen Situation von 
Studierenden, ein einziger Hohn. 
Da man ja bekanntlich die Hoff-
nung nicht ins Korn werfen soll, 
oder so ähnlich, sind hier schon 
mal die für euch zusammenge-
fassten wichtigsten Änderungen, 
die der Referentenentwurf bis-
lang enthält. Ob Alles besser 
wird fragt ihr? Seht selbst!

1. Änderungen bei der elter-
nunabhängigen Förderung

Die Chance, die elternunabhän-
gige Förderung auszuweiten oder 
gar zum Regelfall zu machen, 
verpasst auch der Entwurf des 

��. BAföG-Änderungsgesetzes. 
Stattdessen wird eine Förderung 
unabhängig von den Eltern für 
BesucherInnen von Abendgym-
nasien und Kollegs sogar noch 

eingeschränkt. War bisher der 
Besuch einer solchen Bil-

dungs-
einrichtung automatisch ein 
Grund für elternunabhängiges 
BAföG, ist nun ein Jahr Arbeit in 
einem mindestens dreijährigen 
Ausbildungsberuf oder vier Jah-
re volle Erwerbstätigkeit nach 
Vollendung des �8. Lebensjahres 
Voraussetzung für eine elternun-
abhängige Förderung. Da die Re-
gelungen für elternunabhängiges 
BAföG im Studium weiterhin drei 
Jahre Erwerbstätigkeit in einem 
mindestens dreijährigen Ausbil-
dungsberuf oder fünf Jahre Er-
werbstätigkeit nach �8 Jahren 
sind, kann es immer noch passie-
ren, dass Studierende, die über 
den zweiten Bildungsweg ihre 
Hochschulzugangsberechtigung 
erhalten haben, im Studium wie-
der auf ihre Eltern zurückgewor-
fen werden. 

2. Kinderbetreuungszuschlag 
und Wegfall des Teilerlasses 
wegen Kindererziehung

Da sich unsere Bundesregie-
rung Kinderfreundlichkeit 
auf ihre Fahnen geschrie-

ben hat, soll 
dies auch 
im BA-
föG um-
gesetzt 
werden. 

Nach den 
Vorstel-
lungen im 

Entwurf 
des ��. 
Ände-
rungs-
ge-

setzes ist 
daher ein Kinderbetreuungszu-
schlag in Höhe von 113 € mo-
natlich vorgesehen. Das ist nicht 
besonders viel, aber immer noch 
besser als nichts und daher zu 
begrüßen. Doch dass diese ��3 
€ im Monat ernsthaft für die Be-
treuungskosten gleich mehrerer 
Kinder reichen sollen, wie dies 
in der Begründung zum Entwurf 
argumentiert wird, glauben ver-
mutlich nicht einmal die Auto-
rInnen selbst. Fakt ist, dass die 
113 € in jedem Fall als 100-pro-
zentigen Zuschuss gewährt wer-
den, selbst wenn die/der Studie-
rende nur noch BAföG in Form 
eines verzinsten Bankdarlehens 
bekommt. Als Voraussetzung für 
den Kinderzuschlag gilt, dass 
die/der Auszubildende mit min-
destens einem Kind in einem 
Haushalt lebt. Das ist neu, denn 
sonst galt im BAföG immer, dass 
die/der Studierende an der Erzie-
hung zeitlich und finanziell maß-

Durch die neue 22. BAföG-Novellierung sollte alles 
besser werden ‒ abzuwarten bleibt nur wann und für 
wen! (Part I )

BAföG
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geblich beteiligt sein muss. Das 
Zusammenleben mit dem Kind 
in einem gemeinsamen Haushalt 
ist beispielsweise für die Verlän-
gerung der Förderungshöchst-
dauer aufgrund von Kindererzie-
hung nicht notwendig. Für mehr 
Kinder gibt es leider auch nicht 
mehr Kinderzuschlag. Auch kann 
nur ein Elternteil bei zusammen 
lebenden Eltern den Zuschuss 
beantragen. Das andere Eltern-
teil muss dann erklären, dass 
sie/er den Zuschlag nicht bezieht 
oder geltend macht. Das bezie-
hen von Elterngeld oder ande-
ren Sozialleistungen verhindert 
nicht die Inanspruchnahme des 
Kinderbetreuungszuschlags.

Doch weil sich unsere Regie-
rung soviel Kinderfreundlichkeit 
nichts kosten lassen will, weiß 
sie auch gleich, wo sie die entste-
henden Kosten wieder auffängt, 
nämlich durch den Wegfall des 
Teilerlasses aufgrund von Kinder-
erziehung bei der Rückzahlung 
des Darlehens. Dieser sieht im 
bisherigen BAföG vor, dass Dar-
lehensnehmerInnen, die unter 
dem Freibetrag verdienen, nicht 
mehr als �0 Stunden in der Wo-
che arbeiten und ein Kind unter 
�0 Jahren oder ein behindertes 
Kind betreuen, jeden Monat, in 
dem diese Voraussetzungen ge-
geben sind, die Rückzahlungsra-
te erlassen bekommen. Obgleich 
es sicherlich richtig ist, dass 
die meisten Studierenden eher 
während des Studiums mehr 
Geld brauchen als fünf Jahre 
nach dem Studium einen Erlass 
ihres Darlehens zu bekommen, 
wäre es doch kinderfreundlicher, 
beides zu haben. Immerhin soll 
aus Gründen des Vertrauens-
schutzes die alte Erlassregelung 
noch zwei Jahre nach Beschluss 
des Gesetzes gültig sein. Danach 
können DarlehensnehmerInnen 
nur noch wie üblich die Rück-
zahlung zinslos stunden lassen, 
wenn sie ein Einkommen unter 
dem Freibetrag von 960 € für al-

lein stehenden oder 1440 € für 
verheiratete zuzüglich 435 € pro 
Kind zur Verfügung haben.

3. Erhöhung der Einkom-
mensgrenze

Anstatt den BAföG-Satz zu er-
höhen, wird der Freibetrag vom 
Einkommen der/des Antragstel-
lerIn im Entwurf auf 400 € (incl. 
Werbungskosten- und Sozialpau-
schale) erhöht. Das ist zwar ei-
nerseits günstig, weil nun Schü-
lerInnen wie Studierende auch 
reguläre Minijobs bis 400 € an-
nehmen können, und damit Stu-
dierende 50 € und SchülerInnen 
fast 150 € mehr verdienen dür-
fen, ohne dass dieses Geld auf 
den Bedarf angerechnet wird. 
Andererseits zeigt diese Maß-
nahme nur allzu deutlich, dass 
die meisten EmpfängerInnen von 
BAföG mit der Förderung nicht 
auskommen und einen zusätz-
lichen Verdienst dringend brau-
chen. Eine Erhöhung des BAföG 
für Studierende um 50 € und 
SchülerInnen um 150 € wäre so-
zialpolitisch gesehen sicherlich 
die sinnvollere Neuerung gewe-
sen.

Vielleicht gibt es aber doch noch 
eine kleine Chance, dass der Re-
gelsatz des BAföG generell er-
höht wird. Betrachtet man den 
derzeitigen politischen Streit 
der Regierungsparteien darü-
ber, kann man die Positionen wie 
folgt beschreiben: 

Der SPD-Fraktionschef Pe-
ter Struck hatte überraschend 
im August angekündigt, seine 
Fraktion werde bei den Haus-
haltsberatungen im Herbst eine 
Erhöhung um �0 % ab �008 
durchsetzten. Der Haushalts-
entwurf von Bundesbildungsmi-
nisterin Annette Schavan (CDU) 
sieht hierfür bisher lediglich 5 % 
vor. Schavan hatte bei den Haus-
haltsverhandlungen mit Peer 
Steinbrück (SPD) zuvor noch 

mehr gefordert, dieser hatte al-
lerdings nur 5 % zugebilligt. Der 
Linksfraktion reichen diese �0 % 
nicht aus, nach jahrelanger BA-
föG-Aussetzung sei es unglaub-
würdig, wenn sich die SPD jetzt 
‚mit Minimalforderungen als Ret-
terin des BAföG aufspielt‘, so die 
bildungspolitische Sprecherin 
der Fraktion Nele Hirsch. 

Merke: Der BAföG-Regelsatz 
wurde seit �00� nicht mehr er-
höht und beträgt derzeit monat-
lich 585€. Laut Studentenwerk 
haben Studierende derzeit einen 
Gesamtbedarf von 694€ pro Mo-
nat. Dies würde einer Erhöhung 
der BAföG-Sätze um �9 % ent-
sprechen.

Abzuwarten bleibt, ob die 5-Pro-
zent-Erhöhung überhaupt zu-
stande kommen wird...(s.o.)

Ob es Hoffnung gibt, dass die 
aufgeführten Änderungen doch 
noch zum WS �007/08 in Kraft 
treten und welche zusätzlichen 
Änderungen noch geplant sind, 
könnt ihr im zweiten Teil unseres 
Artikels in der nächsten Ausgabe 
der KontrASt nachlesen. 

Es bleibt spannend! Wir bleiben 
dran!

eure BaFög- und sozialBeratung

BAföG
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Der Titelplatzhalter

HIB Hochschulinformationsbüro des Deutschen Gewerkschaftsbundes

Die Beratung für jobbende Studis!

Das Hochschulinformationsbüro (HIB Hannover) ist die erste Anlaufstelle, 
wenn ihr Fragen rund um das Thema „Jobben im Studium“ habt. 
In unseren Sprechstunden gibt es Tipps und Hinweise zu arbeitsrechtlichen Aspekten, 
die für Studentinnen und Studenten wichtig sind. 

Wir informieren über: 

§400-Euro-Jobs und Hilfskraft-Jobs an der Hochschule
§Arbeitsvertrag, Arbeitszeugnis und Praktikum
§Studienfinanzierung und Sozialversicherung

Unser Angebot ist kostenlos – von Studierenden für Studierende- 

und die Gespräche werden selbstverständlich vertraulich behandelt.#

Kontakt

HIB Hannover, Conti-Hochhaus, Raum 129 (Mitteltrakt)

Königsworther Platz 1, 30167 Hannover

Ansprechpartner: Jan Wieczorek & Martin Woltersmann

Tel. 0511 / 700 07 81 (Uni-intern 5849)

info@hib-Hannover.de · www.hib-Hannover.de

Sprechzeiten:
Die Sprechzeiten sind der Website oder den Aushängen 
zu entnehmen oder können telefonisch erfragt werden.

Die Beratung für jobbende Studis!

Ärger im Job? Stress im Beruf? 

Schau einfach mal im HIB vorbei

info@hib-hannover.de · www.hib-hannover.de

HIB
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Gute Nachrichten für alle Stu-
dierenden mit Nebenjob: Die 
Leibniz Universität hat zum Win-
tersemester �007/�008 das Teil-
zeitstudium eingeführt. Durch 
die neue Regelung können Stu-
dierende bei Bedarf die Prü-
fungsleistungen eines Semesters 
reduzieren und müssen dann 
nur die Hälfte der 500 Euro Stu-
diengebühren zahlen. Dadurch 
werden Studierende, die neben 
ihrem Studium arbeiten müssen, 
finanziell entlastet. Der Senat 
der Uni Hannover hat sich ein-
stimmig für das Teilzeitstudium 
ausgesprochen und die Immatri-
kulationsordnung entsprechend 
geändert. Die Entscheidung ist 
ein Erfolg für die beiden Studen-
tischen Vertreter im Senat Jan 
Fleischhauer und Sebastian Lieb-
scher (beide „Eure Fachschafts-
räte“), die das Teilzeitstudium 
gegen Widerstände in Präsidium 
und Verwaltung durchgesetzt 
haben.

So funktioniert’s

Die Einschreibung oder Rück-
meldung zum Teilzeitstudium 
muss für das jeweilige Semester 

einen Monat im voraus beim 
Immatrikulationsamt beantragt 
werden. Teilzeitstudierende 
können in dem Semester dann 
höchstens die Hälfte der in der 
Prüfungsordnung vorgesehenen 
Leistungspunkte erwerben. Die 
Studiengebühren für ein Teil-
zeitsemester werden halbiert, 
der Verwaltungsbeitrag und das 
Semesterticket müssen weiter-
hin voll bezahlt werden. Der An-
trag kann jedes Semester neu 
gestellt werden; eine Begrün-
dung ist nicht notwendig. Wäh-
rend eines Semesters, in dem 
die Abschlussarbeit erstellt wird, 
ist ein Teilzeitstudium ausge-
schlossen Eine Umstellung der 
Lehrpläne und Vorlesungen ist 
ausdrücklich nicht vorgesehen. 
Wer in Teilzeit studieren möch-
te tut dies auf eigenes Risiko. 
Verzögerungen für das eigene 
Studium sind nicht ausgeschlos-
sen. Für zwei Semester eines 
Teilzeitstudiums verlängert sich 
der Zeitraum für ein Studium 
ohne Langzeitstudiengebühren 
um ein Semester. Während eines 
Teilzeitstudiums gibt es keinerlei 
BAFöG-Zahlungen.

Der Haken an der Sache

Theoretisch könnten nach der 
der neuen I-Ordnung alle Studi-
engänge an der LUH in teilzeit 
studiert werden. Jedoch muss 
der Studiengang vorher vom zu-
ständigen Fakultätsrat als teil-
zeitgeeignet erklärt werden. Nur 
wenige Fakultäten/Fachbereiche 
wiederstanden dem Gegenwind 
aus der Uni-Verwaltung und ha-
ben ihre Studiengänge als Teil-
zeit geeignet erklärt. Die Liste 
der teilzeitgeeigneten Studien-
gänge/-fächer sieht also zur Zeit 
recht kurz aus:

• Bachelorstudiengänge Mathe-
matik, Meteorologie und Physik; 
aber nicht im ersten und zweiten 
Semster.

• Masterstudiengänge Mathe-
matik, Physik, Technische Physik 
und Meteorologie; aber nicht im 
dritten und vierten Semester.

• Bachelorstudiengänge Sozial-
wissenschaften und Politikwis-
senschaften.

Uni Hannover führt Teilzeitstudium ein
Halbes Studium, halbe Studiengebühren – Teilzeitstudierende zahlen nur 250 Euro

Teilzeitstudium
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Teilzeitstudium für alle!

Damit in Zukunft alle Studieren-
den an der LUH die Teilzeit-Re-
gelung in Anspruch nehmen kön-
nen sind nun die studentischen 
Vertreter in den Fakultätsräten 
gefragt, die Teilzeit-Eignung al-
ler Studiengänge durchzusetzen. 
Um einen Beschluss im Fakul-
tätsrat herbeizuführen, sollten 
vorher Gespräche mit dem Pro-
fessorium geführt werden. Die 
ablehnende Haltung der Profes-
soren gegenüber dem Teilzeit-
studium beruht vielerorts noch 
auf den falschen Informationen 
und Argumenten der Uni-Verwal-
tung:

• „Das Studium lässt sich nicht 
komplett in Teilzeit studieren” - 
Stimmt. Manche Semester müs-
sen wegen einer umfangreichen 
Prüfungsleistung oder wegen 
dem zeitlichen Aufbau von Vor-
lesungen in Vollzeit studiert wer-
den. Ist aber kein Problem, da 
die Einschreibung zum Teilzeit-
studium für jedes Semester ein-
zeln beantragt werden kann.

Ein ständiger Wechsel ist 
möglich.

• „Die ganze Prüfungsordnung 
müsste neu geschrieben wer-
den“ - Stimmt so nicht. Wichtig 
ist nur, dass aus der Prüfungs-
ordnung hervorgeht, wie viele 
Leistungspunkte je Semester 
erbracht werden müssen, damit 
diese halbiert werden können. 
Detaillierte Musterstudienpläne 
sind ebenfalls nicht zwingend 
notwendig.

• „Dann studieren ja bald alle in 
Teilzeit!“ - Kaum vorstellbar. Das 
Teilzeitstudium bringt zwar eine 
große finanzielle Entlastung, je-
doch nur für diejenigen, die eh 
schon faktisch in Teilzeit studie-
ren (siehe Diagramm unten). Für 
andere Studierenden erhöhen ich 
jedoch durch ein Teilzeitstudium 
Länge und Kosten (Verwaltungs-
gebühren!) ihres Studiums.

• „Dann müssen ja alle Vorle-
sungen jedes Semester gehalten 
werden“ - Stimmt nicht. Die Ver-
anstaltungen müssen weder zu 
anderen Zeiten, noch in einem 
häufigeren Turnus angeboten 
werden. Denn die Teilzeitstudie-

renden müssen ihr Studium selbst 
organisieren und haben keiner-
lei Anrecht auf häufigere Vorle-
sungen. Wie man sieht gründet 
die Ablehnung gegenüber dem 
Teilzeitstudium meistens auf der 
unbegründeten Befürchtung der 
Professoren, das hierbei Mehrar-
beit auf sie zu kommt.

Das Teilzeitstudium in Kürze

• Studiengang muss teilzeitge-
eignet sein (siehe Liste unten)

• Auf Antrag Einschreibung oder 
Rückmeldung in Teilzeit für ein 
Semester

• Antrag muss für jedes Seme-
ster neu gestellt werden

• Nur die Hälfte der Studienge-
bühren (�50 Euro)

• Nur die Hälfte der vorgese-
henen Leistungspunkte darf er-
bracht werden

• keine BAFöG-Zahlungen

seBastian lieBsCher

Anzeige

Teilzeitstudium
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Hier könnte dein 
Artikel stehen!

KontrASt

KontrASt

Hast du Lust einen Artikel zu schreiben?

Hast du Spaß an Redaktionsabeit?

Wir freuen uns auf deinen Beitrag zu unserem Magazin. Natürlich sind LeserInnen-
briefe auch erwünscht! Wir feuen uns auf dein Feedback. Lust bekommen?
Dann meld Dich einfach bei:
kontrast@asta-Hannover.de
oder komm einfach im AStA vorbei.

Anzeige

Werbumm
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Wieder be- ginnt 
ein Winterseme- ster  und 
lässt damit uns naselaufenden, vor den aussensei-
tigen Temperaturen und Windböen erzitternden 
Studis bald wieder allein, paar- oder traubenweise 
Laub und Pfützeninhalte in den Gängen und Semi-
narräumen unserer Uni verteilen. Ebenfalls voller 
werden  dann die handvoll studentischen Cafés 
an unserer Hochschule, deren Angebot an gün-
stigem Kaffee, Tee, Brötchen, Snacks und allerlei 
sonstigem gerade bei unfreundlichem Wetter wie 
gelegen kommt. 

Das Urgestein unter der handvoll studentischer 
Cafés, die hanOMacke, besteht bereits seit �977 
– ursprünglich gegründet am Campus auf dem 
Hanomag-Gelände, nahmen die Studierenden des 
Fachbereichs Jura ihr Café beim Umzug an den 
Conti-Campus einfach mit. Bis zur Einführung des 

Another (coffee) to go
Studentische Cafés an der 
Uni Hannover

Rauchverbots von kettenrauchenden Juristen be-
völkert, hat die hanOMacke unter der Woche auch 
ab und zu abends auf und lädt zum gemeinsamen 
Fussball schauen auf der Leinwand, verschiedenen, 
auch politischen Vorträgen und Diskussionsveran-
staltungen, Kartenspielturnieren oder auch ein-
fach zum netten Feierabendbier ein. 

Gegenüber der hanOMacke, am Ende des Korri-
dors im Erdgeschoss des Conti-Hochhauses ver-
steckt sich gleich das nächste (kleinere) Café der 
Studierenden des Fachbereichs Literatur- und 
Sprachwissenschaften: das Café-T. Wie in allen 
anderen unserer Kaffeestuben gibt es auch hier 
das namensgebende Getränk für schlanke 0,50 
€, daneben verschiedene Tees, Säfte, Softdrinks, 
Brötchen, Schokoriegel und im Sommer sogar Eis. 
Während die Hanomacke gerade im Winter eigent-
lich immer gut besucht ist, ist es hier meist ru-
higer – der ideale Platz also, um sich zwischen den 
Veranstaltungen noch mal kurz mit seinen Semin-
artexten zu beschäftigen oder sich vom hier tradi-
tionell am stärksten grassierenden Kniffel-Fieber 
anstecken zu lassen. Wie auch alle anderen Kaffee-
Kollektive, freuen sich auch die netten Kommilito-
nInnen vom Café-T immer über Zuwachs – und wer 
Spass daran hat, sich in endlosen Diskussionen 
über die Spitzfindigkeiten der deutschen und eng-
lischen Sprache zu ergehen ist hier auf jeden Fall 
richtig. Donnerstagabends um �8 Uhr  trifft sich 
hier zudem die „Englisch Conversation Group“, für 
alle die ihr Englisch in ungezwungenem Rahmen 
etwas aufpolieren wollen.

Immernoch rauchgeschwängert versteckt sich der 
Elchkeller unter dem Sozialwissenschafts und Geo-
graphie-Gebäude am Schneiderberg 50 (hinter der 
Hauptmensa). Die ausgezeichnete Musik läuft hier 
meist lauter, die Luft ist noch dicker als anderswo 
und das Licht dunkel: Der Elch lockt mit gemüt-
lichen Sofas, Krökelmeisterschaften, batteriebe-
triebenen Gesellschaftsspielen, im Semester regel-
mäßig stattfindenden Filmabenden und ebenfalls 
sehr netten KommilitonInnen. 

Die hanOMacke, wie immer gut besucht.

Another (coffee) to go



35

Von den Studierenden des Fachbereichs Sport 
wird mit ähnlicher Aufopferung  das Café Baracke  
im Unisportzentrum am Moritzwinkel betrieben. 
Die Baracke hat während des Semesters an drei 
bis vier Abenden in der Woche auf und bietet so die 
ideale Gelegenheit, die bei einer der zahlreichen 
Unisport-Veranstaltungen vor Ort ausgeschwitzten 
Kalorien dem Körper wieder zuzuführen. Zudem 
trifft sich hier der Fachschaftrat der Sportwissen-
schaften. Wie alle Cafés ist also auch die Baracke 

Anlaufpunkt zur Klärung von bohrenden ErSiefra-
gen über Studium und Stundenpläne. 

Vom Studierendenrat Geschichte betrieben wird 
das HistorikA-Café im HistorikerInnen-Gebäude 
im Moore. Neben den hier natürlich ebenfalls zu 
genüge vorhandenen netten, hilfsbereiten, gutaus-
sehenden KommilitionInnen und Fachratsmitglie-
dern, stehen die Chance hier nicht schlecht, einem 
der Spieler des legendenumwitterten Historiker-
Fussballteams FC Kniefall Warschau über den Weg 
und die das Autogramme zeichnen gewöhnten Fin-
ger zu laufen. 

Nicht weit vom HistorikerInnen-Gebäude entfernt 
öffnet  jeden Mittwoch abend dann noch das wohl 
ungewöhnlichste, weil am wenigsten studentische 
Café an unserer Uni seine Tür – der Stumpf. Eben-
falls von einem unabhänigem Kollektiv betrieben 
ist der Stumpf wohl das, was man als authentischen 
Punkerschuppen bezeichenen würde, wenn es Sinn 
machen würde, so einen Begriff darauf anzuwen-
den – hier unten ist es auf jeden Fall dreckig, laut, 
schlecht belüftet und beleuchtet und somit  der per-
fekte Laden für den gepflegten Feierabendabsturz. 
Das günstigste Bier kostet soviel wie der Kaffee in 
den anderen Cafés – Kaffee gibt’s dafür wohl kei-
nen. Passt auch nicht zur Musik. Hier finden zudem 

FRAUENRAUM
      IM ASTA DER UNI HANNOVER
      Welfengarten 2c im Theodor Lessing Haus 

Öffnungszeiten im Semester: 
Montag und Freitag von 10 bis 14 Uhr 

Dienstag bis Donnerstag von 10 bis 18 Uhr 

Vorlesungsfreien Zeit:
Montag von 10 bis 14 Uhr 

Dienstag bis Donnerstag von 10 bis 18 Uhr 

Sprechstunden:
Montag 10 bis 13 Uhr 

Mittwoch 14 bis 17 Uhr 

Kontakt:
Myriam Schotzki 

Sachbearbeiterin für Frauen-
und Geschlechterpolitik 

0511-762 5065 
fgp@asta-hannover.de

Der seit den 80ern bestehende Frauenraum ist einer der wenigen  
noch erhaltenen und selbstverwalteten Freiräume an dieser Uni. 
Hier sind alle herzlich willkommen, die sich irgendwie als Frau 
identifizieren: hetero, lesbisch, bisexuell, transgender,… 

Ihr könnt euch auf gemütlichen Sofas bei Tee und Kaffee (gegen 
Spende) vom Unialltag zurückziehen, dabei in der 
themenbezogenen Bibliothek stöbern, Filme ausleihen, ins Internet 
gehen, Kontakte knüpfen und natürlich auch jederzeit gerne 
kreativ, feministisch, queer/feministisch außerhalb sowie innerhalb 
der Hochschulpolitik aktiv werden. 

Another (coffee) to go



36

regelmäßig Hardcore- und Punk-
Konzerte statt. An den anderen 
Tagen der Woche proben hier 
zudem diverse Bands. Zu finden 
ist der Stumpf unter dem AStA, 
im Theodor-Lessing-Haus hinter 

dem Hauptgebäude.

Neben dem gün-
stigen Angebot und 
den netten Men-
schen haben alle 
studentischen Cafés 
leider noch etwas 
gemein – da sie alle-
samt von den Studie-
renden ehrenamtlich 
und damit quasi „ne-
benbei“ betrieben 
werden ist das Geld 
meist knapp, was ihre 
Existenz schonmal 
real bedrohen kann, 
wenn beispielsweise 
eine kostenintensive 
Renovierung zur Er-
füllung von Brand-

schutzauflagen oder ähnlichem 
ansteht. Der beste Weg für den 
langfristigen Erhalt unserer Café 
führt daher über die Theke – nur 
solange, wie die Cafés auch von 
vielen Studierenden genutzt wer-

den, kann ihr Bestehen gesichert 
bleiben. Es kann also nicht scha-
den, ab und zu in den Cafés eurer 
Fachbereiche vorbeizuschauen, 
bevor ihr die nächsten 2,30 € für 
einen „Iced Latte to Go“ im Fran-
chise-Café eurer Wahl ausgebt.

Felix Brinker

Neben dem Semesterticket 
zahlen alle Studierenden auch 
einen Betrag für die Nutzung 
drei hannöverscher Fahrrad-
werkstätten. Diese können 
kostenfrei, mit Ausnahme der 
Materialien, genutzt werden. 
Kontrast hat den Praxistest 
gemacht und stellt in dieser 
Ausgabe die erste Werkstatt 
vor.

Nachdem mir mein Rad schon 
3 Monate lang die Ohren voll-
heult, sobald ich die Bremse 
ziehe, und neuerdings Totalver-
weigerung übt, indem die Kette 
rausspringt, bin ich mit ihm zum 
Fahrraddoktor in die List ge-
fahren. Ohne Ahnung habe ich 
mein Rad vor der Tür angekettet 

und habe mich erstmal allein in 
den Wartesaal begeben. Bevor 
ich allerdings eine Zeitung in 
die Hände nehmen konnte, war 
ich auch schon an der Reihe. Wo 
denn die Schmerzen 
auftauchen würden, 
war die Frage. Ich 
holte also mein Rad 
durch den Vorder-
eingang und bekam 
eine Sofortdiagnose. 
Licht, Reifen, Rah-
men, kurzum: Total-
schaden.

Ich begnügte mich 
aber mit der Span-
nung und dem Ölen 
der Kette sowie der 
Montage eines neuen 

Fahrradständers. Niemals dem 
Fahrrad zu viel zugestehen, so 
meine Devise. 

Die freundliche Reparaturfrau 

Fahrradwerkstatttest Teil 1:

Fahrradwerkstatt Pro Beruf 

Another (coffee) to go
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nahm meinen Drahtesel an ihren 
Arbeitsplatz und fing auch gleich 
an. So konnte ich mich ein wenig 
mit dem Leiter der Fahrradwerk-
statt Pro Beruf unterhalten.

Die Werkstatt bietet �0 Arbeits-
plätze für eine berufliche Inte-
gration arbeitsloser Jugendlicher 
an. Diese teilen sich in Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen und 
Ausbildungsplätze zu Zweirad-
mechanikerInnen auf. Deswegen 
ist auch am Montag geschlossen. 
Da finden die Fortbildungsmaß-
nahmen statt.

An allen anderen Wochentagen 
ist die Werksatt geöffnet. Al-
lerdings hat die Werkstatt eine 
begrenzte Aufnahmekapazität, 
so dass schon manche der �00-
�00 monatlichen studentischen 
Patienten wieder nach Hause 
geschickt worden mussten, so-
fern eine stationäre Behandlung 
notwendig war. Kleinere Repara-
turen, so wie in dem Fall meines 
Schmuckstücks, können sofort 
erledigt werden. Leider werden 

manche Studierende unfreund-
lich, wenn sie ihr Rad nicht un-
terbringen könnten. Ihnen fehle 
das Verständnis für die Arbeit, 
die in dieser Fahrradwerkstatt 
geleistet wird. Das konnte ich 
auch nicht verstehen, schließlich 
ist dieses günstige Serviceange-
bot (Für Studierende ist die Re-
paratur der Fahrräder kostenlos. 
Bezahlt werden müssen die ein-
gesetzten Materialien und Be-
triebsstoffe.) mittlerweile nicht 
mehr auf eine begrenzte Anzahl 
von Reparaturen im Semester li-
mitiert. 

Da bekam ich auch schon mein 
Zweirad wieder. Mit geölter und 
gespannter Kette und einem 
neuen Ständer. Nachdem ich die 
Rechnung beglichen hatte war 
ich auch schon wieder aus der 
Werkstatt draußen. Beim Losfah-
ren schien das Rad gleich top-
motiviert. Meine Devise hat sich 
also bestätigt. Oder es lag an 
den frisch gefüllten Reifen, die 
ich gar nicht in Auftrag gegeben 
hatte.

sören Creutzig

Pro Beruf GmbH 
Fahrradwerkstatt 
Bonifatiusplatz 1/2  
30161 Hannover  
Tel.: 0511 / 63 32 93 
Fax: 0511 / 37 18 79

Öffnungszeiten:

Dienstag bis Freitag von 13.30 bis 18.00 Uhr 
zusätzlich Mittwoch von 10.30 bis 12.30 Uhr

Fahrradwerkstatttest 
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Mit diesem Wintersemester müssen bereits 
zum zweiten Mal1 Studiengebühren an der Uni 
Hannover gezahlt werden. Nachdem bereits 
im Januar der vom AStA und dem Arbeitskreis 
Studiengebührenboykott organisierte Boy-
kott der Zahlung scheiterte, wird nun für das 
nächste Semester ein erneuter Versuch vorbe-
reitet. 

Zwar konnte die erste Boykottaktion für das tat-
sächliche Durchsetzen eines Boykotts nicht genü-
gend Studierende mobilisieren, doch hatte sie mit 
einer breiten inhaltlichen Kampagne die Problema-
tik der Studiengebühren sowie die Diskussion um 
die Lösung des Problems in ihrem Boykott erneut 
in die Öffentlichkeit getragen. Auch eine Stärkung 
des Vertrauens in den AStA scheint Resultat des 
ersten Versuchs, keine_r wurde exmatrikuliert, 
keine_r verlor ihr/sein Geld. Damit kann das Miß-
lingen des ersten Boykotts die Grundlage des Ge-
lingens eines späteren sein. 

Chancen des Boykotts 2008

Die Bedingungen für den Boykott scheinen sich 
also gebessert zu haben: Das Verfahren des Boy-
kottierens hat sich bewährt. Das Überweisen auf 
das Treuhandkonto und wieder zurück an die Uni 
sowie die erfolgreiche Rückmeldung der Boykott-
teilnehmerInnen ist durch den gescheiterten ers-
ten Boykott zumindest teilweise erprobt. Die Unsi-
cherheit, einen so immensen Betrag von 500 € zu 
verlieren oder fast noch mehr die Angst exmatriku-
liert zu werden und damit oft auch die Gefährdung 
des Studienplatzes und den Anspruch auf einen 
alten Diplom- oder Magisterstudiengang zu riskie-
ren, war wohl für viele ein Grund nicht zu boykot-
tieren. Beim Boykott im Januar �008 wird diese 
Angst zumindest geringer sein.

Auch kann die ebenfalls für Januar anstehende 
Landtagswahl dazu beitragen, das Problem Studi-
engebühren erneut stärker in die politische Ausein-
andersetzung zu tragen. Die Opposition von SPD 
und Grünen versucht schon jetzt mit dem Verspre-
chen, die Gebühren wieder abzuschaffen, Wähle-
rInnenstimmen zu gewinnen. Bei einem tatsäch-

�  Für die derzeitigen Drittsemester übrigens schon zum 
dritten Mal, ganz zu schweigen von den bereits jahrelangen Zah-
lungen der Langzeitstudierenden.

lichen Wahlerfolg und schließlich auch bei einem 
Misserfolg müssen sie sich vor dem Hintergrund 
ihrer Wahlversprechen zu den Boykottierenden 
verhalten, die bei ausreichender Teilnahme mit Ex-
matrikulation durch die Unileitung bedroht sind. 
Ob und welche politischen Konsequenzen anschlie-
ßend nach der Wahl faktisch durchgesetzt werden, 
ist dann jedoch wohl wieder eine andere Sache.

Weiterhin ist nach dem zweimaligen Zahlen der 
Gebühren das Problem Studiengebühren nach jah-
relangem Protest und jahrelangen Debatten nun 
endlich konkret geworden. Die Ersparnisse von der 
Konfirmation, der Rest des Zivigeldes und der Bau-
sparvertrag dürften langsam aufgebraucht und da-
mit mittlerweile jeder_m klar geworden sein, was 
es bedeutet �000 Euro im Jahr zusätzlich aufbrin-
gen zu müssen. Die zuvor nur abstrakt vermute-
te Ungerechtigkeit wird nun real wahrgenommen 
und könnte zu einer Verbreiterung des Protestes 
führen. 

Die Zeiten ändern sich

Was sich in der derzeitigen Situation zu einer Ver-
schärfung des Widerstandes entwickeln könnte, 
führt langfristig zu einer Ruhigstellung und Akzep-
tanz. Durch die frühe Bindung der Studierenden 
an Stipendien und Bildungskredite, die direkt an 
die Uni überwiesen werden, und die soziale Aus-
siebung derjenigen Studierenden mit geringeren 
finanziellen Möglichkeiten, werden die kommen-
den Studierendenjahrgänge unter dem Vorzeichen 
der stillschweigenden Zustimmung zur erkauften 
Bildung und dem damit verbundenen Druck auf 
schnelle Beendigung und Leistungsfokussierung 
im Studium stehen.� Für die Universitäten be-
deutet diese Perspektive aber für die Gegenwart 
Aushalten bis die letzten Ansätze von potentiellem 
Widerstand und reellem Mitbestimmungsrecht der 
Studierenden verebbt sind.

 

�  Mit der Einführung von Studiengebühren geht die 
Umstrukturierung des Studiums im Bachelor- und Mastersystem 
einher. In seiner straffen Planung sind die Freiheiten und die 
Qualität, das eigene Lernen selbst zu strukturieren, damit eigene 
Ziele und Interesse zu erkennen und zu organisieren abgeschafft. 
Auch hier läuft die im Studium zu machende Lebenserfahrung 
nicht Richtung aktive Selbstbestimmung.

Letzter Aufruf: Boykott
Überlegungen zur Bedeutung des Studiengebührenboykotts für die studentische Selbstverwal-
tung an der Universität Hannover

Letzter Aufruf: Boykott
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Wenn also eine Zustimmung zum studentischen 
Widerstand und die Abschaffung der Studienge-
bühren von unten besteht und damit eine Zustim-
mung zu ihrem gerade realistischsten Mittel, dem 
Boykott, dann ist jetzt der Zeitpunkt dazu. Viel-
leicht noch in ein oder zwei Semestern, aber die 
emotionalen und sozialen Bedingungen unter den 
Studierenden sind wohl derzeit, mit dem Wissen 
um die Qualität ihres früheren Studiums, sowie der 
noch nicht völligen Verhaftung der Studierenden 
in der Maschinerie von Kreditgebern und Stipendi-
aten, besser als irgendwann sonst. 

Strukturelle Probleme der Studierenden-
schaft

Mehr noch als die Angst vor Exmatrikulation und 
Veruntreuung des Geldes oder die fatale Abhängig-
keit der Studierenden von Eltern, Stipendien- und 
Kreditgebern, wurde die mangelnde Bereitschaft 
zur aktiven Mitgestaltung am studentischen Le-
ben, für die das Misslingen des Boykotts als pars 
pro toto steht, ausfindig gemacht.

Die Beteiligung an studentischen Wahlen ist mit �� 
% katastrophal, liegt damit aber in Hannover sogar 
noch über dem bundesdeutschen Mittel. Die man-
gelnde Beteiligung an den Wahlen mag auch als 
Kritik auf den geringen Stellenwert der studen-
tischen Gremien in der Uni- und Bildungspolitik 
verweisen. Wenn diese Kritik aber besteht, 
wäre doch eine massenhafte Beteiligung 
der Studierenden eben an der direkten 
Aktion des Boykotts der allgemeinen Stu-
diengebühren folgerichtig gewesen. Der 
erwartete Zuspruch blieb bislang aus, 
was zu dem Schluss führt, es mit einer 
im Grunde passiven, an ihren eigenen 
Interessen desorientierten Studie-
rendenschaft zu tun zu haben. 

Die Studierenden scheinen zu glau-
ben, Protest und Partizipation seien 
wirkungslos. Dass sie mit ihrer Re-
signation gerade die Machtlosigkeit 
direkter Einflussnahme verantwor-
ten, wird dabei übersehen. Nach dem 
ersten Boykott war vielen klar, dass 
zunächst etwas wie eine Politisierung 
der Studierenden, eine breite Diskussi-
on und Bewusstmachung von Zwecken 
in der universitären Ausbildung und 
der Gesellschaft, dem Gelingen studen-
tischen Protestes vorangehen müsste.

Der Protest gegen die Studiengebühren 

als Indikator und Chance für aktuellen stu-
dentischen Widerstand

Doch wie kann das Interesse für eine solche Aus-
einandersetzung geschaffen werden? Wie lassen 
sich Studierende dafür interessieren, ihre Belange 
zu diskutieren, sich für sie einzusetzen und diese 
vor allem schließlich auch durch zu setzen? Kein 
anderes Thema bietet sich wohl mehr zur Politisie-
rung von Studierenden an als das Thema Studien-
gebühren. Studiengebühren vereinen Ungerech-
tigkeit auf individueller, sozialer und finanzieller 
Ebene. Sie verschärfen das ohnehin elitenför-
dernde Bildungssystem, bringen jede_n Einzelne_n 
in große finanzielle Abhängigkeit oder in die Lage 
mehr arbeiten zu müssen, bei gleichzeitig wach-
senden Druck das Studium schnell zu beenden. 
Und auch die Illusion – die Gebühren verbesserten 
die Lehre – verblasst,  wenn wir uns erinnern, dass 
sie doch eigentlich nur zuvor gekürzte Gelder re-
finanzieren. 

Die Ablehnung der Studiengebühren müsste den 
Studierenden näher liegen als sonst irgendein The-
ma. In die- sem müssten sich 
die verschie-

Letzter Aufruf: Boykott
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densten politischen Spektren 
zusammenfinden und mit den of-
fenkundig letzten und wirkungs-
vollsten Mittel, dem Boykott, 
gemeinsam gegen die Gebühren 
stehen. Und tatsächlich, wie auf 
der letzten und vorletzten stu-
dentischen Vollversammlung be-
stätigt, ist eine Vielzahl für den 
Boykott der Studiengebühren. 
Zwar war die erste mit der Be-
teiligung von nur etwa 400 Stu-
dierenden erschreckend unter-
besucht, doch sind die von der 
VV als oberstem Gremium der 
Studierendenschaft getroffenen 
Empfehlungen bindend. 

Auch wenn es zugegebener-
maßen etwas seltsam anmutet, 
wenn eine kleine interessier-
te aber anwesende Minderheit 
über wesentliche Fragen und vor 
allem auch Beträge entscheidet. 
Der VV ihre Kraft im Beschluss 

als oberstes Gremium in Ab-
hängigkeit ihrer Teilnehmer zu 
nehmen, bedeutete gerade die 
Stärkung der kritisierten Teile 
der Studierenden, die Stärkung 
der kritisierten Verhaltenswei-
sen und bedeutete die Selbstab-
schaffung der verfassten Studie-
rendenschaft. 

 Und weiter? 

Was kann mensch dann vom Be-
schluss einer solchen VV erwar-
ten? Es bleibt von den Studie-
renden ein ihrem Beschluss nach 
folgerichtiges Verhalten, eine Be-
teiligung an der Vorbereitung des 
Boykotts in irgendeiner Weise, 
ihre Verantwortung gegenüber 
ihrem eigenen Beschluss, ein-
zufordern. Oder sich das schon 
in der geringen Beteiligung an 
der VV gezeigte Scheitern der 
studentischen Selbstverwaltung, 

Scheitern 
des mün-
digen Ver-
haltens der 
Studieren-
den endlich 
einzugeste-
hen.

Studieren-
de in die 
Verant-
wortung 
nehmen

Der Boykott 
wird viel 
Geld kosten 
und auch 
bei einem 
Gelingen 
an der Uni 
Hannover 
nur mittel-
bar zum Ziel 
der Abschaf-
fung der 
Studienge-
bühren bei-
tragen kön-
nen. Doch 

ist er wohl die letzte realistische 
Gelegenheit eine Menge Studie-
render zu erreichen und ihnen 
ein Beispiel studentischer Betei-
ligung zu geben. 

Die Entscheidung zum Boykott 
ist die Entscheidung zur aktiven 
Partizipation. Von den für den 
Boykott stimmenden Studieren-
den der letzten und vorletzten VV 
ist ein für den Boykott sich aktiv 
einsetzendes Verhalten zu erwar-
ten. Die Studierenden müssen 
den Boykott und studentische 
Selbstverwaltung selbst machen. 
Es bleibt noch abzuwarten, was 
daraus wird.

lilith

Full house bei der Vollversammlung am 21.11.07: Boykott 2.0 beschlossen

Letzter Aufruf: Boykott
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Mythos Rostock
433 verletzte Polizisten, zahl-
reiche davon schwer. 500 
bis 600 verletzte Demons-
tranten. Zahlreiche Fest- und 
Ingewahrsamnahmen. Stra-
ßenschlachten, bren-
nende Autos, Wasser-
werfer, Tränengas. Die 
schwersten Ausschrei-
tungen seit 20 Jahren. 
Solche Meldungen 
konnte man bereits 
am Abend des 2. 
Juni vernehmen, in 
den folgenden Ta-
gen sollte die Be-
richterstattung nicht 
besser geschweige 
denn ausgewogener 
werden. Aber was 
geschah denn nun 
wirklich� in Rostock?

Der folgende Bericht ist 
eine Verbindung eines 
Augenzeugenberichtes 
aus der Perspektive des 
„schwarzen Blocks“, ei-
ner Interpretation der 
Ereignisse aus räum-
licher und zeitlicher 
Distanz, sowie einer 
Analyse von über acht 
Stunden Videomaterial 
und tausenden Fotos.� 

Der Tag begann mit 
zahlreichen Überra-
schungen. So verlief die 
Anreise mit unserem 
Bus aus Braunschweig 
völlig problemlos. We-
der wurden wir von der 
Polizei kontrolliert noch gab es 
durch Kontrollen verursachte 
Staus oder Verzögerungen. Ob es 
daran lag, dass unser Busfahrer 

�  Selbstverständlich meint dies 
nicht irgendeine Form „absoluter Wahr-
heit“, sondern lediglich eine gelassenere 
Darstellung der Ereignisse.
�  Die unzähligen Zeitungsbe-
richte seien mal außen vor.

den Weg über Berlin statt über 
Hamburg wählte, mag dahinge-
stellt bleiben. 

Umso seltsamer mutete hinge-
gen die Polizeipräsenz 
beim Flughafen Rostock 
Laage an. Nicht nur hun-

derte Polizei-
fahrzeuge 

und eini-

ge Wasserwerfer „sicherten“ die 
Umgebung, sondern auch ge-
panzerte Fahrzeuge des Bundes-
grenzschutzes3 sowie der Bun-
deswehr waren so positioniert, 
dass man sie auch sehen muss-
3  Schon klar, dass es Fahrzeuge 
der Bundespolizei waren. Dennoch waren 
sie noch mit Bundesgrenzschutz beschrif-
tet.

te. Schrecken militärische Fahr-
zeuge neuerdings Terroristen ab 
oder wozu diente die omniprä-
senz am Flughafen?

Angekommen in Rostock war-
tete bereits die nächste Überra-
schung auf uns. Von Polizei weit 
und breit keine Spur, abgesehen 
von den verkehrsregelnden Maß-
nahmen. Die einzige Vorankün-
digung, dass durchaus massive 
Kräfte vor Ort waren, war die 

Fahrzeugkolonne des baye-
rischen USK4. Entweder war 
deren Orientierungssinn so 
schlecht wie ihr Ruf oder 
sie sollten möglichst oft 
im Kreis fahren, damit sie 

jeder zur Kenntnis nehmen 
konnte. 

Nicht einmal am Ver-
sammlungsort hin-

ter dem Bahnhof 
hielten sich Po-
lizeikräfte auf. 
Oder besser ge-
sagt: bis auf Po-
lizeipresse und 
Beamte in Zivil. 

Allerdings 
stand bereits 
ein Hubschrau-
ber der Polizei 
dauerhaft über 
der Kundge-
bung. Etwas 
später gesellte 
sich dann ein 
weiterer dazu 
um letztlich von 

einem Bundeswehrhubschrau-
ber (Bell) abgelöst zu werden. 
Welche technische Amtshilfe die 

4 Die vier Hundertschaften des 
bayerischen Unterstützungskommandos 
(USK) wurden bereits �987 zur „Stärkung 
der Inneren Sicherheit“ aufgestellt und 
sind Teil der Bereitschaftspolizei (unter-
stellt dem Innenministerium) bzw. der 
Landespolizei.

Mythos Rostock
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Bw hier erfüllen sollte, die die 
Polizei selber nicht hätte leisten 
können, bleibt fraglich.

Nichts desto trotz kann die bis 
dahin äußerst freundliche und 
friedliche Situation durchaus 
auch einer deeskalierenden Stra-
tegie der Polizei zugerechnet 
werden. Ein schlichtes aber wir-
kungsvolles Konzept: Wenn keine 
Polizei da ist, kann sie auch nicht 
provozierend wirken.

Mit einiger Verzögerung setzte 
sich der Demonstrationszug 
dann auch in Bewegung. 
Der erste große schwar-
ze Block des Netzwerkes 
der Interventionistischen 
Linken5 mit etwa sechs 
bis acht tausend Teilneh-
mern befand sich direkt 
hinter der Demospitze. 
Der zweite große schwar-
ze Block vom Bündnis 
„…ums Ganze!“6 mit 
etwa drei bis vier tau-
send Teilnehmern wur-
de aus unerfindlichen 
Gründen ans Ende des 
Zuges verfrachtet. Dank 
der hedonistischen Lin-
ken7 konnte jedoch ein 
unkomplizierter Platz-
tausch vorgenommen 
werden, so dass dieser 
Block nicht isoliert am 
Ende demonstrieren 
musste.

Bereits nach 500 Metern folgte 
schon eine weitere Überra-
schung. Die Demonstrationsroute 
führte direkt an einem Gleisbett 
entlang, das von der Polizei nicht 
im Geringsten gesichert wurde. 
Bei jeder noch so kleinen Antifa-
Demo werden alle beweglichen 
Kleinteile in Reichweite der 
Teilnehmer von Bereitschaftspo-
lizisten abgesperrt. Nur in Ro-
stock scheint man davon noch 
5  http://www.g8-�007.de/
6  http://umsganze.blogsport.de/
7 http://www.hedonistische-inter-
nationale.de/

nie etwas gehört zu haben.

Es kam wie es kommen muss-
te. Die ersten schwarz Geklei-
deten sammelten fleißig aus 
dem Gleisbett Wurfgeschosse. 
Hier soll weder dramatisiert 
noch verharmlost werden: von 
den tausenden Teilnehmern des 
schwarzen Blocks waren es den-
noch weniger als ein Dutzend, 
die diese „Möglichkeit nutzten“. 
Schließlich hatte sich das Bünd-
nis „…ums Ganze!“ im Vorfeld 
von Gewaltaktionen distanziert 
(siehe Fußnote 6). 

Während der Demonstrationszug 
weiter friedlich durch menschen- 
und immer noch polizeileere 
Straßen zog, mittlerweile waren 
immerhin Beamte des Anti-Kon-
flikt-Teams hinzugekommen, hat-
te man genügend Zeit die Situa-
tion zu reflektieren. (Zumal die 
Sprechgesänge des schwarzen 
Blocks teils dermaßen unsinnig 
waren, dass sie auch schnell wie-
der verklungen.) Eine Woche zu-
vor in Hamburg ging es ebenfalls 
durch fast menschenleere Stra-
ßen mit dem Unterschied das ein 
völlig unverhältnismäßig großes 
Polizeiaufgebot einen Wander-

kessel um die Demo bildete. Und 
hier nun das absolute Gegenteil. 
Scheinbar kann man auf be-
stimmten politischen Ebenen nur 
in Dichotomien denken. 

Wollte man es positiv bewerten, 
könnte man auch hier noch von 
der deeskalierenden Strategie 
der Polizei sprechen. Neutraler 
könnte man spätestens seit dem 
Gleisbett auch von Fahrlässig-
keit reden. Und wollte man es 
negativer ausdrücken, könnte 
man wohl auch behaupten, dass 
hier mit Absicht eine Situati-

on geschaffen wurde, die einen 
wahrscheinlichen Fortgang neh-
men würde. 

So gingen denn auf den nächsten 
Kilometern auch einige Scheiben 
zu Bruch. Und es dürfte die Poli-
zei auch kaum überrascht haben, 
dass es sich dabei um die Schei-
ben einer Bank gehandelt hat. 
Ich will hiermit das Zerstören 
von Glasscheiben nicht schön re-
den. Ganz im Gegenteil. Zu die-
sem Zeitpunkt verhielten sich an 
die zehn „Autonome“ bestenfalls 
infantil. Die politische Meinungs-
äußerung blieb hierbei jeden-

Mythos Rostock
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falls hinter dem Adrenalinkick 
der Beteiligten verborgen. Aber, 
und das muss auch gesagt wer-
den, waren dies Einzeltaten, die 
den weiteren Verlauf nicht beein-
trächtigten. 

Die ersten hoch gerüsteten Poli-
zeieinheiten waren dann an dem 
Hotel postiert in dem Teile der 
amerikanischen Gipfel-Delega-
tion untergebracht worden sein 
sollen. Und auch hier kam es 
wohl zu den üblichen Spielchen 
zwischen Autonomen und Polizei: 
Farbbeutel auf Polizisten schmei-
ßen. Alles in allem harmlos, was 
die Polizei auch damit quittierte 
nicht einzugreifen. Bis hier kann 
man also von einer Strategie der 
Deeskalation ausgehen, auch 
wenn zwischendurch sicherlich 
an der ein oder anderen Stelle 
nicht jeder Polizeibeamte beson-
nen agierte. Aber, das waren bis 
zu diesem Zeitpunkt eben auch 
nur Ausnahmen.

Zur Eskalation kam es letztlich 
erst am Hafen, dem Ort der Ab-
schlusskundgebung. Die Fern-

seh- und Videobilder dürften die 
meisten mittlerweile gesehen ha-
ben. Ein selten einsames Polizei-
fahrzeug inklusive Insassen wird 
von etwa zehn Vermummten at-
tackiert. Welche Aufgabe dieses 
Fahrzeug haben sollte, wissen 
nur die Verantwortlichen. Ver-
kehrsregelnd, wie es von Kavala8 
behauptet wurde, ist völlig ab-
surd angesichts der Position im 
Hafen. Hier soll auch keinen Ver-
schwörungstheorien das Wort 
geredet werden. Mit Sicherheit 
war es dort auch nicht als Provo-
kation abgestellt. Möglicherwei-
se hat da einfach jemand in der 
Einsatzzentrale gepennt, mögli-
cherweise aber auch nur die ein-
gesetzten Beamten. Eindeutig ist 
nur, dass jeder Verantwortliche 
hätte wissen müssen, dass ein 
Auto an dieser Stelle dankbar 
von gewaltbereiten Anwesenden 
als Anlass genommen werden 
würde. Womit an dieser Stelle zu 
klären wäre, wer denn diese ge-
waltbereiten Demonstrationsteil-

8 Kavala ist der Name der Ein-
satzleitung für den G8 Gipfel. (Benannt 
nach einer griechischen insel.)

nehmer eigentlich waren. 

Angesichts der Tatsache, 
dass der schwarze Block 
also aus etwa zehn tausend 
Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern bestand wäre es 
völlig abwegig diesen als 
gewaltbereit zu beschrei-
ben. Unstrittig ist, dass 
es gewaltbereite Linksra-
dikale in Europa gibt, die 
mit Sicherheit auch den 
Weg nach Rostock gefun-
den haben. Nichts desto 
trotz waren es bis zu die-
sem Zeitpunkt nur eine 
handvoll Gewaltsuchende. 
Auf den Bildern ist deut-
lich zu erkennen, dass es 
einige Wenige sind, wäh-
rend alle anderen friedlich 
weiterdemonstrieren. 

Nun stellt sich natürlich 
für die Einsatzleitung die Fra-
ge, wie mit dieser Situation um-
zugehen ist. Wie wird man zehn 
Straftätern innerhalb einer rie-
sigen Demonstration habhaft? 
Zumal man sie überhaupt nicht 
identifizieren kann. Jede beson-
nene Einsatzleitung hätte hier 
Zurückhaltung üben müssen. 
Sollten Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheiten in Greif-
trupps in die Demo stoßen hätte 
jeder damit rechnen können und 
müssen, dass dies als Provokati-
on aufgenommen werden würde. 
Schließlich hatte kaum jemand 
mitbekommen, dass das Auto zu-
vor angegriffen worden ist.9 

Die Einsatzleitung entschied sich 
allerdings doch dafür einen voll-
gepanzerten Zug der Polizei in 
die Spitze des schwarzen Blocks 
eingreifen zu lassen. Was das für 
einen Sinn haben sollte, wird das 
ewige Rätsel der Einsatzleitung 
bleiben. Erstens hatte die Spitze 
des Blocks nichts mit den Über-
9  Es waren etwa 50.000 Demo-
teilnehmerInnen und nur etwa 500 haben 
wohl die besagte Situation direkt mitbe-
kommen.
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griffen auf das Fahrzeug zu 
tun, zweitens hatte dies den 
Anschein von Willkür, da von 
der Spitze bis dahin gar kei-
ne Gewalt ausgegangen war. 
Und wie reagiert man auf eine 
drauflosknüppelnde Horde Be-
amter? Und dies ist keineswegs 
eine Übertreibung. Diese erste 
Einheit ging dermaßen brutal 
und sinnfrei vor, schlug auf al-
les ein, was in der Reichweite 
des Schlagstockes war und zog 
sich nach getaner Arbeit ge-
nauso schnell zurück, wie sie 
gekommen war. Wie soll man 
solch ein Vorgehen bewerten? 
Wenn irgendwer aus dieser 
Demo gewalttätig wird, wird 
irgendjemand von der Polizei 
gewalttätig? Da es nicht einmal 
den Versuch einer Ingewahrsam-
nahme gab, bleibt der Eindruck 
hier sollte mit Gewalt gezeigt 
werden, dass die Polizei alles im 
Griff habe. Und genau das hatte 
sie anschließend nicht mehr.

Wenige Minuten später löste sich 
die Demo im hinteren schwarzen 
Block auf. Etwa 500 Personen 
bewegten sich nun in Richtung 
Altstadt, weg von der Abschluss-
kundgebung. Die Polizei schien 
willens, dies verhindern zu wol-
len. Und so kam es zu der äußerst 
absurden Situation (in der Straße 
in der zuvor das Auto attackiert 
wurde), dass 300 Polizisten die 
obere Hälfte der Straße füllten 
und 500 schwarz Gekleidete, die 
untere Hälfte der Straße. Doch 
auch hier geschah nichts weiter. 
Beide Seiten demonstrierten et-
was hilflos Stärke. Und nun kam 
es zu dem meiner Ansicht nach 
auslösendem Moment der Eska-
lation. 

Die Einsatzleitung hatte sich, 
wie schon beschrieben, seit der 
Polizeiauto-Attacke, von der De-
eskalation verabschiedet. 

In dieser Nebenstraße war die 
Situation zwar angespannt auf-

grund der Massen die sich dort 
gegenüberstanden, aber es gab 
keine Ausschreitungen oder ähn-
liches. Plötzlich kam das baye-
rische USK�0 mit 30 Mann und 
versuchte die 500 Leute in der 
Straße quasi zu kesseln in dem 
sie das andere Ende der Straße 
schließen wollten. Wozu? Wie 
kesselt man überhaupt 500 Per-
sonen? Das alles war den Be-

amten wohl auch nicht klar. Sie 
lösten damit lediglich eine Pa-

�0  Oder war es eine Berliner BFE? 
Wer kann das schon angesichts der Ver-
mummung genau sagen.

nik aus. Alle versuchten aus der 
Straße zu entkommen, um eben 
nicht gekesselt zu werden. Das 
USK schlug dann einfach mal hier 
und da dazwischen. Und genau 
dieses völlig sinnlose Eingreifen 
des USK, das herumprügeln auf 
Teilnehmer, die bis dahin nichts 
strafbares gemacht hatten, 
führte zur Eskalation. Um diese 
Kreuzung herum standen etwa 

weitere zwei bis dreitausend 
Demoteilnehmer (dazu kommen 
dann eben noch zigtausende 
auf der �5 Meter entfernten Ab-
schlusskundgebung). Der völlig 

... ums Ganze!-Block

Abwehrmaßnahmen
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unverhältnismäßige 
und an Sinnlosig-
keit kaum noch zu 
überbietende Ein-
satz führte zu einem 
Stein- und Flaschen-
hagel, wie ich ihn 
so noch nie gesehen 
habe. In weniger als 
einer Minute flogen 
hunderte Steine. Nun 
kann man vortreff-
lich diskutieren, ob 
Steine und Flaschen 
werfen die angemes-
sene Reaktion sei. 
Entscheidend bleibt 
aber hierbei die Fra-
ge, wie wehrt man 
sich gegen Hooligans 
in Uniform? Bestens 
gepanzert, bestens 
ausgerüstet und aus-
gebildet, das Gewaltmonopol des 
Staates schlägt sich unkontrol-
liert durch die Demo in Rostock.

Es ist müßig darüber zu reden, 
wer denn nun angefangen hat. 
Ich habe nur geschildert, wie 
man es betrachten könne. Und 
meine Meinung ist, dass sich hier 
sowohl linksradikale Hooligans, 
als auch Hooligans�� in Uniform 
getroffen haben.�� Der Unter-
schied ist nur, dass Hooligans 
in Uniform in einer Demokratie 
nichts verloren haben, zumal 
sie aufgrund ihrer nicht vorhan-
denen Kennzeichnungspflicht 
tun und lassen können, was sie 
wollen. Strafe haben sie nun mal 

��  Eine durchaus interessante 
und lesenswerte Idee beschäftigt sich mit 
der „cop-culture“, also den strukturellen, 
institutionellen Bedingungen und Begün-
stigungen von Polizeigewalt. http://www.
cilip.de/ausgabe/67/puetter.htm#fn�
��  Zu ergänzen wären auch noch 
einige rechtere Fußballhooligans, die sich 
anschließend unter die Menge gemischt 
haben, um auch auf ihre Kosten zu kom-
men. 

nicht zu befürchten.�3 �4

Wie ich oben schon erwähnte, 
will ich das Werfen von Steinen 
und Flaschen keinesfalls ver-
harmlosen, aber man sollte es 
auch realistisch einordnen kön-
nen. Und dazu gehört es m. E. 
auch die Situation immer in Be-
ziehung zu den Beteiligten zu be-
trachten. Ich halte es für verlo-
gen hier zu argumentieren, dass 
man gegen Gewalttäter mit aller 
Härte vorgehen müsse. Ist bru-
tale Gewalt seitens der Polizei 
eine moralisch bessere Gewalt? 
�3  Erspart Euch Kommentare zu 
diesem Aspekt. Auch wenn ihr meint, dass 
aufgrund der vorhandenen taktischen Ab-
zeichen eine Zuordnung und Identifikation 
der Beamten möglich sei, sucht doch ein-
fach noch mal kurz im Internet, was es da-
mit auf sich hat. Eine Identifikation ist fak-
tisch unmöglich. Selbst bei vorhandenem 
Bildmaterial des Gesichtes, denn die 
entsprechenden Kampfeinheiten wurden 
kürzlich mit so genannten Flammschutz-
masken ausgerüstet. Dabei handelt es sich 
um nichts anderes als Sturmhauben, die 
lediglich Mund und Augen freigeben.
�4 Und wer immer schön blau-
äugig an den Rechtsstaat glaubt und 
nicht verstanden hat, dass Rechtspre-
chung nichts anderes ist, als Durchset-
zung von Machtverhältnissen, der möge 
doch bitte hier nachlesen, wie es um 
die Ahndung bewiesener Polizeigewalt 
aussieht: http://www.rolf-goessner.de/ 
FRTodesschusse.htm

Zumindest einige 
Demoteilnehmer 
hatten hierauf ihre 
Antwort gefunden. 
Sie beantworteten 
die Gewalt der 
Polizei mit eige-
nen Gewaltbekun-
dungen. Zu einer 
gelasseneren Be-
trachtung gehört 
es aber auch sich 
der Wirkungen der 
Gewalt zuzuwen-
den und nicht nur 
den Motiven. Wel-
che Wirkungen ha-
ben mit Schlagstö-
cken ausgerüstete 
Polizisten, die un-
geschützte Men-
schen verprügeln, 
die mit gepan-

zerten Handschuhen Menschen 
ins Gesicht schlagen, die mit 
Kampfstiefeln auf am Boden lie-
gende eintreten, die Hebel- und 
Würgegriffe einsetzen, die dazu 
geeignet sind Menschen schwer 
zu verletzen und sogar zu töten?�5 
Dazu kommt dann noch der Ein-
satz von Pfefferspray. Ein Vertei-
digungsmittel, dass dermaßen 
schlimme Wirkungen entfalten 
kann, dass es in Deutschland jah-
relang nicht an Privatpersonen 
verkauft werden durfte und auch 
heute von Privatpersonen nur 
gegen Tiere�6 eingesetzt werden 
darf.

Demgegenüber stehen also „die 
Steinewerfer“. Faustgroße Steine 
werden auf gepanzerte Polizisten 
geschleudert. Ich bin mir sicher, 
dass das unangenehm für die 
eingesetzten Beamten ist, dass 
es sich hierbei durchaus um eine 
Bedrohungssituation handelt, 
aber ich neige dazu zu vermuten, 

�5 Wer es nicht glaubt möge sich 
bei youtube schlau machen. Oder einfach 
mal im SPIEGEL TV Archiv stöbern. Bil-
der sinnloser und brutaler Polizeigewalt 
aus Rostock gibt es zur Genüge. Konse-
quenzen hingegen gibt es keine.
�6 Honi soit qui mal y pense“

Böser schwarzer Block
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dass ernsthafte Verletzungen 
durch Steine weitestgehend aus-
geschlossen sind�7. Ja,ja. 433 
Verletzte. Schon klar. Aber wen 
zählt die Polizei eigentlich alles 
zu den verletzten Beamten. Und 
da gibt es eine interessante Ent-
wicklung. Seit geraumer Zeit 
werden Beamte immer wieder 
von Tränengas getroffen. Kaum 
verwunder-
lich bei die-
sem expo-
nentiellen 
Einsatz 
und die-
sem blind-
wütigen 
Gebrauch – 
seitens der 
Polizei. Je-
der Beam-
te, der sich 
bei seinen 
Kollegen 
bedanken 
darf, dass 
er Opfer 
von Poli-
zeigewalt 
geworden 
ist, wird 
nun zu den 
Verletzten 
gezählt. 
Die Wir-
kung von 
Tränengas wird als Verletzung 
gewertet?! Dann muss es in Ro-
stock zigtausende verletzte De-
monstranten gegeben haben. 
Das Team von BBC zum Beispiel, 
neben das wir uns zurückgezo-
gen hatten in der Annahme die 
Polizei würde wohl kaum auf die 
Reporter einprügeln. Natürlich 
hätte man gewarnt sein können, 
denn das Anti-Konflikt-Team hat-
te sich auch hier hin verkrümelt, 
bis es urplötzlich in das angren-
�7 Was jedoch in keinster Weise 
bedeuten soll, dass zahlreiche Steiner-
werfer, Verletzungen von Polizeibeamten 
nicht billigend in Kauf genommen hätten. 
Zumal einige der Steinewerfer dermaßen 
blindlings um sich warfen, dass wohl der 
ein oder andere Demonstrant ebenfalls 
Gefahr lief getroffen zu werden.

zende Schiff verschwand. (An 
dieser Stelle noch einmal ein 
großes Lob an das Anti-Konflikt-
Team, dass sich nicht im Gering-
sten, um die mittlerweile außer 
Kontrolle geratenen Kollegen 
kümmerte – sondern sich selbst 
vor denen schützen musste.) An-
schließend wurden Tränengas-
kartuschen „blindlings“ in die 

Menge geschossen. BBC, N-TV 
und ARD verließen daraufhin 
ihre Positionen und flüchteten 
ebenfalls. �8

Nun damit nicht genug. Ebenso 
zählt die Polizei zu ihren „Ver-
letzten“ die Kollegen, die auf-
grund des ständigen hin- und 
hergelaufes einfach nicht mehr 
können, oder um es glaubwür-
diger auszudrücken: krisenbe-
dingte Kreislaufschwäche. Dazu 
kommen dann noch die, die aus-
rutschen�9 und sich dabei „ver-
�8 Honi soit qui mal y pense“
�9 Die eingesetzten Wasserwerfer 
hatten die Straßen mittlerweile dermaßen 
eingedeckt, dass zahlreiche Beamte und 
Demonstranten immer wieder zu Boden 

letzen“, also Bänderdehnungen, 
Zerrungen, Verstauchungen. 
Man könnte auch von gängigen 
Sportverletzungen reden. Hoch-
interessant wird es, wenn man 
aus der zeitlichen Distanz sich 
noch einmal anschaut, was in 
diesem Zusammenhang alles kol-
portiert und propagiert wurde. 
Da war von Früchten gespickt 

mit Rasierklingen die Rede, Mes-
serattacken, oder um Deutsch-
lands beliebteste Tagesillustrier-
te zu zitieren: „Wollt ihr Tote, ihr 
Chaoten?“.�0 Die Polizei wurde 
mehrere male gebeten, die Be-
weise für diese Behauptungen 
vorzulegen. Das ist bis heute 
nicht geschehen. Präsentiert 
wurde ein eingedellter Polizei-
helm. Und hier muss konstatiert 
werden, dass demjenigen der 
den Helm aufhatte wohl außer 
Kopfschmerzen nichts passiert 
ist und dass derjenige der das zu 
gingen.
�0 BILD vom 04.06.�007. Bei die-
ser Titelzeile stellt sich nur die Frage, ist 
das ein besorgter Ausruf oder eine Dro-
hung?

Heute mal andersrum: PolizistInnen im Kessel der DemoteilnehmerInnen
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verantworten hat, wohl tatsäch-
lich schwerste Verletzungen bei 
Beamten in Kauf genommen hat. 
Und hier gibt es für mich auch 
keine Ambivalenz, um solch eine 
Delle im Helm zu erzeugen, muss 
man schon ziemlich brutal vorge-
hen. Und wenn ich mich gegen 
die Polizeibrutalität verwehre, 
dann verwehre ich mich auch 
gegen diese Hooligan-Brutalität 
einiger Demoteilnehmer. 

Nichts desto trotz ist von den 
Mythen der Rasierklingen nichts 
übrig geblieben. Lediglich die 
Messerattacke wurde verifiziert. 
Ein Polizist wurde von einem 
Taschenmesser in den Rücken 
getroffen, also auf seine Schutz-
weste, um es präziser zu formu-
lieren. Ob das Messer überhaupt 
aufgeklappt war, ist daraus nicht 
zu erkennen. Wie auch immer, 
das Werfen mit einem „schwei-
zer Taschenmesser“ bei dem 
niemand auch nur annähernd 
verletzt wurde klingt irgendwie 
anders als eine „Messerattacke“. 
Von den zahlreichen schwer-
verletzten Beamten, sind dann 
plötzlich auch nur noch zwei 
übrig geblieben. Lediglich zwei 
Beamte wurden über Nacht sta-
tionär behandelt! Denn dies ist 
das Kriterium um von „Schwer-
verletzten“ zu sprechen. Einer 
der beiden Beamten hatte wohl 
einen offenen Bruch und somit 
selbstverständlich eine schwere 
Verletzung. Welche Verletzung 
der andere Beamte hatte, wur-
de nicht mitgeteilt. Wobei sich 
der Beamte den offenen Bruch 
zugezogen hat, wurde ebenfalls 
nicht erklärt. Festzuhalten bleibt 
also, dass bei den „schwersten 
Ausschreitungen seit �0 Jahren“ 
zwei Beamte „schwer verletzt“ 
wurden. Und festzuhalten bleibt, 
dass ein Beamter getötet wurde 
– und zwar als er in einer Kaser-
ne aus dem Bulli fiel und von die-
sem überfahren wurde.

Den restlichen Verlauf der De-
monstration kann man relativ 
gut zusammenfassen, da es zu 
einem Kreislauf der Gewalt und 
Gegengewalt verkommen war. 
Etwa 400 Demonstranten und 
Gewaltbereite lieferten sich nun 
eine „Straßenschlacht“ mit den 
zusätzlich herbeigeeilten Kräf-
ten der Polizei. Wobei sich be-
sonders eine Berliner Hundert-
schaft wohl nicht den Rang der 
brutalsten Knüppelgarde durch 
die USK ablaufen lassen wollte. 
Die „Randalierer“ warfen Steine 
auf Beamte, bauten eher lächer-
lich anmutende Barrikaden (die 
nichts verbarrikadierten aber in 
der Sicht der Erbauer wohl schön 
brannten) und zündeten ein Auto 
an, das im absoluten Halteverbot 
einsam am Hafen stand. Als Au-
tobesitzer würde ich Kavala an-
zeigen, dass sie mein Auto nicht 
abgeschleppt haben, schließlich 
hätte die Polizeiführung durch-
aus ahnen können, was damit 
geschehen könnte. Es ist ja nun 
nicht so, dass die G8-Gipfel in 
der Vergangenheit besonders 
friedlich abliefen. Man kann sich 
des Gedankens nicht erwehren, 
dass die Polizei entweder unfä-
hig ist oder aber mit Vorsatz ge-
handelt hat.

Auf die Aktionen der Gewalttä-

ter antwortete die Polizei dann 
auch mit Gewalt. Immer wieder 
stießen Greiftrupps vor, verprü-
gelten alles in ihrer Reichweite, 
sprühten mit Pfefferspray, ver-
schossen Tränengaskartuschen 
und um die Wasserwerfer nicht 
umsonst bestellt zu haben durf-
ten diese dann auch ihren großen 
Einsatz fahren. Offiziell sollten 
sie natürlich die Straße räumen, 
um den Feuerwehrfahrzeugen 
Zugang zum brennenden Auto 
zu verschaffen. Warum sie dann 
allerdings auf alles und jeden in 
Reichweite schossen einschließ-
lich der Teilnehmer auf der Ab-
schlusskundgebung und warum 
mehrheitlich in die Luft, statt auf 
die Straße gezielt wurde bleibt 
mal wieder ein Geheimnis. Es lie-
ße sich natürlich mit BBC vermu-
ten, dass in das Wasser Tränen-
gas gemischt wurde. Aber diese 
Praxis wird ja angeblich seit den 
80er Jahren in Deutschland nicht 
mehr vollführt. Diese Schleife 
zog sich dann weitere zwei bis 
drei Stunden hin. Eines war je-
doch zu beobachten: zog sich die 
Polizei zurück, hörte auch das 
Steine schmeißen auf (auf wen 
auch). 

Vielleicht sollte man in den Füh-
rungsakademien der Polizei mal 
darüber nachdenken, dass es ne-
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ben Eskalation und Deeskalation 
auch noch andere Methoden der 
Konfliktbewältigung gibt. 

Bevor ich zum Abschluss komme, 
möchte ich noch einen kurzen 
Exkurs zur Gewaltdebatte ein-
fügen. Wie ich schon kurz an-
führte, halte ich es für doppelmo-
ralisch zu behaupten jede Form 
der Gewalt sei zu verurteilen. 
Die gleichen Leute die Gewaltan-
wendung kategorisch ausschlie-
ßen, fordern im Gegenzug Gum-
migeschosse für die Polizei, GSG 
9 gegen Demonstranten oder die 
Bundeswehr im Innern einzu-
setzen, zumindest aber immer: 
„härter“ durchzugreifen. Dass 
es absurd ist mit immer mehr 
Repression und immer mehr Ge-
walt zu antworten, scheint ihnen 
abzugehen. Dabei hätte ich doch 
gerne mal Beispiele in der Ge-
schichte dafür, dass immer mehr 
Repression im Innern zu „ru-
higeren“ Verhältnissen geführt 
hätte – mir würden da nur unan-
genehme Beispiele einfallen. 

Eine andere Fehlsicht ist, wenn 
der Staat Gewalt ausüben darf, 
dann darf ich das auch. Das ist 
mit demokratischer Rechtsstaat-
lichkeit wohl kaum zu vereinba-
ren. Ich sehe auch keinen Sinn 
darin, warum man Menschen 
verletzen will, um sich politisch 
auszudrücken. Welche Aussage 
soll damit rübergebracht wer-
den? Wie will man gerechte Ge-
sellschaftsformen mit Gewalt er-
kämpfen?�� 

Anders sieht es hingegen bei 
anderen Formen der politischen 
Meinungsäußerung aus. Die so 
genannte Gewalt gegen Sachen. 
Wie kann man eigentlich Gewalt 
�� Den Spezialfall des grundgesetz-
lich verankerten Rechts auf Widerstand 
bei Gefahr für die Demokratie schließe ich 
hierbei aus, da dies den Rahmen bei wei-
tem sprengen würde und hier dieser Fall 
auch ausgeschlossen werden kann. (Auch 
wenn manche Fundamentalisten jeglicher 
Couleur immer wieder darauf zu vereinfa-
chen suchen.)

gegen Sachen ausüben? So et-
was kann man nur behaupten, 
wenn man entweder Menschen 
auf Dinge reduziert oder Dinge 
zu Menschen macht (was in der 
Rechtsprechung ja durchaus vor-
kommt). Wer nicht folgen kann, 
möge sich mal die Mühe machen 
und nach Definitionen von Ge-
walt suchen. 

Und kommt jetzt bitte nicht mit 
dem Grundgesetz in dem der 
Schutz des Eigentums verankert 
ist. Im Grundgesetz sind auch 
noch ganz andere Sachen veran-
kert, um die sich aber etablierte 
Wirtschafts- und Politkasten 
recht wenig scheren. Oder um 
es freundlicher auszudrücken: 
das Grundgesetz kann nur dann 
als Argumentationshilfe genutzt 
werden, wenn es für alle Men-

schen gleich gelten würde. So-
lange es diese Funktion nicht 
erfüllt, kann man sich eben auch 
nicht die paar Aspekte raussu-
chen, die einem gefallen und 
die anderen ausblenden.�� Das 
Grundgesetz ist genauso hinter-

�� Kann man natürlich schon, es 
macht die Argumentation nur weder bes-
ser noch glaubwürdiger.

fragbar, wie alle anderen sozialen 
Geschehenszusammenhänge.�3 
Schließlich ist das Grundgesetz 
nicht aus Gottes Offenbarungen 
entstanden, sondern ist Manife-
station gesellschaftlicher Macht-
verhältnisse. Insofern ist eine 
Argumentation, die sich aus-
schließlich auf das Grundgesetz 
als große moralische und un-
hinterfragbare Instanz bezieht, 
recht schlicht im Denken – zumal 
das Grundgesetz mit der aktu-
ellen Rechtsprechung auch nicht 
viel zu tun haben muss.

Kurz: Gewalt gegen Menschen ist 
immer und egal aus welcher Per-
spektive zu verurteilen! Gewalt 
gegen Sachen kann per Defini-
tion überhaupt nicht existieren. 
Und der „Schutz des Eigentums“ 
ist keine unhinterfragbare Offen-

barung. Was auch hier wieder 
keine Rechtfertigung ist, son-
dern lediglich auf bestimmbare 
Beziehungen hinweisen soll.

�3 Das müssten die Juristen ja nun 
wissen. Schließlich gibt es eine neue Kom-
mentierung des Grundgesetzes und diese 
beruht nicht zuletzt auf veränderten ge-
sellschaftlichen Zusammenhängen – auf 
Machtverhältnissen.

Schwerverletzt oder gestolpert: Ein und das selbe!
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So bleibt der bittere Gedanke, 
dass es in Rostock zwar durchaus 
schwere Ausschreitungen gab, 
dass diese aber politisch ledig-
lich dazu genutzt wurden, um die 
Grundrechte weiter einzuschrän-
ken, um die Maßnahmen der in-
neren Sicherheit immer weiter 
zu verschärfen und um ein kon-
troverses Thema in den Medien 
zu halten, um gleichzeitig andere 
Gesetzesänderungen oder Initia-
tiven klammheimlich durchzu-
bringen, z. B. das Aufenthaltsge-
setz, die demografische Offensive 
der CDU/CSU, Zuteilungsgesetz, 
Verbraucherinformationsgesetz, 
Ehrenmahl der Bundeswehr. 
Andere viel wichtigere gesell-
schaftliche Probleme geraten 
dadurch ins Abseits: die Mär der 
sinkenden Arbeitslosenzahlen,  
ebenso wie die Sozial- und Bil-
dungspolitik. Solange Schäuble 
und andere Apologeten des re-
pressiven Rechtsstaats�4 immer 

�4 Ursprünglich war hier mal ange-
dacht von „parlamentarischer Diktatur“ zu 
sprechen. Dieser Begriff hat jedoch, wie ich 
feststellen musste, einen Bedeutungswan-
del erlitten. Wurde er in den 80er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts noch von 

weiter mit ihren Forderungen 
voranpreschen und dem Polizei-
staat das Wort reden, wird die öf-
fentliche Diskussion beschränkt 
auf diese Themen. Mal abgese-
hen davon, dass es bei den Dis-
Sozialwissenschaftlern benutzt, um auf 
die Verselbständigung eines politischen 
Kastensystems hinzuweisen, transfor-
mierte er sich im allgemeinen Sprachge-
brauch zu einem politischen Kampfbegriff 
zahlreicher Schwarz-Weiß-Denker.

kussionen nur darum 
geht, die Mittel zu 
beschränken oder 
wahlweise zu ver-
urteilen, nicht aber 
darum, dass grund-
sätzliche vermeint-
liche Problem des 
(Staats)Terrorismus�5 
zu diskutieren. Es 
wird auch nicht über 
die Gründe der Ge-
walt diskutiert. Als ob 
es sich bei den Aus-
einandersetzungen 
rund um die G8-Gip-
fel der letzten Jahre 
lediglich um ein Auf-
einandertreffen von 
verfeindeten Anhän-
gern irgendwelcher 
Fußballclubs handeln 
würde.

Allein, die Mythen 
und Märchen von Rostock wer-
den weiter genährt. Am Ende 
werden sich die meisten nur 
noch an den großen Krawall und 
die vielen Verletzten erinnern. An 
autonome Chaoten und arme Po-
lizeibeamte, an brennende Autos 
und terroristische Vermummte. 
Die Ideen der Demonstration 
gehen unter, die Anliegen der 
verschiedensten Gruppierungen 
bleiben ungehört und was noch 
schwerer wiegt, über Sinn und 
Unsinn der G8 und mit denen 
verflochtener Organisationen 
wird nur von Spezialisten disku-
tiert. Eine breitere Öffentlichkeit 
wird weder informiert noch ge-
fragt, sondern eben lediglich mit 
möglichst spektakulären Bildern 
und Behauptungen über Aus-
schreitungen abgespeist!

sasCha Pommrenke

�5 Hier wäre eine spannende Dis-
kussion zu führen. Wer alles als Terrorist 
gilt, ist letztlich eine Frage der Definiti-
onsmacht.
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